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92. Sitzung 

Bonn, den 12. März 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Berufsbildungsbericht 1982 
— Drucksache 9/1424 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat hat für 
die Aussprache eine Redezeit von drei Stunden ver-
einbart. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
höre und sehe keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, wird das 
Wort zur Einbringung gewünscht? — Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Kuhlwein hat das 
Wort. 

Kuhlwein, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Bun-
desbildungsminister ist dankbar, daß diese Debatte 
heute hier zustande kommt, und freut sich beson-
ders darüber, daß alle Fraktionen diese Debatte ge-
wünscht haben. Ich hoffe, daß — so wie der Bundes-
bildungsminister — auch alle Fraktionen an einem 
guten Ergebnis dieser Aussprache interessiert sind. 
Unsere Aufgabe hier ist es, in aller Öffentlichkeit 
rechtzeitig und deutlich noch einmal an alle Beteilig-
ten zu appellieren, daß sie bei den Ausbildungsplät-
zen noch einmal zulegen. Warum das so ist, möchte 
ich hier noch einmal kurz darlegen. 

Die Zahlen für die Entwicklung sind mittlerweile 
bekannt; sie können auch im schriftlichen Bericht 
nachgelesen werden. Aber viele, die es angeht, ha-
ben offenbar Schwierigkeiten, Zahlen aufzunehmen. 
Und manche, die Zahlen lesen, sehen eben bloß die 
Zahlen. Daß hinter diesen Zahlen, meine Damen und 
Herren, menschliche Schicksale stecken, daß dahin-
ter die Hoffnungen von Jugendlichen und ihren Fa

-

milien stecken, daß dahinter ein gutes Stück der Zu-
kunft unserer Gesellschaft steckt, wird gelegentlich 
übersehen. Die Jugendlichen, die eine Ausbildung 
suchen, nicht im Stich zu lassen, ist ein Gebot der 
Stunde. Diese Debatte soll dazu beitragen, daß sich 
die Situation bessert. 

Ich möchte einige Eckdaten zur derzeitigen Aus-
bildungssituation ins Gedächtnis rufen und zugleich 
auch bewerten. 1981 haben wir zum ersten Mal seit 
Jahren einen Rückgang bei der Zahl der Ausbil-
dungsverträge gehabt. Die Ausbildungsbilanz ist 
schlechter geworden; wir haben einen Trendein-
bruch. Denn wenn sich ein bisher günstiger Trend 
nicht fortsetzt, dann ist das ein Trendeinbruch. Ich 
verstehe nicht, wie Herr Kollege Pfeifer das bestrei-
ten kann. Wenn man die Zahlen ernst nimmt, dann 
ist das sogar ein dramatischer Trendeinbruch. Da-
mit will ich die Lage gar nicht dramatisieren; sie ist 
leider so. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist eine sprachli

-

che Fehlleistung!) 

Andere sollten das auch nicht verharmlosen. Denn 
hier geht es um Menschen, denen geholfen werden 
muß. Hier geht es darum, daß Politiker ihre Verant-
wortung für diese Menschen unter Beweis stellen. 

Was ich dramatisch nenne, ist das: In sechs Bun-
desländern stand 1981 nicht einmal rein rechnerisch 
für jeden Jungen und jedes Mädchen ein Ausbil-
dungsplatz bereit. Das heißt: Selbst dann, wenn die 
Mädchen und Jungen schlechthin jeden angebote-
nen Ausbildungsplatz — wo immer auch im Lande, 
in welchem Beruf auch immer — genommen hätten 
und hätten nehmen können — vielleicht über hun-
dert Kilometer Entfernung hinweg —, hätte das An-
gebot in sechs Bundesländern oder in jedem dritten 
Arbeitsamtsbezirk nicht ausgereicht. Das sind Tat-
sachen, und Tatsachen zu nennen ist wohl keine 
Dramatisierung. 

Es ist wahr: Bundesweit gab es 1981 noch immer 
2,4 % mehr angebotene Ausbildungsplätze als Be-
werber; das waren genau 15 208 Plätze. In jedem Be-
ruf sind das im Durchschnitt, bezogen auf das ge-
samte Bundesgebiet, ganze 34 Plätze. Wenn man et-
was mehr ins Detail geht, dann wird es konkreter, 
dann ist es auch näher an der Realität und näher an 
den Erfahrungen der Jugendlichen, die manchmal 
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Dutzende von Bewerbungen loslassen müssen, ohne 
damit Erfolg zu haben. 

Ich möchte ein Beispiel dafür geben, was es heißt, 
wenn ausgerechnet wird, daß es ja immer noch ein 
„Überangebot" gebe, und man sich dann vielleicht 
dabei beruhigt. Ende September 1981 gab es bei den 
Maurern bundesweit noch 3 281 unbesetzte Ausbil-
dungsplätze. Auf Rheinland-Pfalz — um ein Land zu 
nennen, das sich nicht im Wahlkampf befindet — 
entfielen davon rund 270 freie Maurer-Plätze. Von 
Ahrweiler bis Landau über Trier, Koblenz, Mainz, 
Kaiserslautern und Ludwigshafen und die Landge-
biete dazwischen gab es also 270 ungenutzte Ange-
bote für eine Maurerausbildung. Sieht man das von 
den Jugendlichen her, dann wird die Suche nach 
dem freien Ausbildungsplatz schnell zur Suche nach 
der berühmten Stecknadel im Heuhaufen. Mit dem 
„Überangebot" ist es dann nicht mehr so weit her. 

Beim Beruf Verkäuferin im Nahrungsmittelhand-
werk, für den es bundesweit ebenfalls noch etwa 
3 000 freie Plätze gab, liegen die Verhältnisse übri-
gens ähnlich. Zahlen, meine Damen und Herren, 
kann man bundesweit verschieben, aber nicht junge 
Menschen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für das 1982 beginnende Ausbildungsjahr wird 
sich die Lage weiter zuspitzen. Die Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen wird ansteigen. Im Berufsbil-
dungsbericht 1982 wird die Nachfrage auf knapp 
660 000 geschätzt. Das ist fast die Nachfrage des bis-
herigen Spitzenjahres 1980. Das sind 31 000 mehr als 
1981. 

Diese Einschätzung wird durch die Zahlen der bei 
den Arbeitsämtern gemeldeten Bewerber gestützt. 
Ende Januar gab es 15% mehr Bewerber als zum 
gleichen Zeitpunkt des Vorjahres, und die Zahl der 
gemeldeten Ausbildungsstellen war demgegenüber 
im Januar um 10 % niedriger als im Vorjahr. Nach 
den ersten Meldungen der Arbeitsämter über das 
Angebot Ende Februar hat sich der negative Trend 
trotz aller Appelle eher noch verstärkt. Es gibt kaum 
jemanden, außer vielleicht einigen Kollegen von der 
Opposition, die das nicht in Unruhe versetzt. 

Ich zitiere „DIHT-Informationen" vom 2. März 
1982: „Anlaß zu Besorgnis gebe allerdings die Ent-
wicklung im Jahre 1982." „Bonner General-Anzei-
ger", 4. März 1982: 

Präsidium und Handwerksrat des Zentralver-
bandes des Deutschen Handwerks haben Sorge 
über die Entwicklung des Lehrstellenangebots 
in der Bundesrepublik geäußert .. . 

Auch der Hauptausschuß des Bundesinstituts für 
Berufsbildung hat in seiner konstituierenden Sit-
zung am 5. März 1982 die derzeitige Ausbildungssi-
tuation als besorgniserregend bezeichnet und Be-
triebe und Verwaltungen, Bund und Länder, auch 
die beruflichen Schulen, zu noch größeren Anstren-
gungen aufgerufen. Solche Zitate, meine Damen und 
Herren, ließen sich reihenweise fortsetzen. 

Ich habe kein Verständnis dafür, wenn einige die 
Probleme verdrängen oder verniedlichen. Sie könn-
ten sich mitschuldig machen, wenn im Herbst Tau- 

sende junger Menschen enttäuscht auf der Straße 
stehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt in dieser Situation zwei Argumente, die ich 
nicht akzeptieren kann. Das eine ist der Hinweis auf 
den statistischen Überhang. Das führt zur Verharm-
losung des  Problems. — Das andere ist der achsel-
zuckende Hinweis darauf, daß die konjunkturelle Si-
tuation nun einmal nicht ohne Auswirkung auf das 
Angebot bleiben könne. 

Daß ein Zusammenhang zwischen Konjunktur 
und Ausbildungsplatzssituation besteht, wird von 
uns auch nicht bestritten, aber ich bestreite — und 
da bin ich anderer Ansicht als die Opposition —, daß 
man das dabei dann bewenden lassen dürfte. Die Ju-
gendlichen in den geburtenstarken Jahrgängen ha-
ben eben ihre eigene Konjunktur. Und dem muß 
Rechnung getragen werden. 

Wo die Verantwortung dafür liegt, daß dem Rech-
nung getragen wird, das hat das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom Dezember 1980 
zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz deutlich ge-
sagt. Dort heißt es, man müsse erwarten — und ich 
zitiere —, „daß die gesellschaftliche Gruppe der Ar-
beitgeber diese Aufgabe" — nämlich die Aufgabe der 
praxisbezogenen Berufsausbildung der Jugendli-
chen — „nach Maßgabe ihrer objektiven Möglichkei-
ten und damit so erfüllt, daß grundsätzlich alle aus-
bildungswilligen Jugendlichen die Chance erhielten, 
einen Ausbildungsplatz zu bekommen". Dann fügen 
die Verfassungsrichter noch einen wichtigen Nach-
satz an, der auch nicht übersehen werden darf. Da 
heißt es wörtlich: 

Das gilt auch dann, wenn das freie Spiel der 
Kräfte zur Erfüllung der übernommenen Auf-
gabe nicht mehr ausreichen sollte. 

Der Hinweis auf diese verfassungsgerichtlich be-
stätigte Verantwortung der Arbeitgeber ist nicht 
mehr als eine Tatsachenfeststellung. Er hat mit Dro-
hung, wie manche glaubten, überhaupt nichts zu tun. 
Die „gewachsene Aufgabenteilung" zwischen Staat 
und Wirtschaft in der Berufsausbildung, von der das 
Bundesverfassungsgericht gesprochen hat, kann ja 
wohl nicht nur eine Schönwetterveranstaltung 
sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir wollen sie auch in stürmischem Wetter nicht in 
Frage stellen. Aber diese Linie kann man nur durch-
halten, wenn alle Jugendlichen, die einen Ausbil-
dungsplatz suchen, auch in solchen schlechteren 
Zeiten tatsächlich versorgt werden. 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor einer 
Bewährungsprobe für das duale System. Wer dieses 
System gefährden will, der mag in diesen Monaten 
Augen und Ohren zumachen. Es steht außer Zweifel, 
daß der Staat nicht tatenlos zusehen könnte, wenn 
eine große Zahl ausbildungswilliger Jugendlicher im 
Herbst auf der Straße bliebe. Dann würde kaum je-
mand verstehen, wenn der Staat bloß wegen des Sy-
stems auf eigene Aktivitäten verzichtete. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Dann wäre die gewachsene Aufgabenteilung in 
Frage gestellt, dann wäre zumindest Hilfe zur 
Selbsthilfe fällig, wie das Bundesverfassungsgericht 
das genannt hat. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Beschluß vom 
1. März 1982 zum Berufsbildungsbericht deutlich ge-
macht, daß sie davon ausgeht, daß die vorhandenen 
und erkennbaren Ausbildungsprobleme durch ver-
antwortungsbewußtes Handeln der Betriebe und 
Verwaltungen gemeistert werden können. Dazu 
muß allerdings etwas getan werden. Dafür können 
wir alle etwas tun. Ich erinnere etwa an die Initiative 
des Kollegen Reschke, der 150 Betriebe in seinem 
Wahlkreis mit der Bitte angeschrieben hat, die Zahl 
der Ausbildungsplätze zu erhöhen. Die Reaktion 
war außerordentlich positiv. Ich erwähne als weitere 
Beispiele die Kollegen Nelle und Stockleben, 

(Daweke [CDU/CSU]: Er will die kaputtma

-

chen!) 

die sich genauso, wie das auch die Bundesregierung 
getan hat, insbesondere bei Peine-Salzgitter aktiv 
für die Erhaltung von Ausbildungskapazitäten ein-
gesetzt haben. Herr Kollege Daweke, es muß Ihnen 
doch nicht peinlich sein, wenn aus Ihren Reihen ein-
mal einer gelobt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Da- 
weke [CDU/CSU]: Man muß immer die Ab

-

sicht hinterfragen!) 

Auch andere haben solche Bemühungen aufzuwei-
sen. Sie alle haben gezeigt, wie und wo wir auch als 
Politiker vor Ort etwas tun können. 

Viele Gespräche in den vergangenen Wochen ha-
ben mir gezeigt, daß der Trendeinbruch des vergan-
genen Jahres auch darauf zurückzuführen ist, daß 
die Unternehmer falsche Signale bekommen haben. 
Es gab verfrühte Entwarnungsmeldungen. Viele Un-
ternehmensleitungen bis hin zum einzelnen Hand-
werksmeister hatten den Eindruck, ihr Beitrag zum 
Ausbildungsplatzangebot sei nicht mehr so wichtig 
und notwendig. Der Berufsbildungsbericht 1982 
macht deutlich, daß wir bei den Schulabgängern frü-
hestens 1985 über den Berg sein werden. 1983 und 
1984 müssen wir noch mit sehr hohen Schulabgän-
gerzahlen rechnen. 1983 werden es mehr sein als 
1981. 1984 werden wir nur wenig darunterliegen. 
Deshalb müssen in diesem Jahr die richtigen Si-
gnale gesetzt werden. Die Spitzenorganisationen 
der Wirtschaft wirken daran mit, und auch viele Un-
ternehmen haben diese Aufgabe bereits erkannt. So 
hat z. B. das Volkswagenwerk mitgeteilt, daß die 
Ausbildungsleistung um 5% gesteigert werden soll. 
Auch andere Unternehmen haben das vor. Aber das 
sind immer noch zu wenige. 

Auch die Ausbildung in öffentlichen Einrichtun-
gen muß verstärkt werden. Auch dafür gibt es erste 
Ansätze. So hat z. B. der Hamburger Senat ein Pro-
gramm für zusätzliche Ausbildungsplätze und für 
eine vorübergehende Verstärkung schulischer Aus-
bildungsangebote verabschiedet. Es gibt weitere 
Initiativen in den Ländern, und auch in den Bundes-
einrichtungen wird einiges getan. Aber diese An-
strengungen reichen noch nicht aus. Es muß mehr 
Initiativen zur Erweiterung des Angebots geben, 

und zwar bald, denn lange Vorlaufzeiten gibt es 
nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Aufgabe besteht, wie der Bundeskanzler ge-
sagt hat, darin, daß kein Jugendlicher resignieren 
muß, der einen Ausbildungsplatz sucht. Eine Gesell-
schaft muß Schaden nehmen, wenn junge Menschen 
in ihrem Anspruch auf eine solide Ausbildung ent-
täuscht werden. Bei dieser Anstrengung steht viel 
auf dem Spiel. Die Bewältigung der Ausbildungs-
probleme ist auf jeden Fall auch eine jugendpoliti-
sche Aufgabe ersten Ranges. Die Jugendlichen mes-
sen uns an der Lösung dieses Problems. Keiner hier 
im Hause oder auch draußen sollte das Thema damit 
erledigen, daß er feststellt: Mein Sohn oder meine 
Tochter ist j a versorgt. 

Die Aufgabe verlangt Solidarität der Generatio-
nen. Sie muß gelöst werden, und sie kann gelöst wer-
den. Die öffentlichen und privaten Arbeitgeber ver-
fügen auch objektiv über die Möglichkeiten dazu. 
Man kann das im Berufsbildungsbericht nachlesen. 
Ich will nur einiges daraus nennen. Wenn nur jeder 
zehnte Ausbildungsbetrieb auch nur einen einzigen 
Ausbildungsplatz mehr anbieten würde, dann hätten 
wir bereits 40 000 zusätzliche Ausbildungsangebo-
te. 

(Daweke [CDU/CSU]: „Zahlen kann man 
verschieben, Menschen nicht!") 

— Genau, Herr Kollege Daweke. Aber 40 000 mehr 
wäre mehr Auswahl für den einzelnen, der einen 
Ausbildungsplatz in seinem engeren Heimatbereich 
und auch in dem Beruf sucht, den er gerne haben 
möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Noch lieber wären mir natürlich 100 000 mehr; dann 
wäre die Auswahlmöglichkeit noch größer, und wir 
würden uns der Erfüllung dessen nähern, was in 
Art. 12 des Grundgesetzes steht, daß jeder einen An-
spruch darauf hat, den Arbeitsplatz und die Ausbil-
dung frei zu wählen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Angebote werden von den Jugendlichen auch 
angenommen. Es ist nicht wahr, daß die Jugendli-
chen unrealistische Berufsvorstellungen hätten 
oder immer nur Modeberufen nachliefen, wie das 
die Opposition in ihrem Resolutionsentwurf insinu-
ieren möchte. Eine Vielzahl von Untersuchungen 
zeigt, daß die Jugendlichen in diesem Punkt viel 
nüchterner sind, als man so glaubt. 

Allerdings: Wir sollten die Jugendlichen auch 
nicht überfordern, wenn wir von ihnen immer wie-
der Anpassung erwarten. Es ist nicht nur legitim, 
sondern sogar notwendig, daß junge Menschen ei-
genständige Wünsche, ein eigenes Bild von ihrer 
persönlichen Zukunft haben. Niemand sollte ihnen 
das Recht absprechen, wenigstens etwas zu wollen 
und sich etwas vorzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sollten auch etwas großzügiger bei der Ab-
grenzung von realistischen und unrealistischen 
Wünschen sein. Denn wir können doch nicht eine 
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Jugend wollen, die nur noch überlegt, was geht, und 
nicht mehr überlegt, was eigentlich sein sollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Heranwachsende junge Leute müssen sicher lernen, 
sich im notwendigen Umfang auch an Rahmenbe-
dingungen zu orientieren. Aber wir können doch 
nicht wollen, daß ihre erste Erfahrung mit der Ar-
beitswelt heißt, daß man sich auf jeden Fall ducken 
muß und daß man nehmen muß, was gerade geboten 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Der schlechteste Weg, das Problem anzupacken, 
ist, es auf die Jugendlichen, die die Schwächsten bei 
diesem ganzen Geschäft sind, abzuschieben. Dazu 
gehört, daß da über Anspruchsdenken, überzogene 
Ausbildungsanforderungen, mangelnde Leistungs-
fähigkeit und Leistungsbereitschaft der Jugendli-
chen lamentiert wird. Mit solchen Vorwürfen die Ju-
gendlichen einzuschüchtern, erscheint mir ausge-
sprochen fragwürdig. 

Ich meine, was 1980 gelungen ist, muß auch 1982 
gelingen können, besonders weil heute die Voraus-
setzungen dafür weit besser als damals sind. Es gibt 
mehr Ausbildungsbetriebe, mehr qualifizierte Aus-
bilder, mehr Plätze in überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten. 1982 absolvieren über 600 000 Jugend-
liche eine Abschlußprüfung. Damit werden viel 
mehr Ausbildungsplätze als in früheren Jahren frei. 
Es kann nicht angehen, daß sie bei der großen Nach-
frage, die wir haben, nicht mit neuen Auszubilden-
den besetzt werden. 

Manchmal richtet sich der Vorwurf des An-
spruchsdenkens auch gegen jene, die mehr Qualität 
in der Ausbildung fordern, und gegen jene, die nicht 
bereit sind, mehr Quantität gegen weniger Qualität 
einzutauschen. Ein solcher Handel — das wissen wir 
schon seit langem — wäre für die Attraktivität der 
Berufsausbildung im dualen System in hohem Maß 
schädlich. Die berufliche Bildung darf doch nicht ge-
genüber dem Standard in der schulischen Ausbil-
dung abfallen. Im Gegenteil. Wir wollen mehr 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung anstreben. Verläßliche Qualitätsstandards 
in der beruflichen Bildung sind daher nicht ausbil-
dungshemmend, sondern ausbildungsfördernd. 

Die Entwicklung gerade der letzten Jahre hat ge-
zeigt, daß wir trotz oder, wie ich es sehe, gerade we-
gen der steigenden Qualitätsanforderungen in der 
beruflichen Bildung die Bereitschaft, diesen Weg zu 
wählen, steigern konnten. Der Anteil eines Jahr-
gangs, der einen Ausbildungsvertrag abschließt, ist 
immerhin von rund 50 % im Jahr 1976 auf über 60 % 
im Jahr 1980 gestiegen. Dieser Anteil kann nach den 
Planungen der Bund-Länder-Kommission sogar 
noch gesteigert werden. Niemand sollte sich deshalb 
auf die angeblich zu hohen Anforderungen an die 
Qualität der Ausbildung berufen, wenn es ihm im 
Grunde darum geht, sich seiner Ausbildungspflicht 
als Unternehmer zu verweigern. 

Hier hilft nur, die Prioritäten richtig zu setzen und 
in jedem einzelnen Betrieb die Herausforderung an-
zunehmen. Wenn die Aufgabe dieses Jahres bei der 

Bereitstellung von Ausbildungsplätzen nicht bewäl-
tigt wird, dann, so fürchte ich, hätten sich die Be-
triebe selber aus der gewachsenen Aufgabenteilung 
herausmanövriert, auf der die deutsche Berufsaus-
bildung beruht, in der sie erfolgreich war und auf der 
sie nach unserer Auffassung auch in Zukunft beru-
hen sollte. 

Und wenn schon für einige die jugendpolitischen, 
die bildungspolitischen und die gesellschaftspoliti-
schen Argumente nicht ausreichen sollten: Es gibt ja 
schließlich auch ökonomische Gründe dafür, alle Ju-
gendlichen, die das wollen, mit einem Ausbildungs-
platz zu versorgen. Wer heute nicht oder nicht genü-
gend ausbildet, muß sich nicht wundern, wenn ihm 
ab Mitte der 80er Jahre qualifizierte Facharbeiter 
oder Gesellen fehlen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das gilt für den einzelnen Betrieb genauso wie für 
die gesamte Volkswirtschaft. Für die Bundesrepu-
blik als exportabhängiges Land ist es überlebens-
notwendig, über möglichst viele gut ausgebildete Ar-
beitskräfte zu verfügen. 

(Frau Benedix-Engler [CDU/CSU]: Eine 
ganz neue Erkenntnis!) 

Die Bundesregierung hat bei den im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative für Beschäftigung, Wachs-
tum und Stabilität vorgesehenen Maßnahmen zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit sorgfältig darauf 
geachtet, daß auch nicht im geringsten der Eindruck 
entstehen könnte, die Arbeitgeber würden aus ihrer 
Verantwortung für das Ausbildungsplatzangebot 
auch nur teilweise entlassen. Für den beschleunig-
ten Ausbau überbetrieblicher Ausbildungsstätten, 
für die Ausbildung benachteiligter Jugendlicher so-
wie für bildungs- und ausbildungsbegleitende Hilfen 
für arbeitslose Jugendliche sollen insgesamt 400 
Millionen DM zusätzlich bereitgestellt werden. Die 
Ausbildung beim Bund in anerkannten Ausbil-
dungsberufen soll nennenswert über den Stand des 
Vorjahres und den Stand des Jahres 1980 hinaus an-
gehoben werden. Nach dem heutigen Stand gehen 
wir davon aus, daß wir in diesem Bereich gegenüber 
1981 eine Steigerung von 10,4 % schaffen werden. 

Auch bei den Industrieunternehmen mit überwie-
gender Bundesbeteiligung ist insgesamt eine deutli-
che Steigerung über die Ausbildungsleistung des 
Jahres 1980 hinaus vorgesehen, soweit der Bund di-
rekt darauf Einfluß nehmen kann. Bei aller Kritik 
an den Unternehmen im Bereich des Bundes sollte 
auch festgehalten werden, daß dort weit über den ei-
genen Bedarf hinaus ausgebildet wird. Wenn sich 
alle Industrieunternehmen in der Bundesrepublik 
so verhielten wie die bundeseigenen oder zum Teil 
von Bund beherrschten Unternehmen, dann wäre 
ein beträchtlicher Teil unseres Problems gelöst. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Peine-Salzgitter!) 

— Ja, Peine-Salzgitter hat j a nun Verbesserungen 
gebracht dank dem Einsatz auch unserer Kollegen 
aus dem Bundestag. Wir haben aber gleichzeitig bei 
der Diskussion darüber erfahren, daß andere bun-
deseigene Unternehmen in diesem Jahr ganz kräftig 
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zugelegt haben. Auch das sollte hier einmal festge-
halten werden. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Was haben sie in der Vergangenheit ge- 

tan?) 

— Auch da haben sie ganz kräftig aufgestockt. Das 
können Sie in den Statistiken nachlesen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das Handwerk hat doch 
viel mehr getan!) 

— Das Handwerk hat leider im letzten Jahr so wie 
andere Bereiche auch einen kräftigen Einbruch ge-
habt, während der Bund im letzten Jahr keinen Ein-
bruch bei seinem Angebot an Ausbildungsplätzen 
gehabt hat. Dennoch wollen wir nicht verschweigen, 
Herr Kollege, daß das Handwerk seit 1976 erhebli-
che Anstrengungen gemacht hat, um seiner Aufgabe 
auch auf diesem Feld gerecht zu werden.. Wir sind 
auch dankbar dafür. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Bund will in dieser Frage mit gutem Beispiel 
vorangehen. Wir erwarten von den Ländern und Ge-
meinden, daß sie ebenfalls einen fühlbaren Beitrag 
leisten. Ich will in dem Zusammenhang nicht ver-
schweigen, daß bei den Laufbahnausbildungen des 
Bundes in Konsequenz der Sparbeschlüsse für den 
öffentlichen Dienst zur Zeit ein Abbau vorgesehen 
ist. Die Gründe sind hier bekannt. Dennoch kann 
und sollte vielleicht die Entwicklung des Ausbil-
dungsplatzangebots uns veranlassen, zu prüfen, ob 
das vorgesehene Tempo des Abbaus berufsbildungs-
und jugendpolitisch so wirklich zu vertreten ist. Hier 
ist auch das Parlament gefragt, wenn es Entschei-
dungen über Stellenpläne und über Haushalte von 
Ministerien trifft. 

Die Jugend wird diese Gesellschaft am Ende 
daran messen, ob es gelingt, ihr als der nachwach-
sende Generation eine faire Chance zu geben. Alles 
Reden über und mit der jungen Generation, jeder so-
genannte „Dialog", ob er auf Bundesparteitagen oder 
in kleinen Netzen stattfindet, wird vergeblich sein, 
wenn jungen Leuten die Türen zur Ausbildung vor 
der Nase zugeschlagen werden. 

Ich fordere alle Fraktionen und alle Mitglieder des 
Hohen Hauses auf — wie ich auch von hier aus die 
ausbildende Wirtschaft und die öffentlichen Be-
triebe noch einmal auffordern möchte —, mit allen 
ihren Möglichkeiten dazu beizutragen, daß in die-
sem und auch in den kommenden Jahren jeder Ju-
gendliche die Chance einer guten Ausbildung erhält, 
einer guten Ausbildung, mit der er etwas anfangen 
kann und auf die wir uns verlassen können. Davon 
wird die Zukunft unserer Gesellschaft und auch die 
unserer Wirtschaft ganz entscheidend abhängen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Pfeifer, und damit ist die allgemeine Aus-
sprache eröffnet. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn der Berufsbildungsbericht 1982  

feststellt, daß sich die seit 1976 stetig anhaltende 
Verbesserung der Ausbildungsplatzsituation im ver-
gangenen Jahr nicht fortgesetzt hat, so ist das in der 
Tat — da stimme ich Ihnen, Herr Staatssekretär 
Kuhlwein, zu — ein Anlaß zu Besorgnis, zumal der 
neu konstituierte Hauptausschuß des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung in der vergangenen Woche 
zum Ausdruck gebracht hat, daß im Jahr 1982 ein 
ausgewogenes Verhältnis von Angebot und Nach-
frage bei den beruflichen Ausbildungsplätzen ge-
fährdet ist und wir infolgedessen nicht ohne weite-
res damit rechnen können, daß das Angebot an Aus-
bildungsplätzen wie bisher größer als die Nachfrage 
der Jugendlichen nach solchen Ausbildungsplätzen 
bleibt. 

Die Sorge, insbesondere die Sorge der Hauptschü-
ler, der Realschüler und der Schüler an Sonderschu-
len, nach der Schule einen Ausbildungsplatz zu fin-
den, ist also größer geworden. Ohne Zweifel erfor-
dert die Sicherung eines ausreichenden Angebots an 
Ausbildungsplätzen von allen Verantwortlichen im 
Bereich der beruflichen Bildung vermehrte Anstren-
gungen. Vor allem halte ich es für notwendig, daß 
wir zu einem partnerschaftlichem Zusammenwir-
ken von Staat und Wirtschaft mit dem Ziel finden, 
die berufliche Ausbildungssituation im laufenden 
Jahr wieder zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Die Vertrauensgrundlage für ein solches für die Zu-
kunftssicherung unserer jungen Generation lebens-
notwendiges partnerschaftliches Zusammenwirken 
von Staat und Wirtschaft schmälert allerdings, wer 
in dieser Situation den ausbildenden Betrieben un-
gerechte Vorwürfe macht oder wer an die Adresse 
von Handwerk, Handel und Industrie, wie kürzlich 
leider auch der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft, die Drohung richtet, demnächst an-
dere Saiten aufziehen zu wollen. 

Die Bundesregierung ist derzeit schnell bei der 
Hand — das haben wir auch heute morgen wieder 
gehört — mit unterschwelligen Vorwürfen an die 
Adresse der ausbildenden Wirtschaft. 

(Frau Dr. Wilms [CDU/CSU]: Sehr rich- 
tig!) 

Meine Damen und Herren, mich wundert es, daß im 
Berufsbildungsbericht oder im Kabinettsbeschluß 
zum Berufsbildungsbericht vom 1. März 1982 mit 
keinem Wort auf die prekäre wirtschaftliche Lage 
eingegangen wird, 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es!) 

in der sich heute vor allem mittelständische ausbil-
dende Betriebe befinden, obwohl dies doch die ei-
gentliche Ursache für den Rückgang der Zahl der 
Ausbildungsplätze im Jahr 1981 ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Staatssekretär Kuhlwein sagte eben, die 
Lage sei 1982 besser als 1980. Dann muß ich aller- 
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dings fragen: In welchem Land leben Sie denn ei-
gentlich? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Daweke 
[CDU/CSU]: Wo lebt der? Er ist beschäfti

-

gungsprogrammblind!) 

Man kann doch die Ausbildungsmöglichkeiten der 
Wirtschaft nicht von der gegenwärtig außergewöhn-
lich schlechten Wirtschaftslage abkoppeln wallen. 

(Frau Dr. Wilms [CDU/CSU]: Sehr rich- 
tig!) 

Wenn in einem Jahr über 11 000 Betriebe in Konkurs 
gehen, dann hat das halt leider nicht nur negative 
Auswirkungen auf die Arbeitsplätze, sondern leider 
auch negative Auswirkungen auf die Zahl der Aus-
bildungsplätze. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn beispielsweise in der Bauindustrie die Zahl 
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge, wie 
es im Berufsbildungsbericht heißt, um über 8 % abge-
nommen hat, so ist dazu zu sagen: Wer die ungün-
stige konjunkturelle Entwicklung gerade in der Bau-
industrie kennt, kann doch nicht im Ernst behaup-
ten wollen, daß für den Rückgang der Zahl dieser 
Ausbildungsplätze eine nachlassende Ausbildungs-
bereitschaft verantwortlich ist, sondern das hat doch 
etwas mit der Konjunktur zu tun! 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

In Wahrheit ist es doch folgendermaßen. Wir ha-
ben im Jahre 1981 schwere Einbrüche auf dem Ar-
beitsmarkt erlebt. Die Bilanz der Zahl der Ausbil-
dungsplätze war demgegenüber im vergangenen 
Jahr immer noch positiv. Dies entspricht einer Ten-
denz der zurückliegenden zehn Jahre, als die Ge-
samtzahl der Beschäftigten in der Wirtschaft um 
750 000 gesunken, die Zahl der Lehrlinge aber um 
über 500 000 gestiegen ist. Die Ausbildungssituation 
war also immer besser als der konjunkturelle 
Trend. 

Meine Damen und Herren, dies zeigt doch, daß 
Handwerk, Handel und Industrie ihre Ausbildungs-
verpflichtungen ernst genommen haben und deswe-
gen hier nicht offene oder versteckte Vorwürfe oder 
gar Prügel verdienen, sondern sehr viel mehr zu-
nächst einmal ein Wort des Dankes, der Anerken-
nung und der Ermunterung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kein einziges Wort des Dankes kam heute morgen 
aus dem Munde des Sprechers dieser Bundesregie-
rung. 

(Zuruf von der SPD: Da haben Sie nicht zu- 
gehört!) 

Wenn es in diesem Jahr noch wachsende Pro-
bleme für die junge Generation bei der Suche nach 
Ausbildungsplätzen gibt, dann ist auch dies in aller-
erster Linie eine Folge der schlechten wirtschaftli-
chen Entwicklung, in der sich unser Land befindet, 
für welche die Bundesregierung mitverantwortlich 
ist und die leider auch die junge Generation jetzt 
ausbaden muß. 

Lassen Sie mich noch etwas hinzufügen. Ich halte 
es für ganz falsch, wenn Teile der Koalition — ich 
meine vor allem Kollegen aus der SPD-Fraktion — 
in  dieser Situation wiederum mit dem Gedanken an 
eine Ausbildungsplatzabgabe oder mit dem Gedan-
ken an eine staatlich verordnete Umlagefinanzie-
rung spielen. Die Edding-Kommission hat festge-
stellt, daß Handwerk, Handel und Industrie im Jahre 
1971 für die berufliche Erstausbildung in den Betrie-
ben 5,2 Milliarden DM ausgegeben haben. Diese 
Ausgaben sind im Jahre 1980 auf über 20 Milliarden 
DM gesteigert worden. Umgerechnet auf die Zahl 
der Ausbildungsplätze sind das über 1 000 DM im 
Monat pro Lehrling. Meine Überzeugung ist: Kein 
staatliches oder staatlich verordnetes Finanzie-
rungs- oder Umlagesystem wäre auch nur im ent-
ferntesten zu ähnlichen Steigerungsraten in der 
Lage gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion kann deshalb 
nur davor warnen, durch eine Neubelebung der Dis-
kussion über Ausbildungsplatzabgabe oder über ein 
staatlich verordnetes Umlagefinanzierungssystem 
die zum Teil erst in den letzten Jahren wieder neu 
für die Ausbildung gewonnenen Betriebe in ihrer 
Ausbildungsbereitschaft zu verunsichern. Deswe-
gen muß diese Diskussion jetzt endgültig einmal ab-
geschlossen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um den Jugendlichen, die für ihre Berufsausbil-
dung eine Lehrstelle suchen, ein ausreichendes Aus-
bildungsplatzangebot zu gewährleisten, halte ich 
demgegenüber folgende Maßnahmen für notwendig. 
Erstens. Die erst vor wenigen Jahren angestellten 
Prognosen, wonach Anfang 1980 die Zahl der Schul-
abgänger, die eine Lehrstelle suchen, zurückgehen 
sollte, waren falsch. Die Herausforderung der ge-
burtenstarken Jahrgänge bleibt noch einige Jahre 
bestehen. Deshalb dürfen die Ausbildungsanstren-
gungen nicht nachlassen. Wir unterstützen deshalb 
den Appell aller Spitzenorganisationen der Wirt-
schaft an die ausbildenden Betriebe in Handwerk, 
Handel und Industrie, ihre Ausbildungsanstrengun-
gen trotz der wirtschaftlich schwierigen Lage fortzu-
setzen und jeden nur möglichen Beitrag dazu zu lei-
sten, daß jedem ausbildungswilligen Jugendlichen 
ein Lehrstellenangebot gemacht werden kann. 

Wir unterstützen diese Appelle vor allem deshalb, 
weil die Alternative nur steigende Jugendarbeitslo-
sigkeit wäre. Und diese gehört zum Ungerechtesten 
und zum Schlimmsten, was jungen Menschen wider-
fahren kann. Wir unterstützen diese Appelle, weil 
die Alternative — da stimme ich Ihnen zu, Herr 
Staatssekretär — ein zunehmender Mangel an qua-
lifizierten Facharbeitern in der Zukunft wäre, was 
sich Handwerk, Handel und Industrie im eigenen In-
teresse nicht leisten können. 

Zweitens. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
mit ihrer Politik dazu beizutragen, daß die Ausbil-
dungsbereitschaft und die Ausbildungsmöglichkeit 
insbesondere der kleinen und mittleren Betriebe er-
halten bleiben und gestärkt werden. Dazu gehört 
auch, daß die Bundesregierung allen pauschal ab-
qualifizierenden Wertungen über die Ausbildungs- 
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qualität in kleinen und mittleren Betrieben nach-
drücklich entgegenwirkt und solchen Wertungen wi-
derspricht, wenn sie irgendwo vorgetragen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
mit der ausbildenden Wirtschaft erneut ein kon-
struktives Gespräch über die Beseitigung von unnö-
tigen Ausbildungshindernissen zu führen. Dazu 
wird Frau Dr. Wilms nachher noch einiges sagen. Ich 
möchte nur ein konkretes Beispiel anführen. Im 
März des letzten Jahres hat die Landesregierung in 
Nordrhein-Westfalen in einer Verordnung unter an-
derem die berufs- und arbeitspädagogische Eignung 
eines Beamten geregelt, der als Ausbilder eingesetzt 
werden soll. Dabei wird jeder Beamte als zur Ausbil-
dung geeignet angesehen, wenn er sich pädagogisch 
fortgebildet hat, was unter anderem auch dann an-
genommen wird, wenn er ein Jahr als Ausbilder ein-
gesetzt war. Demgegenüber muß ein Ausbilder der 
gewerblichen Wirtschaft eine besondere berufs- und 
arbeitspädagogische Prüfung ablegen, die in der Re-
gel ein Fortbildungsseminar mit 100 Unterrichts-
stunden voraussetzt. Von einer solchen Prüfung sind 
nur Ausbilder befreit, die entweder zwischen 1964 
und 1974 mindestens sechs Jahre oder in der Zeit 
von 1969 bis 1974 ohne wesentliche Unterbrechung 
ausgebildet haben. Ich bin nun wirklich für Qualität 
in der Ausbildung, und ich weiß, daß Qualität in der 
Ausbildung zunächst einmal qualifizierte Ausbilder 
voraussetzt. Aber ich halte es nicht für in Ordnung, 
wenn der Staat an die Ausbildung in der gewerbli-
chen Wirtschaft formale Qualitäts- oder Qualifika-
tionsanforderungen stellt, die um ein Mehrfaches 
höher als die Anforderungen liegen, die er in dem ei-
genen Bereich an sich selbst stellt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Viertens. Der Berufsbildungsbericht gibt keine 
hinreichende Auskunft über diejenigen Jugendli-
chen, die ihre Ausbildung abbrechen oder die das 
Bildungssystem nach einem Bildungsgang verlas-
sen, der keine volle berufliche Qualifikation vermit-
telt. Solche Jugendlichen sind aber in einem beson-
deren Maße von der Jugendarbeitslosigkeit bedroht, 
und hier sind politische Hilfsmaßnahmen nach mei-
ner Meinung noch in wesentlich größerem Umfang 
erforderlich, als das in den letzten Jahren der Fall 
gewesen ist; denn eine nicht abgeschlossene Berufs-
ausbildung ist wirklich eine Ursache für Jugendar-
beitslosigkeit. 

Fünftens. Wo der Bund Ausbildungsplätze anbie-
tet, muß die Bundesregierung mit gutem Beispiel 
vorangehen und dürfen die Ausbildungsplätze in 
diesem Jahr nicht verringert werden. Der Parlamen-
tarische Staatssekretär hat den Bund gelobt. Ich will 
auch dazu etwas sagen: Die Bundesregierung hat 
vor einem Jahr, im März 1981,   eine Zunahme des 
Ausbildungsplatzangebotes um 11 % im Bereich des 
öffentlichen Dienstes in erster Linie deshalb ange-
kündigt, um einen Rückstand der hier bei öffentli-
chen Arbeitgebern beispielsweise gegenüber dem 
Handwerk besteht, auszugleichen, langsam aufzu-
holen. Tatsächlich betrug die Zunahme 2,4 %. Es 
kann also gar keine Rede davon sein, daß die öffent-

lichen Arbeitgeber ihren Ausbildungsverpflichtun-
gen in dem von der Bundesregierung zugesagten 
Umfang nachgekommen sind. Deswegen müssen die 
Anstrengungen hier größer werden. 

Mit allem Nachdruck fordern wir die Bundesre-
gierung darüber hinaus auf, darauf hinzuwirken, 
daß bei den Unternehmen mit Bundesbeteiligung 
keine Verringerung des Lehrstellenangebots eintritt 
oder der Abbau von Lehrstellen, wo er schon in Gang 
gekommen ist, unterbleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß, es gibt positive Beispiele, und ich erkenne 
das an. Aber es gibt auch negative Beispiele. Wir ha-
ben neulich im Ausschuß erst ausführlich darüber 
gesprochen. Die Bundesregierung muß sich darüber 
im klaren sein, daß ihre Appelle an die private Wirt-
schaft wenig Glaubwürdigkeit und damit auch we-
nig Wirkung erreichen, wenn sie dort, wo sie selbst 
zuständig ist und etwas tun kann, nicht glaubhafte 
Beispiele setzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sechstens. Es gibt Untersuchungen, wonach sich 
im vergangenen Jahr 73 % der Jungen und 83% der 
Mädchen mit ihren Ausbildungswünschen auf 27 
bzw. 25 Berufe konzentrierten. Demgegenüber blie-
ben vor allem in handwerklichen Berufen Ausbil-
dungsplätze unbesetzt, obwohl sie teilweise gute und 
sehr gute Berufschancen eröffnen. Es ist die Auf-
gabe der Berufsberatung, einschließlich der für 
diese Beratung politisch Verantwortlichen, sicherzu-
stellen, daß die Jugendlichen und ihre Eltern eine 
umfassende Information über das örtliche Ausbil-
dungsplatzangebot erhalten. Wir appellieren aber 
ebensosehr an die Jugendlichen und an ihre Eltern, 
sich in ihren Berufsvorstellungen nicht von vornher-
ein zu sehr und ausschließlich an sogenannten Mo-
deberufen zu orientieren, sondern sich zunächst ein-
mal über die ganze Breite des Berufsbildungsange-
bots und die mit den einzelnen Berufsbildungsange-
boten verbundenen Berufschancen zu informieren. 
Es ist gar keine Frage, daß die Entscheidung für die 
Ausbildung schwerer geworden ist. Deswegen muß 
sie auch mit großer Sorgfalt getroffen werden. Ich 
glaube, Herr Staatssekretär, das ist durchaus etwas, 
was wir der jungen Generation ans Herz legen kön-
nen, ohne daß wie sie überfordern, wie ich überhaupt 
einmal sagen möchte: Es kann j a nicht nur so sein, 
daß die Politiker Programme machen und sich dann 
alles verbessert, sondern wir müssen auch einmal 
darüber nachdenken und aussprechen, was junge 
Leute tun können, damit auch sie selbst zu einer ver-
nünftigen Entscheidung in ihrem Interesse kom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Siebtens und letztens. Wir fordern die Bundesre-
gierung auf, besonderes Gewicht auf die Maßnah-
men zu legen, die das Angebot an beruflicher Aus-
bildung für benachteiligte und für behinderte Ju-
gendliche verbessern. Wenn man es nüchtern be-
trachtet und auch wenn man den Bericht liest, muß 
man sagen, daß im Jahr der Behinderten die Situa-
tion der behinderten Jugendlichen unbefriedigend 
geblieben ist. Ich meine, daß auch hier die Bundesre- 
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gierung zunächst einmal im eigenen Verantwor-
tungsbereich mit besonders gutem Beispiel vorange-
hen sollte. 

Dann allerdings, meine Damen und Herren, dür-
fen sich Vorschläge, wie wir sie im letzten Jahr bei 
der Vorlage des sogenannten Arbeitsförderungskon-
solidierungsgesetzes gehört haben, wo nämlich eine 
drastische Reduzierung der Mittel für die Behinder-
tenwerkstätten vorgeschlagen worden ist, nicht wie-
derholen; diese Vorschläge sind geradezu ein fatales 
Beispiel für politisches Fehlverhalten gewesen. Es 
war letztlich die CDU/CSU, die das über den Bundes-
rat und den Vermittlungsausschuß verhindert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch hier bin ich also der Meinung, daß Sie erst 
einmal vor der eigenen Türe kehren sollten, bevor 
Sie sich an die Adresse anderer wenden. 

Zusammenfassend möchte ich sagen: Die Bundes-
regierung hat allen Grund, in der Berufsbildungspo-
litik in ihrem eigenen Verantwortungsbereich eini-
ges zu korrigieren und in Ordnung zu bringen. So-
lange dies nicht geschehen ist, sollte sie es unterlas-
sen, mit dem Finger auf andere zu zeigen. Wenn man 
von einem Trendeinbruch sprechen kann, Herr 
Staatssekretär, dann von einem Trendeinbruch in 
der Konjunktur und von einem Trendeinbruch auf 
dem Arbeitsmarkt. Davon sind leider auch die Aus-
bildungsplätze betroffen. Die dafür Verantwortli-
chen sitzen aber nicht dort, wohin der Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft immer gerne mit 
dem Finger zeigt, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

sie sitzen hier auf der Regierungsbank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es hängt sehr von der 
Ausbildungsbereitschaft der ausbildenden Betriebe 
ab, aber es hängt genauso von der Politik der Bun-
desregierung ab, ob im Jahre 1982 die Jugendlichen 
genügend Lehrstellen erhalten werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen die 
nicht mehr wahrhaben!) 

Wir sind bereit, jede Maßnahme zu unterstützen, die 
das bewährte System der beruflichen Bildung in Be-
trieb und Schule stärkt und ausbaut und die dazu 
beiträgt, daß Handwerk, Handel und Industrie in ih-
rer Ausbildungsbereitschaft so gestärkt werden, daß 
sie die in den letzten Jahren unter Beweis gestellten 
starken Ausbildungsanstrengungen fortsetzen kön-
nen. Dann aber kann die Bundesregierung nicht so 
tun, als ob das alles nur die Verantwortung und die 
Verpflichtung von anderen wäre; dann muß die Bun-
desregierung zunächst einmal ihren eigenen Ver-
pflichtungen nachkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 

Pfeifer, Sie haben es sich nicht nehmen lassen, so zu 
reagieren, wie wir es von Ihnen gewohnt sind: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Wahrheit zu 
sagen! — Daweke [CDU/CSU]: Ja, die Wahr- 

heit!) 

Im Ausschuß können wir miteinander sehr sachlich 
diskutieren, aber hier im Plenum fallen Sie in eine 
Rolle, die ich eigentlich angesichts Ihrer sonstigen 
Sachlichkeit nicht verstehen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hört er nicht 
gern!) 

Zunächst einmal will ich im Namen der sozialde-
mokratischen Bundestagsfraktion den Kolleginnen 
und Kollegen von FDP, CDU und CSU herzlich dafür 
danken, daß wir auf Grund unserer Anregung heute 
den Berufsbildungsbericht 1982, der vor kurzem ver-
öffentlicht wurde, hier im Bundestag umgehend mit-
einander behandeln können. 

Herr Pfeifer, wir sollten einen Fehler nicht ma-
chen, den uns viele Jugendliche — wie ich finde, zu 
Recht — vorwerfen, daß wir nämlich nichts anderes 
tun, als manchmal polemisch damit umzugehen, daß 
es ihre Lebenschancen sind, die Lebenschancen der 
jungen Menschen, über die wir hier sprechen, und 
daß sie nicht irgendeine Verschiebemasse dafür 
sind, daß wir glauben, daß der eine oder der andere 
politische Gesichtspunkt dabei siegen könnte. Mit 
dieser Polemik ist den jungen Menschen überhaupt 
nicht gedient. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

- Herr Pfeifer, lassen Sie mich deswegen jetzt ein-
mal auf einige Punkte eingehen, die Sie hier ge-
nannt haben. Wer leugnet denn, daß die Frage des 
Ausbildungsmarktes irgend etwas mit dem Kon-
junkturverlauf zu tun hat? Niemand zweifelt daran, 
daß das miteinander zu tun hat. Das ist keine Frage. 
Selbstverständlich danken wir all denen, die in den 
letzten Jahren dafür gesorgt haben, daß es mehr 
Ausbildungsplätze gibt als zuvor. Nicht zuletzt wa-
ren es die Bildungsminister der sozialliberalen Ko-
alition, die mitgeholfen haben, daß in den letzten 
Jahren tatsächlich mehr Ausbildungsplätze geschaf-
fen worden sind. Selbstverständlich war das so! 

(Beifall bei der SPD) 

Auch das können Sie ja nicht leugnen; Sie wissen 
das ja im Grunde auch. Was soll dann also diese bil-
lige Polemik? 

Wir danken dem Handwerk, der kleinen und mitt-
leren Industrie, daß sie ganz bewußt dafür gesorgt 
haben, daß genügend Ausbildungsplätze angeboten 
werden. Nur: Was wir fürchten, ist doch, daß sich der 
Trendeinbruch, den Sie im Berufsbildungsbericht 
nachlesen können, in diesem Jahr fortsetzt. Würde 
er sich fortsetzen, dann stünden — das haben Sie 
doch selber auch gesagt — viele junge Menschen am 
Ende des Ausbildungsjahres 1982 vor einer persönli-
chen Katastrophe. Nichts anderes sagen wir, nichts 
anderes sagen Sie. Bitte schön, wenn das so ist, dann 
laßt uns doch offen und sachlich über die Probleme 
sprechen, damit wir sie lösen können, und nicht in 
der Öffentlichkeit Schlachtengemälde vorführen 
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und die Probleme auf dem Rücken der jungen Men-
schen austragen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zur Frage der Finanzierung. Sie leugnen nicht — 
wir leugnen das auch nicht — , daß es darauf an-
kommt, daß all das, was mit Ausbildung zu tun hat — 
sei es in den Betrieben, sei es in den Berufsschulen 
oder wo auch immer —, etwas mit der Frage zu tun 
hat: Wer soll das bezahlen? Darum und um nichts an-
deres dreht es sich. Wir müssen darüber nachden-
ken, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, wir müssen 
zahlen, nicht nachdenken!) 

ob es nicht sinnvoll ist, daß auch diejenigen, für de-
ren Zukunft vorgesorgt wird, nämlich die Betriebe 
— ich nenne das Stichwort Facharbeitermangel — 
überlegen, wie das Ganze finanziert werden soll. Sie 
haben die Edding-Kommission angesprochen. Sie 
selber, Herr Pfeifer, — entschuldigen Sie, daß ich 
noch einmal darauf hinweisen muß, aber Sie wissen 
es doch auch —, Herr Kohl und andere haben alle bis 
in die Mitte der 70er Jahre gesagt: Wir brauchen die 
Ausbildungsabgabe. — Oder etwa nicht? Das waren 
sehr sinnvolle Überlegungen. Wie können sie prak-
tisch werden? Es gibt j a Beispiele in Konstanz und 
anderswo, wo ja die Kammern solche Umlagenfi-
nanzierungen von unten her mit der Zustimmung 
der Handwerksbetriebe praktizieren. Richtet sich 
denn das, was Sie sagen, auch dagegen, was das 
Handwerk in den Innungen und in den Kammern 
selber macht und will? Ich verstehe die Kritik über-
haupt nicht. Das hat gar nichts mit der Sache zu tun, 
das geht völlig am Kern vorbei. Auch daher muß ich 
noch einmal sagen: Unterlassen Sie doch diese bil-
lige Polemik; es nützt niemandem. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Wer macht denn hier billige Polemik? 
— Wenn hier jemand polemisiert, dann sind 

Sie es!) 

Zum Bund. Sie haben recht, Herr Pfeifer — ich 
sage das ganz deutlich —, daß auch in manchen Aus-
bildungsbereichen des Bundes große Probleme exi-
stieren. Deswegen diskutieren wir ja auch heute dar-
über. Herr Daweke, wir haben j a versucht, heute ei-
nen gemeinsamen Antrag zu verabschieden. Ich fin-
de, daß manche der Punkte, die Sie hier vorschlagen, 
genau auf der Linie dessen liegen, was wir diskutiert 
haben und was dem Parlament heute in unserem 
Entschließungsantrag auch vorliegt, bis auf zwei 
Punkte. Nur wollen Sie j a nicht zugeben, daß wir in 
sehr vielen Punkten sehr viel enger zusammenste-
hen könnten. Deswegen sage ich zum Schluß: Herr 
Pfeifer, die Polemik könnten wir unterlassen. Ich 
wäre nicht gern polemisch geworden, sondern ich 
hätte lieber über die Sache gesprochen, um die es 
geht. Dazu möchte ich jetzt zurückkommen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Darauf warten 
wir ja!) 

nachdem ich das zurückgewiesen habe, worüber Sie 
hier nur polemisiert haben. 

Die Jugendlichen — um die geht es nämlich — 
verschwinden sehr oft hinter dieser Polemik und 

hinter diesem riesigen Zahlenwerk, das wir mit dem 
Berufsbildungsbericht vorgelegt bekommen haben. 
Es ist unsere Pflicht, über deren Probleme und über 
deren Sorgen zu reden. Deswegen möchte ich noch 
einmal sagen: Laßt uns nicht polemisch spielen mit 
den Lebenschancen junger Menschen! Die Ausein-
andersetzung um die Lösung des Problems, wie es 
uns gelingt, eine genügende Zahl guter Ausbildungs-
plätze anzubieten, um die es uns allen doch geht, 
darf nicht der billigen Taktik derer ausgeliefert wer-
den, die auf dem Rücken der Zukunftsängste der 
jungen Menschen vermeintliche Vorteile heraus-
schlagen wollen. 

(Frau Benedix-Engler [CDU/CSU]: Wer ist 
denn „derer"? — Kolb [CDU/CSU]: Werden 

Sie doch mal konkret!) 

Solche Vorteile, die man für sich aus einer billigen 
Polemik ziehen könnte, haben kurze Beine, Frau Be-
nedix-Engler. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Ergebnisse 
Ihrer Politik!) 

Nichts widert nämlich die jungen Menschen mehr 
an, als wenn sie sehen, daß wir auf ihre Kosten 
Schaugefechte austragen, daß wir auf ihre Kosten 
Schlachtengemälde liefern. 

(Kolb [CDU/CSU]: Bis jetzt machen Sie nur 
Schaukämpfe! Nichts Konkretes bis jetzt!) 

— Hören Sie mir doch mal bitte schön einen Mo-
ment zu! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wissen Sie, ich könnte mir von dieser Debatte ver-
sprechen — vielleicht gelingt es Ihnen auch noch, 
diesem Versprechen ein klein wenig Substanz hin-
zuzufügen — , daß wir unserer Verantwortung ge-
recht werden, in der Sache zu streiten — und da gibt 
es genügend zu streiten —, aber auch ein Stück dazu 
beizutragen, daß nicht das eintritt, was wir auf 
Grund der Analysen befürchten müssen, nämlich 
daß am Ende des Ausbildungsjahres 1982 viele Mäd-
chen und Jungen eine Hoffnung weniger haben wer-
den. 

Herr Pfeifer, lassen Sie mich vielleicht noch 
schnell auf einen Punkt zurückkommen, den Sie in 
Ihrem Antrag haben. Sie behaupten, die Bundesre-
gierung betreibe eine einseitige Informationspoli-
tik. Nun kann man gegenüber dem, was im Berufs-
bildungsbericht steht, und auch gegenüber manchen 
Presseerklärungen von uns oder von anderen, viel-
leicht auch von Ihnen, viele Vorwürfe erheben — da-
gegen ist nichts einzuwenden —, aber es gibt doch 
erst, seitdem die sozialliberale Koalition und diese 
Regierung besteht, überhaupt eine solche klare sta-
tistische Grundlage, über die wir sachlich diskutie-
ren können. Was hat das mit einseitiger Informa-
tionspolitik zu tun? Überhaupt nichts! 

Ich lasse auch gern mit mir über einen Punkt dis-
kutieren, der in Ihrem Antrag steht: ob man nicht be-
stimmte statistische Teile des Berufsbildungsbe-
richts verbessern könnte. Selbstverständlich wäre 
da ein Ansatzpunkt. Das haben auch die Gewerk-
schaften — Sie kennen die Stellungnahme — vorge-
schlagen. 
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Wichtig ist nur — das hat der Berufsbildungsbe-
richt 1982 erneut unterstrichen —: Jedes zehnte 
junge Mädchen und jeder zehnte junge Mann blei-
ben ohne Ausbildung. Auch ist jetzt wieder bestätigt 
worden, daß die Zahl derer wächst, die einen Ausbil-
dungsplatz suchen, aber keinen finden. Ich erinnere 
nur daran, daß das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung in Nürnberg eindeutig ein Vorur-
teil widerlegt hat, das in manchen Köpfen herum-
spukt. Nur 4 % der Jungarbeiter — das hat die Ana-
lyse ergeben — verzichten von vornherein auf eine 
weitere Ausbildung. Und die Shell-Studie, dieses 
dreibändige dicke Werk, bestätigt: Nur 2 % der Ju-
gendlichen geben auf die gestellte Anfrage an, daß 
sie einen Berufsbildungsabschluß nicht erwerben 
können oder nicht erwerben wollen. Die Leistungs-
bereitschaft — nach ihr werden ja die jungen Men-
schen so oft kritisch gefragt — ist vorhanden. Die 
jungen Menschen sind bereit, etwas zu leisten. Ich 
finde, es ist notwendig, daß wir dieser Leistungsbe-
reitschaft entgegenkommen. Die erdrückende 
Mehrheit der Jugend will eine Ausbidlung beginnen 
und will sie auch abschließen. 

Herr Pfeifer, Sie haben mit Recht davon gespro-
chen: Was einer größer werdenden Gruppe von Ju-
gendlichen fehlt, ist eine wirkliche Chance für eine 
solche Ausbildung. Wie groß diese Gruppe ist, dar-
über gibt es Streit unter den Gelehrten. Im Berufs-
bildungsbericht 1981 heißt es, es seien 11 %, 115 000, 
im Jahre 1980 gewesen. Im vorliegenden Bericht 
wird vermutet, daß sich diese Zahl nicht verringert 
habe. Der Deutsche Gewerkschaftsbund rechnet für 
1981 mit 270 000 und für 1982 mit über 300 000 jungen 
Menschen, die „unversorgt" seien. — Das ist sowieso 
eine schreckliche Sprache, die wir uns da angewöh-
nen: „unversorgt". Es geht doch um die Einzelschick-
sale dieser jungen Menschen. 

Das Nürnberger Institut schrieb an die Enquete-
Kommission „Jugendprotest im demokratischen 
Staat", man vermute, die Zahl der „Unversorgten" 
müsse knapp so hoch geschätzt werden wie die Zahl 
der Arbeitslosen unter 20 Jahre. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Das wären heute etwa 165 000. Man muß also damit 
rechnen, wenn man alles zusammenzählt, daß die 
Zahl, die der Deutsche Gewerkschaftsbund vorge-
legt hat, ziemlich realistisch ist. 

Mich elektrisiert insbesondere — das ist eine an-
dere Zahl, die in den letzten Wochen bekanntgewor-
den ist —, daß die Jugendarbeitslosigkeit in den letz-
ten Wochen und Monaten dramatisch angestiegen 
ist. Das Schlimme ist, die Zahl der Ausbildungs-
plätze hat im gleichen Zeitraum leider abgenommen 
und nicht zugenommen. Ich frage mich: Muß man 
sich eigentlich darüber wundern, wenn die Lage so 
ist, daß junge Menschen kritische Fragen an uns 
stellen, auch an Sie, auch an das Parlament, an die, 
die über die Ausbildungsplätze verfügen, und daß 
aus ihren Fragen an die eigene Zukunft die Sorge 
um ihre eigenen Lebenschancen hervorscheint? Was 
geht denn in einem Jugendlichen vor — man muß 
sich das selbst einmal vor Augen führen —, der nach 
dem 10. oder nach dem 20. vergeblichen Versuch, ei-
nen Ausbildungsplatz zu bekommen, vom Arbeits

-

amt oder vom Berater gesagt bekommt: „Du lebst 
halt in einem falschen Arbeitsamtbezirk; fahr mal 60 
Kilometer weiter, da kriegst du einen Ausbildungs-
platz"? Was geht in einem Jugendlichen vor, der eine 
solche Antwort bekommt? Wieviel Bitterkeit wächst 
bei einem jungen Menschen heran, der als Sonder-
schüler, der als Hauptschüler ohne Abschluß, der als 
ausländischer Jugendlicher im Kampf um den Aus-
bildungsplatz erleben muß, daß der Realschüler vor-
gezogen wird, daß ihm der Abiturient vorgezogen 
wird? Welche Resignation wächst da bei denen her-
an, die dabei auf der Strecke bleiben? 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Daweke? 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Für Sie immer. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Kollege Weisskirchen, 
was, meinen Sie, geht in einem jungen Menschen 
vor, der sich zur Zeit mit der Bitte um Rat an die Ar-
beitsverwaltung wendet und erfährt, daß dort die 
Leute aus den Berufsberatungsabteilungen abgezo-
gen und in die Leistungsabteilungen versetzt wer-
den, gerade jetzt ? 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Daweke, ich 
bin sehr dankbar für diese Frage, weil sie mir die Ge-
legenheit gibt, auf einen Punkt aufmerksam zu ma-
chen, über den wir einmal alle nachdenken müssen, 
alle. Ich schiebe die Schuld nicht ab. Wie ist das ei-
gentlich, wie wirkt sich das aus, wenn wir beginnen, 
ständig in die Sozialleistungsgesetze hineinzu-
schneiden und hineinzuschneiden und hineinzu-
schneiden? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum müssen 
wir es denn?) 

Dann kommt genau das dabei heraus, was Sie hier 
vortragen. Wer hat denn letztlich dafür gesorgt, daß 
diese Spareuphorie ausgebrochen ist? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Daweke, ich finde, wir sollten an diesen ent-
scheidenden Punkten auch darüber reden, ob solche 
Vorschläge, wie sie die Union unterbreitet, daß z. B. 
beim Schüler-BAföG gekürzt wird, daß die jungen 
Menschen Schwierigkeiten bekommen, nicht eine 
Wirkung haben, die uns allen nachher weh tut, wie 
Ihr Beispiel zutreffend zeigt. Ich finde, wir setzen an 
manchen Punkten falsch an. Ich bitte uns alle herz-
lich, darüber nachzudenken, ob das, was da getrie-
ben wird, so weitergehen soll; denn auf der Strecke 
bleiben die Chancen junger Menschen. 

Ich will nur darauf aufmerksam machen, daß wir, 
wenn es uns in diesem Jahr nicht gelingt, dafür zu 
sorgen, daß mehr Ausbildungsplätze geschaffen 
werden, wenn es uns durch unsere Anstrengungen 
nicht gelingt, den Trend, der sich abzeichnet, zu wen-
den, dann Gefahr laufen, daß viele junge Menschen 
beinahe zwangsläufig in einen Zynismus hineinge-
drängt und ihre Erwartungen an das Leben verkürzt 
werden. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
insbesondere von der Union, ich möchte dazu beitra-
gen und darum bitten, daß wir uns nicht gegenseitig 
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Schuld zuschieben. Es kommt darauf an, daß wir un-
sere Kraft zusammennehmen und daß wir denen 
helfen und die unterstützen, die Ausbildungsplätze 
anbieten. Dazu können wir sehr viel beitragen. Ich 
hoffe, daß der Appell, den wir heute auch an alle Ver-
waltungen richten, an die öffentlichen und an die 
privaten Arbeitgeber, nicht ungehört verhallt, son-
dern seinen Niederschlag findet. Die Jugend hat ei-
nen Anspruch auf unsere Solidarität. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Sinn und Ziel der 
heutigen Aussprache zum Bundesbildungsbericht 
1982, die alle Fraktionen gewünscht haben, muß es 
sein, von dieser Stelle und von allen Seiten dieses 
Hauses aus mit allem Nachdruck deutlich zu ma-
chen, daß die Anstrengungen aller für die berufliche 
Ausbildung und Bildung Verantwortlichen um die 
Sicherung und Verbesserung der Berufschancen der 
jungen Menschen aus den geburtenstarken Jahr-
gängen fortgesetzt werden müssen. Es ist meine fe-
ste Überzeugung, daß man dies nicht mit der Rituali

-

stik polemischer Auseinandersetzungen schafft. Lei-
der lassen sich daher im Interesse der Sache auch 
Wiederholungen nicht vermeiden. 

Meine Damen und Herren, der Berufsbildungsbe-
richt, über den ja in den Ausschüssen noch ausführ-
lich zu sprechen sein wird, umfaßt eine Fülle wichti-
ger und interessanter Daten. Aber für 1982 und da-
mit für diese Aussprache stellt sich eben — das ha-
ben wir gehört — die Lösung der fortbestehenden 
und sogar noch verschärften quantitativen Pro-
bleme als die vordringlichste Aufgabe dar. Meine 
Damen und Herren, gerade weil wir deshalb vor der 
Notwendigkeit stehen, auch heute an die Wirtschaft, 
den Bund, die Länder und Gemeinden zu appellie-
ren, in ihren Bemühungen um die Bewältigung die-
ser Aufgabe nicht nachzulassen, sondern neue An-
strengungen zu unternehmen, jede Möglichkeit zur 
Erhaltung und zum Ausbau der Ausbildungskapazi-
täten wahrzunehmen, ist auch ein Blick auf die Er-
folge angebracht, die in den letzten Jahren erzielt 
wurden, Erfolge, in denen sich das Ergebnis der bis-
herigen Bemühungen der Wirtschaft und ihrer Ver-
bände spiegelt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

— Vielen Dank für den Beifall. 

Meine Damen und Herren, ein paar Zahlen ma-
chen das deutlich: 1980 war das Angebot an betriebli-
chen Ausbildungsplätzen um 216 000 höher als im 
Jahre 1974; ganz besonders deutlich stieg das Ange-
bot seit 1976. Nur durch dieses verstärkte Angebot 
konnte die seit 1974 — und hier wiederum besonders 
deutlich ab 1976 — ansteigende Nachfrage bewältigt 
werden. 1980 lag sie um 196 000 über dem Stand von 
1974. 

Zahlen sind Markierungspunkte, meine Damen 
und Herren. Wir wissen alle, daß sich hinter diesen 
zusammenfassenden Zahlen immer noch erhebliche 
Ungleichgewichte zwischen verschiedenen Regi

-

onen und auch Branchen verbergen. Wir wissen — 
ich komme darauf zurück —, daß es Probleme bei 
der Eingliederung behinderter Jugendlicher und der 
Sonderschüler gab und gibt. Wir wissen, daß die Be-
rufschancen der jungen Mädchen auch weiterhin 
verbessert werden müssen. Wir wissen, daß das Pro-
blem der Integration ausländischer Jugendlicher 
nichts von seiner Aktualität verloren hat. Aber ins-
gesamt kann der Feststellung des Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung zuge-
stimmt werden, daß die quantitative Entwicklung 
der Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungsplät-
zen in den vergangenen Jahren bewältigt werden 
konnte und die Wirtschaft dazu einen großen Bei-
trag geleistet hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so- 
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, dafür ist jedem einzel-
nen zu danken, der zu dieser Entwicklung beigetra-
gen hat. Über die Betriebe hinaus ist den Verbänden 
und Kammern, den Gewerkschaften und allen für 
die berufliche Bildung und Ausbildung Verantwort-
lichen zu danken. 

Aber, meine Damen und Herren, die Würdigung 
dieses Erfolges darf uns nicht den Blick dafür ver-
stellen, daß das Ziel — die Zahlen von 1981 und die 
Prognose für 1982 zeigen es — eines ausgeglichenen 
Verhältnisses zwischen Angebot und Nachfrage 
noch nicht erreicht ist. Vielleicht hat — neben vielen 
anderen Gründen — auch die Annahme, die schwie-
rigste Hürde sei bereits genommen, 1981 zu dem 
sehr ernst zu nehmenden Einschnitt in die seit 1974 
andauernde stetige Verbesserung geführt. Denn 
hier und dort wurde bereits Entwarnung gegeben. 
Aber es bestätigte sich, was das Bundesverfassungs-
gericht schon Ende 1980 in seinem Urteil zum Aus-
bildungsplatzförderungsgesetz zu bedenken gab, 
daß nämlich noch nicht abzusehen sei, ob die An-
strengungen der Wirtschaft, eine hinreichende Zahl 
von Ausbildungsplätzen zu schaffen, andauernden 
Erfolg haben würden. 

Von 1980 bis 1981 sank das Angebot von rund 
695 000 Ausbildungsplätzen um ca. 52 000 auf 643 000. 
Zwar sank auch die Nachfrage um 40 000, doch es er-
gibt sich zwischen Angebot und Nachfrage 1981 ein 
Überhang von nur rund 16 000 gegenüber 28 000 im 
Jahre 1980. Diese Verminderung des Gesamtüber-
hangs verschärft das Problem der regionalen und 
sonstigen Ungleichgewichte. Es wurde schon er-
wähnt: In sechs Ländern lag 1981 die Nachfrage 
eben über dem Angebot, 1980 nur in drei Ländern. In 
Arbeitsamtsbereichen ausgedrückt: 1981 lag in 40 
Arbeitsamtsbereichen die Nachfrage über dem An-
gebot; 1980 war das in 20 Arbeitsamtsbereichen der 
Fall. 

Die besondere Dringlichkeit und Bedeutung für 
1982 ergibt sich aus der Kombination dieser Verän-
derungen von 1980 zu 1981 mit der Prognose für das 
laufende Jahr; denn für 1982 wird eine Nachfrage 
nach 660 000 betrieblichen Ausbildungsplätzen er-
wartet. Diese Nachfrage liegt um 17 000 über dem 
Angebot für 1981. Das heißt, 1982 würden bei unver-
änderter Angebotslage 17 000 junge Menschen — 
wenn wir nur diese globalen Zahlen als Grundlage 
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der Betrachtung nehmen — mehr nach einem Aus-
bildungsplatz suchen, als 1981 Ausbildungsplätze 
angeboten wurden. 

Meine Damen und Herren, wenn es sich bei dem 
Angebotsrückgang im Jahre 1981 wirklich um eine 
einschneidende Veränderung des Trends seit 1974 
und 1976 handelt und die Zahl der angebotenen Aus-
bildungsplätze noch weiter zurückgehen sollte, so 
müßte sich eine Schere mit verhängnisvollen Aus-
wirkungen auf die Ausbildungsplatzsituation öff-
nen. Weil das so ist, darf sich niemand mit vorder-
gründigen Argumenten beruhigen. 

Eines der oft gehörten Argumente ist eben der 
Hinweis auf die von 1980 zu 1981 ebenfalls vermin-
derte Nachfrage. Sie hatte, wie wir alle wissen, ver-
schiedene Ursachen, darunter auch den Abschluß 
der Einführung des 10. Pflichtschuljahres in Nord-
rhein-Westfalen, woraus sich eine Verschiebung zu 
Lasten des Jahres 1982 ergibt. 

Ein zweites Argument ist der oft gehörte Hinweis 
darauf, daß es Angebote für Ausbildungsplätze gebe, 
die statistisch nicht erfaßt würden. Aber, meine Da-
men und Herren, das räumt doch auch der Berufsbil-
dungsbericht ein. Das gilt auch für eine Dunkelziffer 
bei der Nachfrage. 

Meine Damen und Herren, als Indikatoren für den 
Vergleich und für die Beurteilung der voraussichtli-
chen Entwicklung sind die statistischen Gegenüber-
stellungen bei allen Zweifelsfragen im Einzelfall von 
wesentlicher Bedeutung für die Einleitung notwen-
diger Maßnahmen, was sich auch daran zeigt, daß in 
Übereinstimmung mit der für 1982 vorausgeschätz-
ten Entwicklung die Arbeitsämter bereits Ende Ja-
nuar einen Anstieg der Zahl der gemeldeten Bewer-
ber um betriebliche Ausbildungsplätze um rund 15 % 
feststellen können. Demgegenüber war hinsichtlich 
der gemeldeten Ausbildungsplätze ein Rückgang 
um 10 % im Vergleich zum Vorjahreszeitraum zu 
verzeichnen. 

Meine Damen und Herren, grundsätzlich gesehen: 
Das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Be-
rufsbildung hat die Bewältigung der Nachfrageent-
wicklung nach betrieblichen Ausbildungsplätzen in 
seinen im vergangenen Jahr veröffentlichen Grund-
aussagen zur beruflichen Bildung als eine Bewäh-
rungsprobe für Wert und Bedeutung des dualen Sy-
stems der Berufsausbildung bezeichnet. Vor dem 
Hintergrund der auch hier gewürdigten Erfolge ist 
ebenfalls der Feststellung zuzustimmen, daß das 
duale System diese Bewährungsprobe bestanden 
hat. Aber jetzt kommt es darauf an, die nachhaltige 
Wirkung dieser bestandenen Bewährungsprobe un-
ter Beweis zu stellen; denn bis 1985 dürfen wir den 
quantitativen Aspekt der Bemühungen um eine Aus-
bildungschance nicht unterschätzen. Wenn irgend-
wo, so ist besonders hier ein vielgefächertes Angebot 
von Eigeninitiative notwendig, zu dem wir aufrufen 
möchten. Es gibt Initiativen einzelner Handwerks-
kammern — ich denke hier an die Handwerkskam-
mer Rotenburg (Wumme) —, die sich dieses Pro-
blems in eigener Initiative angenommen haben. 

Aber nicht nur die Wirtschaft ist gefragt, das 
wurde schon betont. Der Appell muß sich auch an 

alle Bereiche des öffentlichen Dienstes richten. Wir 
verkennen nicht die Probleme, die sich aus der 
Haushaltslage von Bund, Ländern und Gemeinden 
hierbei ergeben. Aber was von der Wirtschaft erwar-
tet wird, muß auch von den öffentlichen Verwaltun-
gen geleistet werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, aus einer Fußnote des 
Berufsbildungsberichts geht hervor, daß aus der 
Mehrzahl der Länder und Gemeinden keine ausrei-
chenden Zahlen über die dortigen Ausbildungslei-
stungen vorliegen. Hier läge eine praktische und 
über den bloßen Appell hinausgehende Möglichkeit 
für alle Parteien, ihre Vertreter in den Länderparla-
menten und in den kommunalen Körperschaften zu 
einer besonderen Initiative zur Stärkung der Ausbil-
dungsbereitschaft dort vor Ort zu veranlassen. 

Meine Damen und Herren, man kann das quanti-
tative Problem, das hier im Vordergrund steht, aus 
zwei Richtungen betrachten, die aber letztlich doch 
in einer engen Beziehung zueinander stehen. Ein-
mal geht es unmittelbar um die jungen Menschen, 
für die die Frage des Ausbildungsplatzes eine ent-
scheidende Weichenstellung für ihr ganzes Leben 
darstellt. Ob sie als einzelne oder als Gruppe den 
Übergang in eine geordnete Berufsausbildung fin-
den oder sich schon früh ins Abseits gestellt fühlen, 
ist nicht nur für sie selber von Bedeutung, sondern 
es ist auch für das ganze künftige Klima in unserer 
Gesellschaft von Bedeutung. Vor dem Hintergrund 
der Erwartungen, mit denen junge Leute ihrer be-
ruflichen Ausbildung entgegensehen, wird das ganz 
besonders deutlich. In diesen Erwartungen spiegelt 
sich die Bereitschaft zu Einstellungen und Verhal-
tensweisen, die unsere Gesellschaft braucht. Wir 
dürfen diese nicht verkümmern lassen. 

Aus dem vorliegenden Berufsbildungsbericht geht 
hervor, daß die jungen Leute — im Gegensatz zu 
manchen leider weit verbreiteten Vorurteilen — sol-
che Eigenschaften wie Leistungsbereitschaft und 
Zielstrebigkeit für wichtig in der beruflichen Ausbil-
dung ansehen. Wenn auch der Berufsbildungsbe-
richt realistischerweise vermerkt, daß daraus, daß 
diese Eigenschaften für wichtig gehalten werden, 
nicht unmittelbar geschlossen werden könne, daß 
die Jugendlichen tatsächlich alle leistungsbereit und 
zielstrebig seien, so schmälert doch diese metho-
disch richtige Einschränkung nicht die grundsätzli-
che Übereinstimmung der Einschätzung wichtiger 
Verhaltensweisen durch die jungen Menschen mit 
den Erwartungen der Ausbilder. 

Diese Feststellung wird bestärkt, wenn man etwa 
die von der Industrie- und Handelskammer Münster 
in Auftrag gegebene Studie zur Berufsausbildung 
ergänzend heranzieht, wonach in der Rangfolge der 
Erwartungen der jungen Leute an die Berufsausbil-
dung an erster Stelle der Wunsch nach einer Ausbil-
dung steht, die gute Fachkenntnisse vermittelt, und 
erst mit einigem Abstand der Wunsch nach einem 
gesicherten Beruf mit Zukunft und dann erst die 
Hoffnung auf spätere gute Verdienstmöglichkeiten 
folgen. 
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Leistungsbereitschaft, 	Zielstrebigkeit, 	der 

Wunsch nach guten Fachkenntnissen — das sind 
lauter Tugenden, die ich hier einmal so plakativ zu-
sammenstellen möchte, um auch auf diese Weise ein 
wenig Werbung für die Ausbildungsplatzsuchenden 
zu treiben; denn das sind doch die Eigenschaften, die 
wir in Wirtschaft und Verwaltung brauchen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Jeder junge Mensch, der in den 80er Jahren durch 
Ausbildung qualifiziert wird, ist ein Gewinn für Wirt-
schaft und Gesellschaft der späteren Jahrzehnte, in 
denen die Herausforderungen an Produktivität und 
Kreativität unserer Volkswirtschaft nicht nachlas-
sen, in denen Arbeitskräfte knapp sein werden.  — 
Das  sind nicht meine Worte. Das sind die Worte des 
Vorsitzenden meiner Partei, Hans-Dietrich Gen-
scher. In ihnen liegt die Aufforderung, auch den 
zweiten mit der Lösung der quantitativen Probleme 
verbundenen Aspekt gebührend zu berücksichtigen. 
Nirgendwo sonst wie während der Ausbildung jun-
ger Menschen wird die Zukunft von Wirtschaft und 
Gesellschaft so entscheidend vorgeprägt. Der indivi-
duelle Leistungswille ist, wie Genscher richtig sagt, 
eine wesentliche Grundlage unserer Gesellschafts-
ordnung. Es gilt, dem vorhandenen Leistungswillen 
junger Menschen eine Chance zu geben, damit sie 
den Leistungswillen in einen Leistungserfolg um-
münzen können. Nur so können Leistungsbereit-
schaft und Leistungsfähigkeit in der Gesellschaft 
auf Dauer erhalten und ausgebaut werden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Ist das aus dem Brief 
vom Sommer?) 

— Lieber Herr Daweke, lassen Sie mich dies zu 
Ende führen. Dann werden Sie befriedigt werden. 

(Heiterkeit) 

Weil der Leistungswille vorhanden ist, können und 
müssen wir den Betrieben und Verwaltungen Mut 
machen. Bei diesem Mutmachen will ich mich jetzt 
nicht unterbrechen lassen; das ist eine psychologi-
sche Sache. 

(Heiterkeit) 

Weil wir schon beim Mutmachen sind, möchte ich 
auch die oft aufgestellten Behauptungen, die Bewer-
ber verfügten nicht über ausreichende Fähigkeiten 
im Rechnen, Schreiben und Lesen, nicht übergehen. 
Sicher dürfen vorhandene Schwächen nicht ver-
harmlost werden. Man mag sich darüber wundern, 
daß ich dieses Thema hier aufgreife. In vielen Ge-
sprächen mit den einzelnen Ausbildungsstellen 
spielt es aber eine ganz wesentliche Rolle. Mir er-
scheint das Ergebnis der vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft in Auftrag gegebenen, 
vom Institut der Deutschen Wirtschaft durchgeführ-
ten und im Berufsbildungsbericht kurz dargestell-
ten Untersuchung über die Qualifikationen der 
Schulabgänger wichtig, das diesen pauschalen Vor-
wurf nicht belegt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Daß die Leistung um so höher liegt, je höher der 
schulische Abschluß — und das bedeutet meistens 
auch: je höher das Lebensalter — ist, kann nicht ver- 

wundern. Aber für die jüngeren Bewerber gilt auch, 
daß die Qualität der Ausbildung im Betrieb und die 
Berufsschulen durchaus geeignet sind, Fähigkeiten 
zu stärken und zu festigen. Dies bedeutet nicht, daß 
die Schulen aus ihrer Verantwortung für eine zurei-
chende Vorbildung entlassen wären. Aber es gilt 
doch, Gewichte zurechtzurücken und Vorurteile zu 
verhindern. 

Hier ist nicht der Ort — obwohl ich es in diesem 
Beitrag schon getan habe —, sehr detailliert auf Fra-
gen des Berufsbildungsberichts einzugehen. Das 
wird Aufgabe der Beratung in den verschiedenen 
Ausschüssen sein. Der allgemeine Appell zu einer 
Ausbildungsplatzinitiative soll aber auch die kon-
krete Aufforderung enthalten — ich wiederhole, was 
hier heute morgen schon öfters gesagt wurde —, den 
Problemen Behinderter, Sonderschüler und junger 
Ausländer besondere Beachtung zu schenken. Und 
er soll auch den jungen Leuten Mut machen, bei ih-
rer Suche nach Ausbildungsplätzen nicht vorzeitig 
zu resignieren. Hartnäckigkeit — so heißt es im Be-
rufsbildungsbericht — führt zum Erfolg. Das duale 
System der beruflichen Bildung — das müssen wir 
den jungen Leuten immer wieder sagen — bietet 
große Chancen. Es ist von hoher Qualität. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

An dieser hohen Qualität haben natürlich auch die 
Bemühungen der Bundesregierung um vielfältige 
neue Ausbildungsverordnungen einen wesentlichen 
Anteil. 

Eine wichtige Rolle fällt der Berufsberatung 
durch die Arbeitsämter zu. Es ist mehr als problema-
tisch — zurückhaltend ausgedrückt —, zu hören, daß 
ein großer Teil der Berufsberater bei den Arbeitsäm-
tern zur Zeit mit anderen Aufgaben betraut wird. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Gerade die Beratung der Bewerber mit dem Ziel, 
Ausbildungswünsche z. B. mit den regionalen Mög-
lichkeiten in Übereinstimmung zu bringen, dürfte ja 
sowohl für die Betriebe wie vor allem für die Ausbil

-

dungsplatzsuchenden in dieser kritischen Situation 
von besonderer Bedeutung sein. 

Ich halte dieses Thema für zu ernst, daß man es 
mit zu großer Polemik und parteipolitischer Ausein-
andersetzung belasten dürfte. Bei aller Verschieden-
heit der Analyse der Begründungen, wie es zu dieser 
Situation kommt, sollten wir nicht Ausreden Platz 
geben, die die Möglichkeiten der Anstrengungen un-
tergraben. Dies ist eine wichtige Frage, die wir uns 
in dieser Diskussion stellen müssen. 

Denn es gilt, Hoffnung zu machen, Bereitschaft zu 
wecken, Resignation zu verhindern. Und wenn wir 
und nicht nur wir das zu unserer gemeinsamen Auf-
gabe machen, dann geben wir der Zukunft der jun-
gen Menschen, der Zukunft unserer Gesellschaft 
und der Zukunft unserer Wirtschaft, die die Grund-
lage für all das ist, was wir in diesem Staat leben 
können, eine gute Chance. — Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rossmanith. 
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Rossmanith (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde auf 
das, was Herr Weisskirchen gesagt hat, im Lauf mei-
ner Ausführungen eingehen. Vorweg nur eines, Herr 
Kollege Weisskirchen: Man sollte, wenn man den 
Splitter im Auge des anderen erwähnt, nicht den 
Balken im eigenen Auge übersehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich danke dem Kollegen Pfeifer herzlich für sei-
nen sehr sachlichen Beitrag. Er hat den Jugendli-
chen und der Wirtschaft mehr genutzt. Denn nur 
miteinander können wir das Problem bewältigen, 
nicht aber, indem wir hier emotionale Reden über 
die Jugendlichen halten und dabei denen, die es in 
den vergangenen Jahren geschafft haben, die Aus-
bildungsfähigkeit und die Ausbildungswilligkeit und 
Ausbildungsplätze zu bewahren, nämlich unseren 
Ausbildern, unseren Betrieben, auch der öffentli-
chen Hand in allen Bereichen und den freien Beru-
fen, mit der Linken schnell eins auszuwischen versu-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bundesminister Engholm, der heute leider er-
krankt ist und dem ich gute Genesung wünsche, 

(Beifall) 

hat im Zusammenhang mit dem Berufsbildungsbe-
richt 1982 wieder zu verstärkten Ausbildungsan-
strengungen aufgerufen. Vor dem Berufsbildungs-
ausschuß der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände hat er im vergangenen Februar 
aber einräumen müssen, daß die Ausbildung ange-
sichts der nicht gerade günstigen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen — so seine Worte — für die 
Betriebe keine leichte Aufgabe sei. In dieser An-
nahme und bei diesen Ausführungen möchten wir 
ihm ausnahmsweise einmal zustimmen. Denn hier 
hat er in der Einschätzung der Lage die Annahme 
und die Aussagen der Unionsfraktionen voll getrof-
fen und hiermit übernommen. 

Auch wir appellieren natürlich an die Betriebe — 
das haben wir 

 
bereits getan und tun es weiterhin mit 
aller Deutlichkeit Ausbildungsanstrengun-
gen, wo immer es möglich und erforderlich ist, ge-
rade in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
weiterzuführen und hier vielleicht noch mehr als 
bisher zu leisten. Dabei muß man sagen: das, was sie 
bisher geleistet haben, ist angesichts der Wirt-
schaftspolitik, die hier betrieben wurde, fast an der 
Grenze des Möglichen geschehen oder über die 
Grenze hinausgegangen. Wir kennen doch die 
enorme Leistungsfähigkeit des marktwirtschaftlich 
fundierten dualen Systems der Berufsausbildung. 
Hier sind in den letzten zehn Jahren 500 000 zusätzli-
che Ausbildungsplätze bereitgestellt worden. Hier 
sind zugleich millionenfach qualifizierte und sichere 
Arbeitsplätze geschaffen worden. Weil das so ist, 
deshalb kämpfen wir von der Union dafür, daß die-
ses hochdifferenzierte und hochqualifizierte Berufs-
bildungssystem, um das wir in der ganzen Welt be-
neidet werden, mit seiner Praxisnähe auch erhalten 
bleibt. 

Wir warnen deshalb mit aller Deutlichkeit nach-
drücklich davor, die durch falsche politische Wei

-

chenstellungen begünstigten akuten Schwierigkei-
ten auf dem Lehrstellenmarkt unnötigerweise zu 
dramatisieren und erneut, wie bereits angedeutet, 
als Knüppel für eine Systemveränderung in der Be-
rufsausbildung einzusetzen. 

Herr Minister Engholm stellt die Ursache und die 
Wirkung auf den Kopf, wenn er jetzt anklagend vor 
die Wirtschaft tritt, um eine ausreichende Zahl von 
Ausbildungsplätzen quasi einklagen zu wollen. Die 
ständige Wiederholung der Vokabel „Ausbildungs-
pflicht", die die Wirtschaft zu erfüllen habe, läßt dar-
auf schließen, daß hier der Bundesbildungsminister 
auch weiterhin auf das völlig untaugliche Instru-
ment einer Umlagefinanzierung zusteuern möchte, 
um damit endgültig die Autonomie der Betriebe in 
der Berufsausbildung an die Leine von Bürokraten 
und Funktionären zu legen. 

(Weisskirchen [Wiesloch][SPD]: Was sagen 
Sie denn zum Urteil des Bundesverfa

-

sungsgerichts?) 

— Ja eben, das Ergebnis haben Sie im Dezember 
1980 erhalten, Herr Weisskirchen; das brauchen wir 
hier doch nicht zu wiederholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Statt die Betriebe ständig zu bedrängen und zu be-
drohen, verehrter Kollege, sollten sich der Minister 
und natürlich auch Ihre Fraktion besser dafür ein-
setzen, daß endlich wieder eine erfolgreiche Wirt-
schafts- und Finanzpolitik betrieben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Weisskirchen? 
— Bitte. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Kollege Ross-
manith, trifft es zu, daß das Bundesverfassungsge-
richt in seinem Urteil vom 10. Dezember 1980 die 
Ausbildungsumlage ausdrücklich als ein richtiges 
und mögliches Instrument gewürdigt hat? Und trifft 
es zu, daß das Bundesverfassungsgericht darüber 
hinaus ganz ausdrücklich an die Ausbildungspflicht 
der Betriebe aller privaten und öffentlichen Arbeit-
geber unabhängig von der Konjunkturentwicklung 
gemahnt hat? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Kollege Weisskir-
chen, wir haben nie — Sie werden hier niemanden 
finden, der eine derartige Meinung geäußert hat — 
davon gesprochen, daß wir die Wirtschaft, daß wir 
alle, die ausbilden, nicht in die Pflicht nehmen wol-
len, Ausbildungs- und Lehrplätze zur Verfügung zu 
stellen. Nur wehren wir uns einfach dagegen, daß 
der wirtschaftliche Rahmen eingeschränkt und daß 
durch sonstige Rechtsgrundlagen ihnen die Mög-
lichkeit entzogen oder es ihnen erschwert wird, Aus-
bildungsplätze weiterhin zur Verfügung zu stellen. 
Auf die Schwierigkeiten, die dadurch entstehen, 
wird im Anschluß an meine Ausführungen noch 
Frau Kollegin Dr. Wilms näher eingehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 
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Rossmanith 
— Ja, bitte, lesen Sie doch das Urteil nach. Dann wer-
den Sie finden, was darin über die Abgabe steht. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

— Das müssen gerade Sie sagen, ich hätte das nicht 
gelesen. Lesen Sie bitte meine Reden nach, die ich 
hier zum Berufsbildungsförderungsgesetz gehalten 
habe. 

Sie wollen j a immer von dem eigentliche Thema 
wegführen. Die 2 Millionen Arbeitslosen sollen ja 
kein Ergebnis der 12jährigen Regierungszeit der so-
genannten sozialliberalen Koalition sein. Die fehlen-
den Ausbildungsplätze sollen ja auch kein Ergebnis 
sein, das diese Regierung zu vertreten hat — nein, 
daran ist die Opposition schuld, gerade so, als habe 
die Opposition diese Gesetzgebung zu verantworten, 
als habe in den vergangenen 12 Jahren die Opposi-
tion diese Rahmenbedingungen geschaffen. 

So lautet Ihre Argumentation. Das finde ich sehr 
billig. Auf eine solche Argumentation brauchen wir 
hier gar nicht näher einzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer Punkt spielt mit in diesen Zusam-
menhang hinein. Ich möchte Herrn Minister Eng-
holm auffordern, sich endlich dafür einzusetzen, daß 
sein Ministerium und das von ihm ausgehaltene 
Bundesinstitut für Berufsbildung die Wirtschaft 
nicht mit ständig neuen Auflagen und immer praxis-
ferneren Ausbildungsordnungen „beglücken". 

(Dr. Osswald [SPD]: Sagten Sie „ausgehal

-

ten"?) 

— Sie können es j a nachlesen; Entschuldigung, Herr 
Osswald. 

(Dr. Osswald [SPD]: Ich lese dann sogar!) 

Wir warnen aber auch davor, sich durch das 1982 
und 1983 noch anhaltende hohe Niveau der Zahl der 
Schulabgänger — diese Gefahr wollen wir gar nicht 
negieren — den Blick auf die dramatische demo-
graphische Wende in den 80er Jahren verstellen zu 
lassen. Sie wissen: 1985 werden bereits 100 000 Ju-
gendliche weniger in das duale System einmünden, 
und 1990 werden es bereits etwa 200 000 Jugendliche 
weniger sein. Darauf möcht ich den Minister oder, 
stellvertretend für diesen, Herrn Staatssekretär 
Kuhlwein hinweisen. 

Ich bin der Meinung, anstatt hier eine solche Dra-
maturgie ablaufen zu lassen, wie Herr Weisskirchen 
dies versucht hat, sollten Sie sich lieber fragen, was 
eigentlich mit dem Personenkreis geschehen soll, 
dem Sie in den vergangenen Jahren so stark Ihre 
Aufmerksamkeit schenkten. Ich spreche damit die 
Akademiker, die Studenten, die Abiturienten an. 
Wer 50 % eines Altersjahrgangs mit dem Abitur be-
glücken wollte und die Abkoppelung des Bildungs-
wesens von der Berufs- und Arbeitswelt bewußt be-
trieben hat, sollte heute Antwort auf die Frage ge-
ben, was mit den über 40 000 arbeitslosen Akademi-
kern geschehen soll, die sich auf die politischen Ver-
heißungen verlassen haben. In den Bereichen Philo-
sophie, Pädagogik, Sozialwissenschaften, Jura und 
anderen vornehmlich geisteswissenschaftlichen Fa-
kultäten studieren heute Hunderttausende, von de-
nen die wenigsten wissen, wo und wie sie in den 

nächsten Jahren in Wirtschaft und Verwaltung un-
terkommen sollen. 

Wenn man den amtierenden Bildungsminister re-
den hört und sein „Spiegel"-Interview von dieser Wo-
che nachliest, ist man fast geneigt anzunehmen, daß 
er diesem Zustand einen besonderen Akzent da-
durch gibt, daß er meint, dies sei ein besonderer 
Grund zur Freude und eine besondere Leistung so-
zialdemokratischer Bildungspolitik. 

Es wird auch ständig mit dem Begriff der soge-
nannten „Qualitätsverbesserung" operiert. Man 
meint mit „Qualitätsverbesserung", man könne den 
Jugendlichen einfach mehr Theorie zumuten, und 
schon liefe die Ausbildung wesentlich besser. Ich 
darf hier auf den bayerischen Ministerpräsidenten 
Franz Josef Strauß zurückkommen, der bei seinen 
Veranstaltungen immer unter großem Applaus dar-
auf hinweist, 

(Zuruf von der SPD: Passau!) 

daß wir in der Bundesrepublik inzwischen viel zu-
viel Mundwerker und viel zuwenig Handwerker ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wenn ich mir den Berufsbildungsbericht mit seinen 
umfangreichen Anlagen und etwa 12 cm Dicke anse-
he, bin ich fast gewillt zu sagen: Wir haben nicht nur 
zu viele Mundwerker, wir haben auch zu viele 
Schriftwerker in dieser Regierung. 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat im 
Dezember 1980 in einem vierzehnseitigen Positions-
papier „Berufsausbildung" — 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Vogelsang? 

Rossmanith (CDU/CSU): Ja. 

Vogelsang (SPD): Herr Kollege Rossmanith, wenn 
Sie beklagen, daß der Berufsbildungsbericht zu um-
fangreich sei, wie verstehen Sie dann die Forderung 
von Herr Pfeifer, ihn in bestimmten Bereichen noch 
umfangreicher zu gestalten, was ich übrigens unter-
stütze? 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Dafür kann man ande- 
res streichen!) 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Vogelsang, da ha-
ben Sie den Kollegen Pfeifer mißverstanden. Er hat 
nicht gesagt, der Berufsbildungsbericht solle noch 
umfangreicher werden, sondern er hat gefordert, 
daß er hinsichtlich der Sachaussagen, der Inhalte 
noch etwas deutlicher und konstruktiver als bisher 
sein müsse. Jedenfalls geht es nicht an, uns ein Zah-
lenwerk und sonstiges in einer Höhe von mehreren 
Zentimetern zu bringen — ich habe das bereits er-
wähnt —, mit dem wirklich nichts mehr anzufangen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten einmal nachlesen, was der DIHT im 
Dezember 1980 zu dem Thema „Angriff auf das 
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duale Bildungssystem" gesagt hat. In diesem Posi-
tionspapier wird deutlich ausgeführt — Herr Kol-
lege Weisskirchen hat heute j a sehr beklagt, daß wir 
in den Meinungen so stark differieren —, worin der 
Grund dafür liegt, daß im Lehrstellenbereich derzeit 
die bekannten Schwierigkeiten auftreten. Sie wis-
sen ganz genau — ich brauche nicht einmal auf das 
Bundesinstitut für Berufsbildung zu verweisen —, 
daß ein Angriff auf das duale System nicht nur ge-
plant, sondern schon voll im Gange ist. Gerade des-
halb, Herr Staatssekretär Kuhlwein, weil wir An-
griffe auf das duale System verhindern wollen, weil 
das duale Ausbildungssystem gefährdet ist, werden 
wir Augen, Ohren und den Mund nicht verschließen, 
sondern immer wieder, wenn es notwendig ist, laut 
und deutlich die Forderung erheben, zu einer ver-
nünftigen Ausbildungspolitik zurückzukehren. 

Der Präsident des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung wird nicht müde, z. B. ständig zu fordern, die 
Zahl der überbetrieblichen Ausbildungsplätze zu er-
höhen. Er ist der Meinung, daß 77 000 überbetriebli-
che Ausbildungsplätze nicht ausreichten, sondern 
die Zahl auf 100 000 angehoben werden müsse. Jetzt 
haben wir ein 400-Millionen-Programm der Bundes-
regierung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit vor-
liegen. Eines der Ziele des Programmes ist es, diese 
Zahl von 100 000 überbetrieblichen Ausbildungsstel-
len zu erreichen. Das bedeutet nichts anderes, als 
daß weiterhin der Weg von der praxisnahen Ausbil-
dung hin zur schulischen Ausbildung beschritten 
wird. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel anführen: den Ein-
zelhandel. Es wird ganz konsequent darauf ge-
drängt, den zweijährigen Ausbildungsberuf des Ver-
käufers und der Verkäuferin wegfallen zu lassen 

(Demonstrative Zustimmung bei Abgeord

-

neten der SPD) 

und nur noch den dreijährigen Ausbildungsberuf 
des Einzelhandelskaufmannes bzw. der Einzelhan-
delskauffrau vorzusehen. Ich bitte Sie, einmal zu 
überlegen, wen Sie damit eigentlich treffen. Sie spre-
chen oft von dem besonderen Personenkreis der Be-
hinderten, Lernschwachen usw. Mit der Abschaf-
fung solcher Ausbildungsordnungen, d. h. indem Sie 
mehr Theorie verlangen, nehmen Sie den Leistungs-
schwächeren jede Möglichkeit einer Ausbildung, 
weil sie — etwa Hauptschüler ohne Abschluß oder 
Sonderschüler — nicht in der Lage sind, einen derar-
tigen Ausbildungsgang mit viel Theorie zu absolvie-
ren. 

(Frau Weyel [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht! — Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: 
Das geht doch an den Tatsachen vorbei!) 

Ich möchte deshalb zum Schluß den Bundesmini-
ster für Wirtschaft an dieser Stelle noch einmal auf-
fordern — der Staatssekretär Grüner vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft war vorhin kurz hier, 
aber er ist in der Zwischenzeit wieder gegangen, und 
es ist bedauerlich genug, daß sich das Wirtschaftsmi-
nisterium so wenig um die Berufsbildung kümmert, 

daß es nicht für notwendig erachtet wird, in dieser 
Debatte hier vertreten zu sein —, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Da hat er recht!) 

seiner gesetzlichen Aufgabe als Verordnungsgeber 
in dem von ihm zu verantwortenden Bereich von 
Ausbildungsberufen nachzukommen. 

Wie will der Bundesminister für Wirtschaft sicher-
stellen — das frage ich ihn —, daß die Belange der 
Ausbildungsbetriebe hinreichend berücksichtigt 
werden, wenn deren Vertreter in den entsprechen-
den Gremien des Bundesinstituts restlos unterre-
präsentiert sind? Wie stellt sich der Bundeswirt-
schaftsminister zu den Vorwürfen, daß die Berufs-
ausbildung zunehmend verschult wird, daß die 
Berufsgrundbildungsj ahr-Anrechnungsverordnung 
nicht praxisgerecht ist und daß sich die Reformener-
gien des Bundesministeriums für Bildung und Wis-
senschaft und des BIBB zunehmend auf eine Päda-
gogisierung der Betriebe konzentriert haben? Hält 
er es noch für verantwortbar, daß die Zahl der über-
betrieblichen Ausbildungsplätze in den nächsten 
Jahren um 50 % aufgestockt wird, obwohl sich die 
Zahl der Auszubildenden bis Ende der 80er Jahre 
nahezu halbiert haben wird? 

Ich habe auch durchaus Verständnis dafür, daß 
gerade der Bundeswirtschaftsminister Lambsdorff 
in der gegenwärtigen kritischen Wirtschaftslage 
viele andere Probleme mit zu lösen hat. Mir ist auch 
durchaus bewußt, daß sein Eingehen auf meinen Ap-
pell für ihn mit Sicherheit neuen koalitionspoliti-
schen Ärger ergeben würde. Der Bundeswirtschafts-
minister sollte aber bei allen tagespolitischen Erfor-
dernissen mit bedenken, daß in der Berufsausbil-
dung heute mehr denn je Entscheidungen von lang-
fristiger politischer Tragweite gefällt werden. Er 
sollte endlich zur Kenntnis nehmen, daß unter akti-
ver Einflußnahme des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft und des Präsidenten Schmidt vom 
BIBB heute ordnungspolitisch irreparable berufspo-
litische Entscheidungen gefällt werden, unter denen 
das duale System der Berufsausbildung spätestens 
in der zweiten Hälfte der 80er Jahre nicht mehr le-
bensfähig sein wird. 

Der Bundesminister für Wirtschaft muß jetzt end-
lich seiner Verantwortung gerecht werden, auf die 
wir ihn bereits seit Jahren hinweisen. Er muß ver-
hindern, daß die verhängnisvolle bildungspolitische 
Fehlentwicklung der 70er Jahre in den 80er Jahren 
auch das duale Berufsbildungssystem mit ergreifen 
kann. Das ist eine Aufforderung und ein Erfordernis, 
das nicht nur unsere Wirtschaft, sondern vor allem 
auch die jungen Menschen, die Arbeitnehmer be-
trifft, die wir vor Schaden, vor Zukunftsängsten, vor 
Resignation bewahren wollen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schätz. 

Schätz (SPD): Frau Präsidentin! Verehrte Damen! 
Meine Herren! Wer den Berufsbildungsbericht auf-
merksam studiert, der kommt im Hinblick auf die 
Ausstattung mit Ausbildungsplätzen in der Bundes- 
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republik nicht umhin, festzustellen, daß der Rück-
gang des Angebots deutlich größer als die Nachfrage 
ist und daß für 1981 in jedem dritten Arbeitsamtsbe-
reich das Angebot kleiner als die Nachfrage ist. Ich 
empfinde es als noch schlimmer für die Jugendli-
chen, daß in drei Vierteln aller Arbeitsamtsbezirke 
die Berufswahlmöglichkeiten und die Ausbildungs-
chancen schlechter geworden sind, obwohl die Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen weiter hoch bleiben 
und gegenüber 1981 'auch noch wesentlich steigen 
wird. 

Es ist vorhin darüber gesprochen worden, daß sich 
die Jugendlichen hinsichlich ihrer Berufswünsche 
etwas dem Markt anpassen müßten. Ich kann nur 
sagen: Die Berufswünsche der Jugendlichen sind 
nicht überzogen, und sie orientieren sich weitge-
hend an den Möglichkeiten in der Region. Dort liegt 
eben das Problem. Wo haben wir in den einzelnen 
Regionen das Angebot, das wir brauchen, damit sich 
die Jugendlichen wenigstens das an Ausbildung im 
Bereich ihrer Region ermöglichen können, was sie 
sich vorgestellt haben? 

Die Aussagen im Berufsbildungsbericht lassen 
leider erkennen, daß nur ein Drittel der Bewerber ih-
ren Berufswunsch hat verwirklichen können. Von 
den anderen haben 23 % keine Ausbilungsstelle im 
gewünschten Beruf gefunden. 

1980, so weist der Bericht aus, haben 90 % der pro-
duzierenden mittelständischen Betriebe gesagt, daß 
sie einen Facharbeitermangel hätten. Mehr als 50 % 
der Betriebe haben festgestellt, dadurch würde die 
Auftragsabwicklung verzögert, die Fertigungskapa-
zitäten würden nicht genutzt und spürbare Umsatz-
einbußen seien damit verbunden gewesen. Trotzdem 
— und das ist für mich unbegreiflich — bilden nur 
50 % der Betriebe mit Facharbeitermangel selbst 
aus. Im Zusammenhang mit den jetzigen Schwierig-
keiten, hinreichend Ausbildungsplätze bereitzustel-
len, kann ich da nur sagen: Das ist jetzt die Bewäh-
rungsprobe für das duale System, das auch wir wol-
len. Jetzt haben wir die Bewährungsprobe, jetzt sind 
die Kammern gefordert, zu zeigen, was sie können, 
was das duale System leisten kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt eine Reihe von Gruppen in der Gesell-
schaft, denen man ein besonderes Augenmerk zu-
wenden muß. Das wird auch in dem Berufsbildungs-
bericht deutlich. Ich nenne hier die jungen Frauen 
im Beruf. Es zeigt sich, daß 60 % der unversorgten 
Bewerber um einen Ausbildungsplatz Mädchen 
sind. Das ist eine deutliche Benachteiligung in die-
ser Gesellschaft. 

Der Anteil junger Frauen an der Berufsbildung, 
der 1973 35% betrug, ist im Laufe der letzten sieben 
Jahre nur um 3 % auf 38 % gestiegen. Da kann man 
schon gar nicht mehr von Erhöhung reden. Das sind 
j a schon Prozentzahlen, die unter die Vernachlässi-
gungsschwelle fallen. Deshalb meine ich, daß die 
Entscheidung des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft richtig war, 1981 das Modellprogramm 
zur Erweiterung der Ausbildungs- und Berufsmög-

lichkeiten für Frauen fortzusetzen. Ich begrüße das 
ausdrücklich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es zeigt sich auch im Rahmen dieser Programme, 
daß die Ausbildung junger Frauen in gewerblich

-

technischen Ausbildungsberufen weitgehend rei-
bungslos verläuft, wie ich das j a auch selbst im 
Laufe meiner beruflichen Praxis erfahren konnte, 
und daß die Frauen sich langsam Gott sei Dank von 
dem herkömmlichen Rollenverständnis lösen kön-
nen, das sie daran gethindert hat, es den Männern in 
der gewerblichen Wirtschaft gleichzutun. Alle jun-
gen Frauen mit gewerblich-technischer Berufsaus-
bildung, die das wünschten, haben auch einen aus-
bildungsgerechten Arbeitsplatz als Facharbeiterin 
erhalten. Ich begrüße es ausdrücklich, daß darüber 
hinaus 20 % noch eine Weiterbildung aufgenommen 
haben. 

Eine weitere Gruppe, die — auch aus Anlaß der 
Vorlage des Berufsbildungsberichtes — immer 
mehr in unser Blickfeld rücken muß, sind behin-
derte Jugendliche in der Ausbildung. 52 %, d. h. jeder 
zweite behinderte Jugendliche, sind lernbehindert. 
16 % sind körperbehindert mit starker Bewegungs-
einschränkung. 13 % sind hör- und sprachbehindert. 
Trotzdem — das ist eine außerordentliche Leistung 
— haben 90% der behinderten Auszubildenden die 
Prüfung bestanden. Das ist, so meine ich, eine Lei-
stung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da stellt sich doch für uns die Frage: Wo bleiben 
diese jungen Menschen nach der Ausbildung? Für 
mich ist es beruhigend, zu wissen, daß 67 % im Aus-
bildungsbetrieb bleiben und arbeiten können und 
daß 23 % in einen anderen Betrieb wechseln, aber 
auch dort, wie man sieht, ihrer Aufgabe gerecht wer-
den. 3 % sind sogar noch in der Lage, Weiterbildung 
zu betreiben. Man muß allerdings — obwohl es nur 
eine kleine Zahl ist — auch sehen, daß leider 5 % ar-
beitslos bleiben oder nicht erwerbstätig werden. 

Hier spreche ich dem Handwerk Anerkennung 
aus. Die Mehrzahl der behinderten Jugendlichen 
wird im Handwerk ausgebildet, wie überhaupt das 
Handwerk, wie mir scheint, immer wieder deutlich 
hervorzuheben ist, was die Qualität der beruflichen 
Bildung anbelangt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das mag natürlich auch daran liegen, daß der Hand-
werksmeister unmittelbaren Kontakt hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Schätz, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage: Wie deuten Sie die Aus-
sage Ihres Kollege Weinhofer, die er hier von glei-
cher Stelle aus vor einem Jahr gemacht hat, wonach 
es sich eine Industrienation wie die Bundesrepublik 
Deutschland doch nicht leisten könne, daß 60 % der 
Ausbildungsplätze im Handwerk angeboten würden, 
davon ein Großteil in perspektivlosen, zukunftsunsi-
cheren Berufen? 
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Schätz (SPD): Da sehe ich überhaupt keinen Wi-
derspruch, und zwar deshalb nicht, weil das keine 
Frage der Qualität, sondern eine Frage der Perspek-
tiven ist. Es gibt einen Slogan in der Bevölkerung, 
der lautet: Die größte Bäckerei der Bundesrepublik 
sind die VW-Werke. — Vielleicht verstehen Sie, was 
ich damit meine: Es hat keinen Sinn, dort auszubil-
den, wo keine berufliche Zukunft besteht. Das hat 
mit der Qualität der Ausbildung selbst überhaupt 
nichts zu tun. Aber es ist die Aufgabe von uns Politi-
kern, dafür zu sorgen, daß dort ausgebildet wird, wo 
wir einen Bedarf haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Am Schluß, was die Behinderten betrifft, eine für 
mich bedauerliche Feststellung: Nur 2 % aller Aus-
bildungsbetriebe bilden Behinderte aus. Ich meine, 
das ist nicht vorbildlich, und es ist noch viel zu tun, 
damit man sagen kann: Auch hier werden die Aufga-
ben ernst genommen. Deshalb ist es die zentrale 
Aufgabe der 80er Jahre, für eine Erweiterung und 
Verbesserung der beruflichen Ausbildungsmöglich-
keiten für behinderte Jugendliche zu sorgen. 

Eine Zukunftsaufgabe, wenn nicht eine Zerreiß-
probe für die berufliche Bildung wird es sein, dafür 
zu sorgen, daß auch ausländische Jugendliche eine 
Berufsausbildung in der Bundesrepublik bekom-
men, denn der Anteil der Ausländer unter 15 Jahren 
an der ausländischen Wohnbevölkerung ist von 1974, 
wo es noch 18 % waren, gleichmäßig auf 24 % im 
Jahre 1980 gestiegen. Von den ausländischen Kin-
dern unter 15 Jahren — das müssen wir auch zur 
Kenntnis nehmen — sind die meisten hier geboren 
oder im Vor- oder Grundschulalter eingereist. Hier 
sind wir verantwortlich, dafür zu sorgen, daß sie 
auch eine Berufsausbildung bekommen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und ihre El- 
tern vor allen Dingen auch!) 

— Das habe ich jetzt nicht verstanden; welche El-
tern? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Da werden 
doch teilweise die Mädchen zu Hause gelas- 
sen, wenn sie in ein bestimmtes Alter kom- 

men!) 

— Sicher, das ist auch eine Aufgabe, die wir — wie so 
viele Aufgaben im Zusammenhang mit der Auslän-
derproblematik — aus einer Zeit übernommen ha-
ben, in der wir politisch allerdings noch nicht die 
Verantwortung getragen haben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ach so!) 

Jedenfalls sehen wir, daß wir verpflichtet sind, 
nachdem die Möglichkeiten gegeben sind, durch 
Früheingliederung in das deutsche Schulsystem 
hier nach einer Lösung zu suchen. Das ist eine Auf-
gabe, die in der Zukunft vorrangig gelöst werden 
muß. Aber was ist das größte Hindernis bei der Aus-
bildung? Die Jugendlichen sagen: Sprachschwierig-
keiten, fehlender Schulabschluß, ungenügende In-
formation. Deshalb sind auch 15 000 jugendliche 
Ausländer in Maßnahmen zur Berufsvorbereitung 
und sozialen Eingliederung aufgenommen worden; 
das Stichwort MBSE ist ja hier allgemein bekannt. 

Noch einige Zahlen, die andeuten, was da noch auf 
uns zukommt: Der Anteil der Ausländer am Berufs-
vorbereitungsjahr ist von 1975/76 von 1 % auf 11 % 
im Jahre 1980/81 gestiegen. Das, meine ich, ist ein 
Fortschritt und deutet an, daß die jungen Ausländer 
bildungswillig sind und sich in unser berufliches Bil-
dungssystem integrieren wollen. Das möchte ich 
hier ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist aber auch eine Mahnung an uns, denn diese 
Steigerung wird uns deutlich zeigen, welche Aufga-
ben auf uns zukommen. Bei den Übergängen in das 
duale System müssen wir für 1981 eine Verdoppe-
lung des Anteils ausländischer Jugendlicher fest-
stellen. Auch das zeigt das Interesse der ausländi-
schen Jugend für unser berufliches Bildungssy-
stem. 

Der Anteil ausländischer Schüler an beruflichen 
Schulen ist 1980/81 um 35 % gestiegen. Das müßten 
für uns Bildungspolitiker, meine ich, Alarmzahlen 
ersten Ranges sein, die uns verpflichten. Dabei ist 
besonders deutlich herauszustellen, daß der Anteil 
türkischer Jugendlicher an der Zahl ausländischer 
Schüler, soweit es berufliche Schulen betrifft, 1970 
11 % betrug, zehn Jahre später 43 %, ein Jahr später, 
nämlich 1981, 53 %. In zehn Jahren betrug also der 
Zuwachs 30 % und jetzt in einem Jahr allein 10 %. 
Das, meine ich, sollten wir uns merken. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist es so, daß 40 % der berufschulpflichtigen 
Ausländer der Schulpflicht noch gar nicht nachkom-
men. Das liegt wohl auch daran — ich sehe den Kol-
legen im Augenblick nicht, der den Zwischenruf ge-
macht hat —, daß bestimmte Jugendliche dann ein-
fach nicht mehr aus dem Haus gelassen werden. 

Ich meine, da erübrigt sich die Frage, wo über-
haupt die Zukunftsaufgaben beruflicher Bildung lie-
gen. Ich danke deshalb dem Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft und ausdrücklich auch dem 
Bundesinstitut für berufliche Bildung für diese 
wichtige Arbeit, die auch in diesem Jahr wieder vor-
gelegt worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Zahlen verdeutlichen erst die Bedeutung des 
sogenannten Benachteiligtenprogramms für die 
Hauptschulabgänger ohne Abschluß, die Sonder-
schüler und für junge Ausländer ohne Ausbildungs-
platz. Ich fordere deshalb den Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft ausdrücklich auf, auf die-
sem Wege fortzufahren. 

In bezug auf den Antrag der CDU/CSU, der hier 
vorliegt, halte ich es für notwendig, doch noch einige 
Anmerkungen zu machen. In Drucksache 9/1444 
heißt es unter Ziffer 2: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, nicht durch die Fortsetzung einer 
einseitigen Informationspolitik über die Zahl 
und die Qualität der Ausbildungsplätze die ... 
Wirtschaft ... zu verunsichern ... 

Da kann ich bloß sagen: Jetzt bekommen Sie wohl 
langsam Angst vor der eigenen Courage; denn vor- 
her haben Sie immer gesagt: Die Wirtschaft ist in 
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der Lage, das Problem zu meistern. Ich denke das 
auch. Aber dann brauchen Sie nicht diese Ziffer zu 
schreiben. Das kommt mir vor, wie wenn jemand in 
der Dunkelheit schreit, weil er Angst hat. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Wer hat die Dunkelheit verursacht? — 
Das sind doch eure Pleiten, die ihr geschaf

-

fen habt!) 

— Wir wollen hier j a nicht über Schwarz und Rot 
philosophieren. 

In Ziffer 3 heißt es: 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesre-
gierung, bei der Jugend für eine größere Flexibi-
lität hinsichtlich ihrer Berufswünsche zu wer-
ben, .. 

Da kann ich nur sagen: Wenn wir von Gleichwertig-
keit beruflicher Bildung reden, wenn jeder junge 
Mensch die Chance hat, sich die Schule auszusu-
chen, die er will, dann wird es langsam Zeit, auch da-
für zu sorgen, daß jeder junge Mensch den Beruf er-
lernen kann, den er will. Insofern wird wohl die Fle-
xibilität etwas einzuschränken sein. 

(Beifall bei der SPD — Hinsken [CDU/ 
CSU]: Um Gottes Willen, der geht doch völ

-

lig an der Realität vorbei!) 

— Das glaube ich nicht. Aus der Sicht der Jugendli

-

chen gehe ich beileibe nicht an der Realität vorbei. 

Jetzt komme ich zur Ziffer 4 Ihrer Vorlage. Dort 
heißt es: 

Für die unternehmerische Planung auch von 
Ausbildungsplätzen sind möglichst zuverlässige 
Prognosen Vorbedingung. 

Das will ich nicht bestreiten. Ich sage Ihnen aber ei-
nes: Wenn Sie nur die unternehmerische Planung 
sehen, dann sehen Sie ein Stück zuwenig; denn ich 
bin der Meinung, daß auch die Lebensplanung jun-
ger Menschen angemessen zu berücksichtigen ist, 
daß auch die jungen Menschen eine Sicherheit brau-
chen, welche Lebenschancen sie haben. Auch das ist 
mit einzubeziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sehen nämlich immer nur mit den Augen der Un-
ternehmer. Das scheint mir ein bißchen zuwenig zu 
sein. 

In den Nachrichten der CSU-Landesgruppe vom 
5. März wird der Angriff auf das Bundesinstitut für 
berufliche Bildung und die Gewerkschaften gestar-
tet. Ich kann Ihnen dazu nur sagen: Unternehmer 
und Lohnabhängige haben ein gleiches Interesse an 
einer guten Ausbildung, nämlich wegen der Konkur-
renzfähigkeit sowohl der Unternehmen als auch der 
Arbeitskräfte selber; denn auch die müssen schauen, 
daß sie konkurrenzfähig bleiben. Für Sozialdemo-
kraten ist es selbstverständlich, daß sich die Unter-
nehmer in der beruflichen Bildung engagieren. Dar-
über brauche wir uns nicht zu unterhalten. Das 
duale System wird von uns akzeptiert. Bloß scheint 
mir, daß für die CSU die Mitwirkung der Gewerk-
schaften in der beruflichen Bildung offensichtlich 
nicht selbstverständlich ist; denn die Gewerkschaf- 

ten sind ja der Watschenmann von Strauß. Das kann 
man hier, glaube ich, ruhig so salopp sagen. Jede Ge-
legenheit wird genutzt, und sei es die Vorlage des 
Berufsbildungsberichts. 

In diesen CSU-Nachrichten heißt es dann im Text, 
es sei zu befürchten, daß Instrumente zur angebli-
chen Qualitätsverbesserung über Gewerkschaften 
die berufliche Bildung reglementieren. Dazu kann 
ich Ihnen nur sagen, es ist ein Schattenboxen, das 
Sie hier machen, wenn Sie sagen, es werde gegen die 
Interessen der Wirtschaft gearbeitet. Der Wirt-
schaftsminister oder das Wirtschaftsministerium 
hat die Interessen der Wirtschaft zu vertreten und 
vertritt sie auch. Der Hauptausschuß beim Bundes-
institut für berufliche Bildung vertritt alle Gruppen, 
nämlich die Kammern, die Gewerkschaften und 
auch die Bundesländer. Es ist also von vornherein 
bei der Vorlage von Ausbildungsordnungen eine 
Ausgewogenheit sichergestellt. Im Gegenteil, die 
Wirtschaft kommt sogar und sagt: Macht eine neue 
Ausbildungsordnung, damit wir wieder auf dem letz-
ten technischen Stand sind. 

Ich bin in der Lage, Ihnen hier die Stellungnahme 
der Wirtschaft aus der damaligen Anhörung zum Be-
rufsbildungsgesetz vorzulesen, wo es heißt, die Er-
haltung des Verfahrens zur Abstimmung von Aus-
bildungsordnungen und Rahmenplänen spreche für 
das Institut für Berufsbildung als einfachste Lösung. 
Als einfachste Lösung! Und weiter wörtlich: 

Auch für die Sicherstellung der Arbeitskonti-
nuität spricht insbesondere die Erhaltung des 
Verfahrens zur Abstimmung von Ausbildungs-
ordnungen und Rahmenlehrplänen. Eine bes-
sere durchsetzbare Alternative ist nicht erkenn-
bar. 

Das sagt die Wirtschaft, und Sie stellen sich hin und 
erklären, das sei falsch! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. Die Bun-
desregierung hat sich verpflichtet, keine Ausbil-
dungsordnung zu erlassen, der nicht alle Beteiligten 
zugestimmt haben. Das möchte ich hier ganz deut-
lich feststellen. Was die Ausbilder-Eignungsverord-
nung betrifft, so wird hier selbstverständlich für je-
den qualifizierten Ausbilder eine Chance gelassen. 
Die Nachfrage nach Weiterbildung für Ausbilder ist 
gestiegen. Das zeigt, daß die Ausbilder-Eignungsver-
ordnung nur noch auf eine Grundqualifikation zielt 
und nicht einmal das verlangt, was heute schon üb-
lich ist. Wenn es Probleme gibt, dann nur noch im 
Einzelhandel und im Hotel- und Gaststättengewer-
be. Das Handwerk hat sein Problem gelöst, nämlich 
mit dem Qualitätsmerkmal: „Dieser Betrieb bildet 
aus". Ich kann nur hoffen, daß es auch dem Hotel-
und Gaststättengewerbe und dem Einzelhandel ge-
lingt, diesem Beispiel zu folgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete von Braun-Stützer. 

Frau von Braun-Stützer (FDP): Frau Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Ausschuß für Bildung 
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und Wissenschaft haben wir aus gutem Grund bean-
tragt, daß der Berufsbildungsbericht im Plenum be-
raten werden sollte. Die zunehmend bedenklicheren 
Zahlen auf dem Ausbildungsstellenmarkt beweisen 
die Notwendigkeit der öffentlichen Debatte dieses 
Problems, das manche Bürger, aber auch Politiker 
immer noch nicht ernst genug nehmen bzw. beschö-
nigen. 

Nehmen wir z. B. die Stellungnahme von Ihnen, 
Frau Dr. Wilms. Es tut mir leid, ich schätze sonst 
Ihre sachliche Art zu diskutieren sehr, aber in dieser 
Frage wollte ich doch einmal erwidern. Sie sagen in 
Ihrer Stellungnahme vom 18. Februar, auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt bestünde kein Anlaß zur Dra-
matisierung, wenngleich eine gewisse quantitative 
Verschlechterung nicht zu übersehen sei. Oder neh-
men wir die Erklärung des hochverehrten Kollegen 
Kurt Rossmanith zur Reaktion des DGB auf den Be-
rufsbildungsbericht. Auch hier wird überhaupt nicht 
auf die tatsächlichen Probleme und Fehlzahlen ein-
gegangen. Durch beide Erklärungen — auch die Re-
debeiträge heute beweisen das — geistert nicht etwa 
die völlig berechtigte Angst vor den gefährlichen ge-
sellschaftspolitischen Auswirkungen eines ungenü-
genden Ausbildungsstellenangebots. Was wir in bei-
den Erklärungen und auch in den heutigen Rede-
beiträgen statt dessen immer wieder antreffen, ist 
das inzwischen reichlich angejahrte und hinfällige 
Gespenst der Gefährdung des dualen Systems der 
Berufsausbildung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich freue mich darüber, daß diese Angst in der aus-
bildenden Wirtschaft seit längerem deutlich nachge-
lassen hat, und ich ermuntere die Gralshüter dieser 
Angst im Hohen Hause, sich dieser erfreulich-nüch-
ternen Betrachtungsweise der ausbildenden Wirt-
schaft anzuschließen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die wichtigsten Zahlen 
wurden bereits angesprochen. Der FDP-Fraktion er-
schien von besonderer Bedeutung, daß der Bund bei 
diesem Problem mit gutem Beispiel vorangehen 
müsse. Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung 
zugesagt hat, die Zahl der Ausbildungsstellen im öf-
fentlichen Dienst des Bundes und in den bundesei-
genen Industrieunternehmen zu steigern, auch über 
den eigenen Bedarf hinaus — das erschien uns be-
sonders wichtig. Für die Bildungs- und Haushaltspo-
litiker heißt dies, daß wir die Mehranforderungen in 
diesem Bereich bei den demnächst beginnenden 
Haushaltsberatungen 1983 mitberücksichtigen müs-
sen. Wir haben eine Entschließung zur Ausbildungs-
stellensituation eingebracht, weil wir mit gutem Bei-
spiel und wachem Auge — auch gegenüber der eige-
nen Regierung — vorangehen wollten, wenn wir an 
die ausbildende Wirtschaft appellieren, ihre Ausbil-
dungsanstrengungen zu verstärken. 

Der Kollege Neuhausen hat schon darauf hinge-
wiesen, daß die bisherigen Ausbildungsleistungen 
der Wirtschaft ausdrücklich anzuerkennen und zu 
würdigen sind. Aber die anstehenden geburtenstar-
ken Jahrgänge erfordern nun einmal ein ganz er-
hebliches Mehr. Es ist nicht daran vorbeizudiskutie-

ren, daß sich die Zahl der Arbeitsamtsbezirke, in de-
nen das Angebot unter der Nachfrage lag, von 20 im 
Jahre 1980 auf 45 im Jahre 1981 mehr als verdoppelt 
hat. Diesem Problem kommt man, befürchte ich, 
schon gar nicht bei, wenn man es als vorübergehen-
den Engpaß bezeichnet, wie in der Erklärung von 
Frau Dr. Wilms zu lesen ist. 

(Vorsitz : Vizepräsident Windelen) 

Die rein quantitativen Probleme sind bedauerlich 
genug; sie sehen noch schlimmer aus, wenn wir dif-
ferenzieren. Noch immer bedauerlich hoch ist der 
Anteil von Mädchen und jungen Frauen, die ohne 
Ausbildungsplatz bleiben. Aus persönlicher Kennt-
nis einiger Flächenkreise heraus befürchte ich, daß 
der tatsächliche Bedarf an Ausbildungsstellen für 
junge Mädchen hier in Wirklichkeit viel größer ist, 
als er aus den angemeldeten Bedarfszahlen heraus-
zulesen ist. Dort, wo die Ausbildungsstellensituation 
ohnehin sehr schwierig ist, nämlich in rein ländli-
chen Gebieten mit weniger entwickelter Infrastruk-
tur, sind eben auch die tradierten männlichen und 
weiblichen Rollenbilder sehr viel verwurzelter. 
Wenn der Sohn und auch die Tochter keinen Ausbil-
dungsplatz bekommen, wird es beim Sohn nach wie 
vor als viel schlimmer angesehen. Denn die Tochter 
kann sich ja, wie man so schön sagt, zu Hause nütz-
lich machen. 

Ein ebenso großes, wenn nicht sogar explosiveres 
Problem ist die Situation der Kinder unserer aus-
ländischen Arbeitnehmer; auch hierauf ist mehr-
fach abgehoben worden. Über die Ursachen und ver-
mutlichen Wirkungen dieser Entwicklung haben wir 
hier im Hause vor einigen Wochen ausführlich bera-
ten. Deshalb möchte ich hier nur einige wenige 
Punkte anmerken. 

Das Hauptproblem, die Sprachschwierigkeiten, 
wird von Ländern und Gemeinden inzwischen sehr 
viel gründlicher angegangen; das muß hier aus-
drücklich anerkannt werden. Der Sprachunterricht 
wurde inzwischen quantitativ und qualitativ verbes-
sert, wie ich aus einigen Bundesländern erfahre. In 
manchen Städten und Gemeinden entsteht inzwi-
schen — unauffällig und effektiv — sehr viel Bei-
spielhaftes, wenn es um Integrationsangebote geht. 
Man sollte auch durchaus nicht übersehen, daß die-
jenigen Kinder unserer türkischen Arbeitnehmer, 
die hier geboren sind und alle Bildungswege von An-
fang an und in gemischten Klassen durchlaufen ha-
ben, im Ausbildungsstellenmarkt offensichtlich bes-
sere Eingangsmöglichkeiten haben als die soge-
nannten Seiteneinsteiger, die erst mit 14 Jahren aus 
der Türkei kommen und die fehlenden Kenntnisse 
praktisch nicht mehr aufholen können. 

Ein weiterer kleiner Hoffnungsschimmer ist wohl 
daraus abzuleiten, daß manche Realschulen inzwi-
schen einen steigenden Anteil an Türkenkindern 
haben. Diese kleinen, positiven Signale sollten nicht 
über die tatsächlich dramatische, viel schlechtere 
Ausbildungsstellensituation für unsere Ausländer-
kinder hinwegtäuschen. Sie beweisen aber, daß es 
sich lohnt, in ein quantitativ und qualitativ verbes-
sertes Bildungsangebot für Ausländerkinder mehr 
zu investieren. 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 92. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. März 1982 	5535 

Frau von Braun-Stützer 
Es wäre kurzsichtig, wenn wir bei der Debatte 

über die Ausbildungsstellensituation nur die quanti-
tativen Aspekte und nicht auch die ebenso wichtigen 
qualitativen Erfordernisse diskutieren würden. Das 
beginnt schon bei der Bewertung und inhaltlichen 
Ausfüllung des 10. Hauptschuljahres. Wenn das 
10. Hauptschuljahr in allen Bundesländern zu einem 
attraktiveren Angebot gemacht würde, dann würde 
allein schon dies eine spürbare Entlastung auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt schaffen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn die inhaltliche Ausgestaltung des 10. Haupt-
schuljahres außerdem überall mehr praxisbezogen 
wäre und mehr auf die Berufswahl vorbereitete, 
dann würde es den Schülern mit Sicherheit auch 
mehr Freude am Lernen vermitteln. Wir appellieren 
deshalb an die Länder, ihre Bemühungen hier zu 
verstärken und das 10. Hauptschuljahr zu einem 
wirklich attraktiven Angebot weiterzuentwickeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Appell richtet sich aber auch an die ausbilden-
den Betriebe und Verwaltungen. Solange es so ist, 
daß Hauptschüler auf der Suche nach Ausbildungs-
stellen häufig noch als Anwärter zweiter Klasse an-
gesehen werden, wird die Hauptschule ungerechter

-

weise weiterhin als Restschule angesehen werden. 
Erfreulicherweise mehren sich inzwischen die aus-
bildenden Betriebe, die dieses Problem erkannt ha-
ben und Hauptschülern größere Chancen einräu-
men als bisher. 

Ein weiteres Problem sind die Eingangsprüfun-
gen der Betriebe, die zwar notwendig sind, aber in 
ihrer Durchführung teilweise zu Recht kritisiert 
werden. Es ist unbestritten das Recht jedes ausbil-
denden Betriebes, seine Eingangsprüfungen nach 
eigenen Vorstellungen zu entwickeln. Aber bei nüch-
terner Betrachtungsweise muß man feststellen, daß 
noch so ausgetüftelte Tests eine wirklich objektive 
Einschätzung und Auswahl von Bewerbern auch 
nicht wahrscheinlicher machen. 

Umgekehrt stellt sich die Frage, ob bei derlei aus-
gefeilten Eingangsprüfungen nicht zu viele auf der 
Strecke bleiben, die sehr wohl für eine Ausbildung 
geeignet wären. Nehmen Sie z. B. die Bewerbung 
von Mädchen und jungen Frauen für den gewerb-
lich-technischen Bereich. Weil sie nicht die gleichen 
schulischen, nämlich technisch-naturwissenschaft-
lich orientierten Voraussetzungen haben, fallen sie 
bei der Eignungsprüfung durch, obwohl sie für die 
Ausbildung und den Beruf möglicherweise besser 
geeignet wären als der männliche Bewerber. Das 
nur als ein Beispiel. 

Es ist im Rahmen dieser Debatte leider nicht mög-
lich, alle qualitativen Aspekte der beruflichen Bil-
dung zu behandeln. Deshalb nur noch eine grund-
sätzliche Anmerkung: Wirtschaft und Politik bekla-
gen immer wieder — es hört sich schon fast lithur-
gisch an — die fehlende Gleichwertigkeit der beruf-
lichen Bildung. Wir alle wissen, daß wir ab Mitte der 
80er Jahre mit einem Fachkräftemangel zu rechnen 
haben werden und die quantitative und qualitative 
Ausstattung der beruflichen Bildung deshalb noch 
attraktiver werden muß. Sie ist unbestritten - das 

muß ausdrücklich anerkannt werden — auf einem 
der höchsten Standards aller Industriestaaten, und 
viele Nachbarländer beneiden uns um diesen Stan-
dard. 

Aber die wirkliche Gleichwertigkeit der berufli-
chen Bildung wird erst dann Tatsache sein, wenn 
das Beschäftigungs- und Besoldungssystem sie 
auch wirklich gleichwertig behandelt. Womit ist ei-
gentlich noch zu begründen — um ein Beispiel zu 
nennen —, daß ein Berufsberater für Hauptschüler 
weniger verdient als ein Berufsberater für Studen-
ten? Allein dieses Beispiel zeigt, wie weit entfernt 
wir im Alltag von der Gleichwertigkeit der berufli-
chen Bildung sind. 

(Beifall bei der FDP) 

In Wirklichkeit liegt da nämlich der Hund begraben 
und nicht in der Bildungswerbung. Das ist der Kasus 
knaxus. Solange wir dieses Problem nicht ernsthaft 
in Angriff nehmen, sondern nur deklamatorisch — 
sowohl die Politik wie auch die Wirtschaft wie auch 
der öffentliche Dienst —, wird eine akademische 
Ausbildung immer attraktiver bleiben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ist für diesen 
Bereich nicht der Bund zuständig? Wollen 
Sie nicht einen Antrag stellen, daß das ge- 

ändert wird?) 

— Nein, das Beschäftigungssystem der privaten 
Wirtschaft hat durchaus seine eigenen Regeln, wor-
auf Sie besonderen Wert legen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Aber bei der Be

-

rufsberatung sieht das doch anders aus!) 

— Wenn Sie genau zugehört hätten, statt schon da-
zwischenzureden, bevor ich zu Ende war, hätten Sie 
mitgekriegt, daß ich das öffentliche Dienstrecht mit 
gemeint habe. Dafür müssen auch Sie in Ihrer Frak-
tion Mehrheiten schaffen — um das einmal ganz 
klar zu sagen. 

(Zustimmung bei der FDP — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Von der Berufsberatung haben 
Sie gesprochen! Sie hätten doch einen An- 
trag vortragen können, statt nur daherzu

-

plaudern!) 

— Ich habe auf dieses Problem hingewiesen und ge-
sagt: Wenn wir dieses Problem in den Griff kriegen 
wollen, dann müssen alle drei Fraktionen, auch Sie, 
wenn Sie es für richtig halten, die Mehrheit in ihren 
Reihen dafür gewinnen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dann nehmen 
Sie das mal in Angriff!) 

Dann müssen alle drei Fraktionen eine Änderung 
der Ansichten in diesem Hause dazu herbeiführen. 

(Beifall bei der FDP — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Ich sehe einem Gesetzentwurf mit 

großem Interesse entgegen!) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort der 
Frau Abgeordneten Dr. Wilms. 

Frau Dr. Wilms (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir reden heute hier über die 
Ausbildungssituation. Aber ich glaube, die vorange- 
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gangenen Beiträge haben klar gezeigt, daß wir auch 
über die Beschäftigungs- und Wirtschaftssituation 
reden müssen. Und wenn Sie, Frau Kollegin von 
Braun-Stützer mich eben angesprochen haben, weil 
ich gesagt habe, die Situation auf dem Ausbildungs-
markt habe sich noch nicht dramatisch verschlech-
tert, dann muß ich sagen: Die Situation in der Wirt-
schaft hat sich durch die Politik der Bundesregie-
rung dramatisch verschlechtert. Wenn die Jugend 
heute Angst hat — und ich stimme Ihnen zu: Jugend 
hat heute Zukunftsangst —, dann hat sie aber insge-
samt Angst vor ihrer Zukunft, dann hat sie insge-
samt Angst im Hinblick darauf, welche beruflichen 
Möglichkeiten sie noch hat, welche Chancen ihr 
überhaupt noch gegeben sind. Das ist eine Angst, die 
wir alle miteinander beklagen, die aber wir als Oppo-
sition — das möchte ich doch einmal sehr deutlich 
sagen — sicherlich am allerwenigsten hier zu vertre-
ten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn hier eben vom Kollegen Weisskirchen ge-
sagt wurde — ich glaube, Sie waren es; oder es war 
ein anderer Kollege von Ihrer Fraktion? —, warum 
wir denn nicht einen gemeinsamen Antrag mitein-
ander verabschiedeten, dann kann ich nur sagen: Sie 
sind es doch, die die Punkte in unserem Antrag, die 
auf die schlechte Wirtschaftslage hinweisen, nicht 
mittragen wollen, weil Sie nicht gerne an diese Mit-
verantwortung für die Ausbildungslage erinnert 
werden wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zahlen liegen auf der Hand. Kollege Pfeifer 
hat es schon gesagt. Wenn wir im vergangenen Jahr 
rund 11 500 Konkurse zu verzeichnen hatten und 
wenn wir annehmen, daß an jedem dieser Betriebe 
zwei Ausbildungsplätze hängen, dann ist das eben 
eine große Zahl von Ausbildungsplätzen, die durch 
die Konkurse, durch die schlechte Wirtschaftslage 
nicht besetzt werden können. Wir müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß Konjunktur- und Struktur-
krisen auf den Ausbildungsmarkt durchschlagen. 
Das bringt natürlich jetzt auch Probleme mit sich, 
weil — das ist ein Charakteristikum des dualen Sy-
stems — das duale System nicht konjunkturneutral, 
sondern von der allgemeinen konjunkturellen und 
strukturellen Lage abhängig ist. 

Lassen Sie mich einmal in allem Ernst sagen: Wir 
sollten uns das Charakteristikum des dualen Sy-
stems, zum Beschäftigungssystem und zur allgemei-
nen Strukturlage in enger Verbindung zu stehen, er-
halten, denn sonst kommen wir auch im Bereich der 
gewerblichen und kaufmännischen Ausbildung zu 
einer Abkoppelung zwischen Bildungs- und Be-
schäftigungssystem. Was das bedeutet, sehen wir 
zur Zeit an den vielen tausend arbeitslosen Lehrern, 
die keine Zukunftschance haben. 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Weisskirchen? 

Frau Dr. Wilms (CDU/CSU): Bitte schön. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Frau Dr. Wilms, ich 
habe vor wenigen Tagen eine Analyse des Kölner In-
stituts für Mittelstandsforschung über Zusammen-
brüche von Betrieben gelesen. Stimmen Sie dem Er-
gebnis dieser Studie zu, daß Zusammenbrüche zu 
über 70 % auf Grund eindeutiger Fehler des Manage-
ments auftreten, und würden Sie auf Grund dessen 
auch zustimmen, daß wir alles tun müssen — auch 
das Bundesverfassungsgericht hat das als unsere 
Pflicht und die Pflicht der ausbildenden Betriebe 
festgestellt —, um die Ausbildung von der Konjunk-
tursituation unabhängig zu machen? 

Frau Dr. Wilms (CDU/CSU): Auf den letzten Punkt 
komme ich sofort. Fehler des Managements spielen 
sicherlich eine Rolle. Der Grund für Zusammenbrü-
che sind eine miserable Konjunktur- und eine ganz 
schlechte Wirtschaftslage. Wenn die Rahmenbedin-
gungen nicht stimmen, dann schlagen gewisse Feh-
ler eines Managements möglicherweise auch voll 
durch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie können diesen Zusammenhang nicht damit ab-
weisen, indem Sie sagen: Da ist ein einzelner Betrieb 
schuld, da ist ein Vorstandsmitglied schuld, da ist 
eine Unternehmensleitung schuld, wenn es zu einer 
Pleite kommt. Die Grundursache für die Pleiten, die 
wir zur Zeit leider, kann ich nur sagen, erleben, liegt 
darin, daß die gesamte wirtschaftliche Lage nicht 
mehr stimmt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das würden wir 
selbst der Neuen Heimat konzedieren!) — 
Zuruf von der CDU/CSU: Die Regierung ist 

schuld!) 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, gestat-
tem Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Rossmanith. 

Frau Dr. Wilms (CDU/CSU): Bitte schön. 

Rossmanith (CDU/CSU): Frau Kollegin Wilms, 
würden Sie mir zustimmen, daß es im Jahre 1971 
2 971 Insolvenzen und im Jahre 1981 11 653 gegeben 
hat und daß diese Steigerung um das Sechsfache 
nicht allein an einem Mißmanagement gelegen 
hat? 

Frau Dr. Wilms (CDU/CSU): So ist es. Diese Zahlen 
zeigen noch einmal, wo die Grundursache für die mi-
serable Entwicklung liegt. 

Ich möchte mich sehr deutlich den Appellen an die 
Betriebe anschließen, die auch von der Wirtschaft 
selber vorgebracht werden, in denen wir sie ermun-
tern und bitten, alles in ihren Kräften Stehende zu 
tun, um den letzten Gipfel der nachwuchsstarken 
Jahrgänge, der vor uns liegt, zu bewältigen, damit 
möglichst viele, möglichst alle Jugendliche einen 
Ausbildungsplatz bekommen. Das sind wir der jun-
gen Generation schuldig. Die Betriebe — auch das 
ist gesagt worden — tun sich, wie ich meine, damit 
auch selbst einen Gefallen im Blick auf die eventuell 
drohende Facharbeiterlücke in den 90er Jahren. 

In der politischen Diskussion, auch seitens der 
Bundesregierung — ich komme auf das zurück, was 
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Sie, Herr Staatssekretär Kuhlwein, zu Beginn der 
Debatte gesagt haben —, werden mir zu wenig die 
Rahmenbedingungen hinterfragt, unter denen Be-
triebe heute ausbilden und ausbilden wollen. Der 
Appell an den Goodwill der Betriebe allein ist zwar 
nützlich, aber er ist mir zu wenig. Die Rahmenbedin-
gungen, unter denen Betriebe ausbilden, werden zu 
einem ganz großen Teil von der Bundesregierung 
gesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb möchte ich den Appell an die Betriebe 
auch an Sie, an die Bundesregierung, weitergeben: 
Schaffen Sie doch um Himmels willen ein entspre-
chendes Bildungs- und Wirtschaftsklima, in dem die 
Betriebe in die Lage versetzt werden, noch mehr 
ausbilden zu können. Drohungen, die Sie immer wie-
der — auch heute — in Richtung Wirtschaft aussto-
ßen, sind für ein solches Klima nicht das geeignete 
Mittel. 

Immer wieder einmal gibt es die Drohung mit der 
überbetrieblichen Umlagefinanzierung. Sie wissen, 
daß wir diese nachdrücklich ablehnen. Das betone 
ich nochmals. Ich brauche nicht zu wiederholen, 
warum wir eine überbetriebliche Umlagefinanzie-
rung ablehnen. Wir haben das hier häufig genug be-
gründet. 

Gelegentlich wird jetzt eine gesetzliche Ausbil-
dungspflicht der Betriebe gefordert. Ich weise aus-
drücklich darauf hin, daß eine gesetzliche Ausbil-
dungspflicht nicht verfassungskonform ist. Sie ist 
nicht mit der Schulpflicht zu vergleichen. Solche 
Überlegungen sollten schnell verschwinden. 

Hier ist heute von einigen Kollegen quasi eine ge-
sellschaftspolitische Ausbildungspflicht der Be-
triebe angesprochen worden, die im Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Ausdruck komme. Ich 
bitte Sie, verehrte Kollegen von der SPD, das Urteil 
sehr gründlich nochmals zu lesen. Dort ist nämlich 
von der gesellschaftspolitischen Ausbildungspflicht 
der Betriebe nur für den Fall gesprochen, daß die ob-
jektiven Möglichkeiten dazu bestehen. Und da kom-
men wir doch wieder auf die Rahmenbedingungen, 
die vorhanden sein müssen, wenn man hier von ei-
ner Ausbildungspflicht sprechen will. 

Es wird auch immer wieder gesagt — das klang 
auch bei den Sprechern der Koalition und der Bun-
desregierung durch —: Wenn die betriebliche Aus-
bildung nicht genügend funktioniert und nicht ge-
nug Angebote macht, müssen wir doch wieder stär-
ker zu den überbetrieblichen Maßnahmen kommen. 
Auch hierüber haben wir häufig diskutiert. Ich brau-
che das nicht zu wiederholen. Ich sage nur: Ein wei-
terer Ausbau überbetrieblicher Einrichtungen über 
die geplanten Maßnahmen hinaus kommt für die ak-
tuellen Engpässe sowieso zu spät und birgt die Ge-
fahr von Überkapazitäten für die 90er Jahre in sich. 
Last but not least frage ich: Wer soll das bezahlen? 
Die leeren Kassen bieten hier kaum noch Möglich-
keiten. 

Herr Staatssekretär Kuhlwein, statt mit Drohun-
gen zu operieren, sollte die Bundesregierung lieber  

weitere Maßnahmen zur Förderung der betriebli-
chen Ausbildung überlegen. 

(Beifall bei der CDU) 

Lassen Sie mich dazu einiges nennen, was zum 
Teil schon angeklungen ist. Auch ich verweise auf 
die Ausbildereignungsverordnung. Man gewinnt 
hier gelegentlich den Eindruck, daß die Bundesre-
gierung allzu starr an dem vorgesehenen Einfüh-
rungszeitpunkt 1984 und auch an der bisherigen 
Form festhalten will. Man sollte noch einmal sehr 
sorgfältig überlegen, ob es nicht flexiblere Lösungen 
gibt, die im allseitigen Interesse liegen, um Ausbil-
dungsplätze zu sichern. 

Ein zweites. Immer wieder kommt auch das 
Thema der Qualität der Ausbildung in die Diskus-
sion. Aber der Inhalt dieser Forderung bleibt häufig 
im Nebel. Das führt zu weiterer Verunsicherung. Es 
ist endlich an der Zeit und viel wichtiger, die vorhan-
denen Qualitätsvorgaben praxisnah und betriebs-
pädagogisch — ich betone: betriebspädagogisch — 
anzugehen und umzusetzen und sich an den konkre-
ten Anforderungen der einzelnen Berufe zu orientie-
ren. 

Als drittes lassen Sie mich noch einmal sagen: 
Notwendig ist auch das ständige Überdenken von 
ausbildungsrelevanten Gesetzen und vor allen Din-
gen Verordnungen. Sie sollten auf ihre Praktikabili-
tät und aktuelle Notwendigkeit hin überprüft wer-
den. Ich denke z. B. an die teilweise veralteten 
Schutzbestimmungen etwa über die Ausbildung von 
Mädchen in gewerblichen Berufen, Bauberufen und 
ähnlichen Berufen. 

Es sei mir in diesem Zusammenhang auch ein 
Wort an die Länder erlaubt. Der Blockunterricht an 
Berufsschulen ist an sich zu begrüßen, wenn er flexi-
bel gehandhabt wird. Aber für bestimmte Berufe ist 
ein Block von beispielsweise drei Monaten zu lang, 
um eine betrieblich kontinuierliche Ausbildung ga-
rantieren zu können. Die Schulverwaltungen sollten 
hier in manchem flexibler sein. Kürzere Blockpha-
sen wären im Interesse der Auszubildenden, der Be-
triebe und auch der Berufsschulen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich einen weiteren Komplex nennen. 
Auch unsere heutige Diskussion zeigt, daß man 
mehr über die Schwierigkeiten und Probleme auf 
der Angebotsseite, der Betriebsseite der Ausbildung 
spricht und übersieht, daß durch einen Wandel auf 
der Nachfrageseite, d. h. bei den Bewerbern um Aus-
bildungsstellen, erhebliche Veränderungen einge-
treten sind, die auch die Bundesregierung zum Han-
deln zwingen. 

Hier ist verschiedentlich gesagt worden, daß sich 
auch die Berufswünsche der jungen Leute sehr ge-
ändert haben. Dadurch, daß die formalen Schulab-
schlüsse der jungen Leute heute im Schnitt höher 
sind — ich sage das wertneutral —, haben sich die 
Wünsche nach den sogenannten theoretischen Beru-
fen vergrößert, und die Berufe und Tätigkeiten, die 
mehr auf praktisch-manuelle Fertigkeiten ausge-
richtet sind, erfreuen sich nicht mehr so großer Be-
liebtheit, obwohl sie zum Teil sehr gute berufliche 
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Chancen bieten. Diese Beobachtungen macht etwa 
die Bauwirtschaft, diese Beobachtung macht der 
Einzelhandel, vor allen Dingen auch der Lebensmit-
teleinzelhandel. 

Ich habe daher die ganz herzliche Bitte an die 
Bundesregierung und auch an die Sozialpartner, so-
weit sie hier angesprochen sind: wir brauchen noch 
eine weitere Verstärkung und Verbesserung der Be-
rufsberatung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht nicht an, daß jetzt angesichts der steigenden 
Arbeitslosigkeit die Berufsberater in den Arbeits-
ämtern abgezogen und zum Teil in die Arbeitsstel-
lenvermittlung versetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch hier noch eine Bitte an die Länder: bitte, tun 
Sie noch mehr, um die Berufsinformation in der 
Schule zu verbessern! Denn wir brauchen eine grö-
ßere Flexibilität und Mobilität junger Menschen, um 
die eben schon angesprochene, immer noch vorhan-
dene Konzentration auf relativ wenige Modeberufe 
aufzulösen. 

Hier wurde schon darauf hingewiesen — ich 
möchte es noch einmal vertiefen —, daß die Betriebe 
heute mit einer breiten Palette von Ausbildungsstel-
lenbewerbern fertig werden müsse: vom Sonder-
schüler bis zum Abiturienten, j a heute zum Teil bis 
zum Hochschulabbrecher. Dies bringt auch zusätzli-
che organisatorisch-pädagogische Probleme mit 
sich, für die die Regierung Hilfestellung leisten 
muß. 

Ich möchte nur ein paar Dinge stichwortartig er-
wähnen. Ich weise noch einmal auf die wachsende 
Gruppe arbeitsloser junger Leute hin, die man als 
die Lernschwachen, die Lernunmotivierten bezeich-
net. Ich meine nicht die Behinderten im eigentli-
chen Sinne. Gerade dieser Gruppe der lernschwa-
chen, wenig lernmotivierten jungen Menschen täte 
man neben einer zusätzlichen sozialpädagogischen 
beruflichen Förderung vor der Ausbildung einen 
großen Gefallen, wenn man ihnen zeitlich begrenzte 
Teilqualifikationen anböte. Denn diese Leute stehen 
häufig vor dem Alles oder Nichts, oder sie bekom-
men den Stempel des Behinderten, wenn sie die Son-
derausbildungen nach § 48 des Berufsbildungsgeset-
zes  machen. Ich meine, hier hätte das Bundesinstitut 
für Berufsbildungsforschung eine wirkliche Aufga-
be, den Dingen deutlicher nachzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch folgendes muß ich sagen. Die ausländischen 
Jugendlichen sind angesprochen worden. Ich glaube, 
wir brauchen uns nicht gegenseitig zu bestätigen, 
daß die Probleme ausländischer Jugendlicher unser 
aller Anstrengungen bedürfen, um zu einer Lösung 
oder wenigstens zu dem Ansatz einer Lösung zu 
kommen. Aber meines Erachtens gehen die ent-
scheidenden Impulse zur Lösung der Probleme ju-
gendlicher Ausländer von der allgemeinen Auslän-
derpolitik aus. Hier hat die Bundesregierung über 
Jahre hinweg durch Untätigkeit versagt. Wir können 
es uns nicht so einfach machen, die Problemlösun

-

gen jugendlicher Ausländer allein dem Bildungsbe-
reich zuzuweisen, wie es jetzt geschieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schule und Betrieb werden mit den Problemen al-
leine nicht fertig. Auch der Berufsbildungsbericht — 
das  ist mir der Beweis dafür — bringt nur Problem-
beschreibungen, aber keine Lösungen. Hier muß die 
Ausländerpolitik der Bundesregierung endlich ein-
mal genau sagen, wie sie es denn gerne hätte. 

Lassen Sie mich als dritte Gruppe die wachsende 
Zahl der Abiturienten und Hochschulabbrecher 
nennen, die in den Betrieben eine Ausbildung su-
chen. Die Betriebe nehmen sie zum Teil recht gern. 
Aber viele Betriebe haben auch erkannt, daß die jun-
gen Abiturienten, die kommen, ihnen unter Umstän-
den nicht als Fachkräfte auf Dauer erhalten bleiben, 
sondern die betriebliche Ausbildung als eine Über-
gangsphase betrachten. Ob Abiturienten auch künf-
tig in der betrieblichen Ausbildung bleiben, ob sie 
dem Betrieb als Fachkraft erhalten bleiben, wird 
entscheidend davon abhängen, ob es gelingt, den 
Abiturienten die gleiche Entlohnung und die glei-
chen Aufstiegschancen zu bieten wie den Absolven-
ten der Hochschulen. 

Hier ist auch die Reform des öffentlichen Dienst-
rechts angesprochen, Frau Kollegin von Braun-Stüt-
zer; da stimme ich Ihnen zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Staat hat nämlich auf dem Markt der Hochqua-
lifizierten immer noch eine Vorreiter- und Vorbild-
funktion, auch für den Bereich der Wirtschaft. 

Erlauben Sie mir ein letztes Wort zu den Mäd-
chen. Meine Damen und Herren, der Berufsbil-
dungsbericht zeigt, daß die Mädchen auch auf dem 
Ausbildungsmarkt noch längst nicht die gleichen be-
ruflichen Chancen wie die Jungen haben. Aber ich 
halte es nicht für ausreichend, hier nur auf die Mo-
delle zur Ausbildung von Mädchen in den gewerbli-
chen Berufen zu verweisen. 

Herr Staatssekretär Kuhlwein, ich begrüße diese 
Modellversuche sehr; das wissen auch die Kollegen. 
Wir sollten sie weiter fortführen. Aber wir sollten 
uns davor hüten, zu glauben, daß wir damit das 
Thema der beruflichen Integration und der berufli-
chen Qualifizierung von Frauen in der Arbeitswelt 
im Griff und abgeschlossen hätten. Hier vermisse 
ich einige nähere Ausführungen im Berufsbildungs-
bericht. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf einen Punkt 
hinweisen, der mir für die Art, wie die Bundesregie-
rung die Probleme der betrieblichen Ausbildung, der 
Ausbildung in der Wirtschaft, behandelt, bezeich-
nend erscheint. Im Berufsbildungsbericht werden 
die finanziellen Leistungen der öffentlichen Kassen 
recht ausführlich dargestellt. Aber es muß doch ei-
gentlich ein bißchen verwundern, wenn einerseits 
die 1981 von Bund und Ländern zusammen aufge-
wandten Mittel von ca. 1,8 Milliarden DM groß her-
ausgestellt werden, während die ca. 25 Milliarden 
DM, die die deutsche Wirtschaft für die Ausbildung 
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der Jugendlichen aufgewandt hat, einfach uner-
wähnt bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Wex 
[CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich meine, hierzu wäre im Bericht sicherlich ein 
Wort notwendig gewesen. 

Lassen Sie mich als abschließenden Satz noch ein-
mal sagen: Die Unternehmen haben in den letzten 
Jahren enorme Anstrengungen zur Ausbildung der 
Jugendlichen unternommen. Wir haben dafür zu 
danken. Wir haben die herzliche Bitte, daß diese An-
strengungen auch in den nächsten Jahren weiter 
fortgesetzt werden. — Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich gebe das Wort dem Ab-
geordneten Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Über Daten und Fakten der 
gegenwärtigen dramatischen Ausbildungssituation 
— wir müssen sie wohl so bezeichnen — ist heute 
morgen schon viel gesprochen worden. Es muß allen 
klar sein: Mindestens bis 1985 ist das Problem un-
verändert aktuell, wenn nichts Entscheidendes ge-
schieht. Es kann aber nichts geschehen, wenn man 
die Probleme auf die falschen Ebenen verschiebt, 
wie das hier teilweise, so meine ich, von seiten der 
Opposition geschehen ist, auch dadurch, daß der hier 
vorgelegte Entschließungsantrag der Opposition 
zentral auf die allgemein schlechte Wirtschaftslage 
und die desolate Finanzlage in den öffentlichen Kas-
sen abhebt. 

Ich will daran erinnern, daß das Rezept „Belebt 
die Wirtschaft, dann werden mehr Ausbildungs-
plätze angeboten" auch historisch widerlegt ist. 
Wann hatten wir denn die größte Ausbildungskrise 
in der Geschichte der Bundesrepublik? — Ende der 
60er und Anfang der 70er Jahre, also zu Zeiten der 
Hochkonjunktur. Damals hatten wir die Tatsache zu 
verzeichnen, daß nahezu ein Viertel aller Jugendli-
chen nicht ausgebildet wurden. 

Das hat sich heute entscheidend verbessert, und 
zwar durch gemeinsame Anstrengungen, durch ei-
nen gemeinsamen gesellschaftlichen und politi-
schen Prozeß, in einer Wirtschaftslage, die sich nicht 
verbessert hat. Natürlich wäre es dem einen oder an-
deren Unternehmen leichter, bei besserer konjunk-
tureller Lage mehr Ausbildungsplätze anzubieten. 
Das soll nicht verkannt werden. Aber nun nur auf 
die schlechte wirtschaftliche Lage abzuheben würde 
tatsächlich bedeuten, das Problem auf eine falsche 
Ebene zu schieben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Daweke? 

Thüsing (SPD): Ja. 

Vizepräsident Windelen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Daweke. 

Daweke (CDU/CSU): Herr Kollege Thüsing, darf 
ich Sie jetzt so verstehen, daß die Äußerungen, die 
Sie kürzlich in Paderborn auf dem Bezirksparteitag 
der SPD Ostwestfalen gemacht haben — es handele 
sich bei der Krise unserer Wirtschaft um eine Krise 
des Kapitalismus —, dann auch nicht richtig sein 
können, weil ihnen ein singulärer Ansatz zugrunde 
liegt? 

Thüsing (SPD): Die Presse hat so berichtet. Ich 
habe diesen Satz nicht gesagt. Aber, Herr Daweke, 
ich bin gern bereit, mit Ihnen über dieses wichtige 
Thema zu reden — auch öffentlich —, jedoch nicht 
an dieser Stelle. 

Es geht auch nicht um unterschwellige Vorwürfe 
gegen die Wirtschaft, es geht nicht um Drohungen 
und Verunsicherung. Wer betreibt das denn von un-
serer Seite? Wenn der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft mit der Wirtschaft offen redet, ist 
das in Ordnung. Dieser Mann genießt dort großes 
Vertrauen als einer, der fachkompetent ist, der weiß, 
was die Probleme sind. Es ist doch keine Drohungs-
und Verunsicherungsstrategie, die dieser Mann be-
treibt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sicher!) 

Auch wir danken der Wirtschaft für ihre Anstren-
gungen. Natürlich gibt es viele Unternehmen, die 
trotz schwieriger Rahmenbedingungen mehr Aus-
bildungsplätze geschaffen haben, natürlich gibt es 
manchen Handwerksmeister, der ein Herz für Ju-
gendliche hat und deshalb mehr Auszubildende ein-
gestellt hat, nahezu unabhängig von seiner wirt-
schaftlichen Lage oder seinen betrieblichen Bedürf-
nissen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Natürlich erkennen wir das an. Es wäre doch falsch, 
das nicht zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn das nicht zureichend geschehen oder unklar 
geblieben sein sollte, will ich das wirklich gern nach-
holen. 

Aber wir müssen uns entscheiden. Wir sollten 
orientiert an den Interessen und den Zukunftsaus-
sichten der Jugendlichen diskutieren. Darum geht 
es. Wir sind in der glücklichen Lage, feststellen zu 
können, daß in diesem Falle die Interessen der Ju-
gendlichen identisch sind mit der Forderung nach 
Weiterentwicklung unserer wi rtschaftlichen Lage 
und nach Vollbeschäftigung. Deshalb gehen die In-
teressen nicht so auseinander, wie das oft unterstellt 
wird. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, die wirtschaftliche Lage zum Kernpunkt 
Ihres Antrages machen, muß ich Sie fragen: Wer 
hindert Sie denn daran, die Gemeinschaftsinitiative 
dieser Regierung zu unterstützen, gerade auch als 
Bildungspolitiker? 

(Daweke [CDU/CSU]: Die hilft doch 
nicht!) 

Ich kämpfe für eine Verbesserung dieser Initiative 
in jenen Punkten, in denen es mir richtig erscheint. 
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Aber wenn ich mir den Himmel voller bunter Luft-
ballons hänge, ist damit gar nichts geschehen. Es 
geht darum, konkrete Verbesserungen zu erreichen. 
Die von Ihnen regierten Länder sind nicht daran ge-
hindert, diese Gemeinschaftsinitiative zu berei-
chern, zu verstärken, zu verbessern, und zwar auch 
in den Kommunen. Darauf kommt es an. Ich fordere 
Sie auf, das zu tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfeffer- 
mann [CDU/CSU]: Sie haben völlig recht, 

daß das ein Luftballon ist!) 

Es geht also nicht um die Neubelebung der Dis-
kussion, vor der Herr Pfeifer gewarnt hat, sondern 
um eine Diskussion, in der wir uns bemühen müs-
sen, dazu beizutragen, die Ausbildungschancen der 
Jugendlichen in den nächsten Jahren zu sichern. Da 
gibt es auch von der Opposition eine Reihe von sehr 
akzeptablen Vorschlägen. Herr Pfeifer hat Maßnah-
men vorgetragen. Ich will Ihnen sagen, Herr Pfeifer: 
Alle die Maßnahmen, die Sie vorgetragen haben, 
können von uns unterstützt werden. Selbstverständ-
lich muß man bedenken, daß Sie in Ihrem Vortrag 
als Oppositionspolitiker an der einen oder anderen 
Stelle die Dinge angespitzt haben. Aber grundsätz-
lich haben Sie die Themen angesprochen, um die wir 
uns kümmern müssen. Sie können sicher sein, daß 
wir zur Kooperation bereit sind, wenn wir darüber 
im Ausschuß gemeinsam zu sprechen haben. Ich bin 
damit voll einverstanden. 

Natürlich hat niemand etwas dagegen, die Progno-
sen zu verbessern, die Verantwortlichen anzuspre-
chen, die Ausbildungsbereitschaft zu erhöhen und 
einer Diskussion entgegenzutreten, wenn sie unan-
gemessen ist, d. h. wenn behauptet wird, es werde 
nur unqualifiziert ausgebildet. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Aber dort, wo Qualitätsmängel vorhanden sind, muß 
es möglich sein, das auch in dieser Lage offen zu sa-
gen mit der Richtung und dem Ziel, die Qualität zu 
verbessern. Das ist eine ständige Aufgabe und kann 
nicht damit abgetan werden, daß hier abqualifiziert 
werde. 

Frau Wilms, ich will Ihnen sagen, daß wir natür-
lich zu Gesprächen über Ausbildungshindernisse 
bereit sind. Was die Ausbildereignungsverordnung 
angeht, so haben sich in den letzten Jahren Zehn-
tausende von Ausbildern bemüht, die Prüfungen ab-
gelegt, die Qualifikationen erworben. Nun ist ein 
Rest übriggeblieben, und wir können diesem Rest 
nicht einfach einen Freibrief ausstellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wo es Schwierigkeiten, auch zeitlicher Art, und ver-
nünftige, einsehbare Gründe gibt, sind wir zu Ge-
sprächen bereit, und der Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft hat diese Gesprächsbereit-
schaft seinerseits ausdrücklich betont. Sie haben da 
unsere Unterstützung. 

(Beifall bei der SPD) 

Was den Bund angeht, so hatten wir Schwierigkei-
ten auch mit den öffentlichen Unternehmungen. Wir 
haben das nicht verheimlicht, sondern es wie auch 
Sie vorgetragen. Aber ich stelle auch positiv fest, daß 

beispielsweise im Bereich von Bahn und Post in die-
sem Jahr 1982 1 100 Ausbildungsplätze mehr als im 
letzten Jahr zur Verfügung gestellt werden. Herzli-
chen Dank an die verantwortlichen Minister! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben aber gleichzeitig im Bereich von Bahn 
und Post die Möglichkeit, weitere 1 220 Auszubil-
dende einzustellen. Wir haben dafür kein Geld. Ich 
mache den verantwortlichen Fachministern keinen 
Vorwurf. Lassen Sie uns gemeinsam versuchen, die 
Mittel für diese über 1 200 Ausbildungsplätze zu be-
schaffen! Das ist eine wichtige gemeinsame Auf-
gabe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Pfeifer, Sie haben das Problem der Konzen-
tration auf bestimmte Berufe angesprochen. Natür-
lich sind wir für verbesserte und verbreiterte Auf-
klärung. 

Sie haben dann weiter das Problem der Benach-
teiligten und Behinderten angesprochen. Ich habe 
schon auf die Gemeinschaftsinitiative verwiesen. 
Dort ist ein eigenes Zusatzprogramm gerade zur Un-
terstützung der Benachteiligten und Behinderten 
enthalten. Unterstützen Sie diese Gemeinschaftsin-
itiative gerade in diesem Punkt! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will noch einige Grundsätze ansprechen, die 
mir wichtig erscheinen, damit die berufliche Zu-
kunft der Jugendlichen gesichert wird. Ich habe 
schon vor der Verlagerung der Diskussion auf eine 
andere, falsche Ebene gewarnt. Das gilt auch für die 
sich ständig wiederholende Klage, die Schüler könn-
ten am Ende ihrer Schulzeit nicht genug, sie könn-
ten nicht einmal ausreichend rechnen, lesen und 
schreiben. Ich kenne durch meine berufliche Ver-
gangenheit genug Lehrer und ich weiß, daß die Pro-
bleme gerade im Bereich der Hauptschule genau er-
kannt sind und daß sich Hunderttausende von Leh-
rern bemühen, den Schülerinnen und Schülern ein 
solides Fundament für ihren beruflichen Weg mitzu-
geben. Wo es Mängel gibt, muß darüber offen gere-
det werden; aber ich warne vor einer Verlagerung 
der Diskussion auf diese Ebene mit dem Hinweis 
darauf, man könne mehr Auszubildende einstellen, 
wenn nur die schulischen Voraussetzungen besser 
wären. 

Es gibt tatsächlich — auch das lassen Sie mich er-
wähnen — noch bestimmte Bereiche in Handwerk 
und Industrie, wo tatsächlich mehr ausgebildet wer-
den könnte. Wir haben nach Untersuchungen, die 
Sie nachlesen können — Sie kennen sie zum großen 
Teil, so denke ich —, im handwerklichen Bereich 
nach wie vor 18% aller Betriebe, die ausbilden könn-
ten, es aber nicht tun. Lassen Sie uns auch in unse-
ren Wahlkreisen — das gilt für alle Abgeordneten 
dieses Hauses, glaube ich — mit diesen Betrieben in 
dieser dramatischen Situation sprechen! 

In der Industrie gibt es unterdurchschnittliche 
Ausbildungsquoten in kleinen Betrieben. Ich will in 
diesem Zusammenhang das Bauhauptgewerbe lo-
bend erwähnen. Dort sind durch gemeinsame An-
strengungen der Tarifpartner trotz wirtschaftlicher 
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Krisenerscheinungen hervorragende Ausbildungs-
ergebnisse auch hinsichtlich der Zahlen erzielt wor-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn beispielsweise auch bei den Kleinbetrieben 
mit bis zu 50 Beschäftigten im Bauhauptgewerbe 
65 % aller Betriebe ausbilden und wenn von den Be-
trieben mit 50 bis 200 Beschäftigten 82 % ausbilden, 
dann ist das eine hervorragende und ausdrücklich 
zu lobende Leistung. 

Meine Damen und Herren, berufliche Bildung ist 
keine Schönwetteraufgabe der Wirtschaft. Sie ist, 
gerade in schwierigen Zeiten, eine Verpflichtung, 
und zwar eine Gruppenverpflichtung, eine Ver-
pflichtung auch der Arbeitgeber der öffentlichen 
Hand und eine gemeinsame Leistung. 

Verpaßte Erstausbildung führt in die Dauerar-
beitslosigkeit. Der Weg von der verpaßten Erstaus-
bildung in den Sockel der Dauerarbeitslosigkeit ist 
sehr kurz. Wir wissen, daß nur das Zusammenwir-
ken aller die Probleme lösen kann, mit denen wir es 
zu tun haben. Das heißt aber auch: nicht nur Ausbil-
dung in der Wirtschaft, sondern auch konsequente 
Ausweitung vollschulischer Ausbildungsgänge in 
den Berufsschulen. Diese Ausweitung in Berufs-
fachschulen, im Berufsgrundschuljahr und im Be-
rufsvorbereitungsjahr hat in den letzten zehn Jah-
ren erheblich zur Lösung der Ausbildungsprobleme 
beigetragen. 

Das gilt, Herr Kollege Rossmanith, auch für die 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten. Ohne diese 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten könnten viele 
Betriebe nicht mehr ausbilden. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Erfahrung habe ich auch in meinem Wahl-
kreis gemacht, wo es vorbildliche Anstrengungen 
des Handwerks gibt, wo mir die Handwerker sagen: 
Ohne das von uns unter großen Anstrengungen ge-
schaffene Ausbildungszentrum könnten wir nicht 
mehr ausbilden. Da ergeben sich, Herr Rossmanith, 
tatsächlich auch Finanzierungsprobleme, über die 
man noch einmal sehr ruhig und ohne jede Ideologie 
nachzudenken hat. Als jemand, der sich seit 1974 in-
tensiv mit dieser Frage beschäftigt, denke ich, daß 
Sie da einige Fehlinformationen haben, und ich bin 
gern bereit, mit Ihnen, gerade was die Finanzie-
rungsfrage angeht, in ein Privatcolloquium einzutre-
ten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich beto-
nen, daß wir auch unkonventionelle Maßnahmen 
stärker als bisher fördern müssen, daß wir mehr un-
konventionelle Maßnahmen brauchen. Angesichts 
der nahezu abgelaufenen Zeit nenne ich nur ein 
paar Stichworte: Ausbildungsverbund; Förderung 
der Bereitschaft mehrerer Betriebe, die eine ge-
samte Ausbildung allein nicht anbieten können, zu-
sammenzuarbeiten; Blockunterweisung und Block-
unterricht, wofür das Elektrohandwerk in Hamburg 
ein Beispiel ist, wo nämlich eine sehr gute, vorbildli-
che neue Kooperation von Schule, Betrieb und über-
betrieblicher Ausbildung gelungen ist, eine Koope

-

ration von Institutionen, die oft nicht so miteinander 
harmonieren, wie es notwendig wäre. 

Wir müssen auch arbeitslose Facharbeiter in sol-
che Programme integrieren. Wir müssen das bei die-
sen Facharbeitern angesammelte Fachwissen akti-
vieren. Da ist auch ein Entgegenkommen der Kam-
mern erforderlich; die Kammern müssen das aner-
kennen und auf nachweislich gute Ausbildungslei-
stungen flexibel reagieren. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen, daß auch auf 
lokaler und regionaler Ebene mehr Aktivitäten not-
wendig sind. Wir können über diese Themen — wie 
auch beispielsweise über das Problem der Arbeitslo-
sigkeit — nicht nur allgemein reden, sondern müs-
sen auch dafür sorgen, daß die auf lokaler und regio-
naler Ebene Verantwortlichen endlich an einen 
Tisch kommen. Und wir Abgeordneten müssen, so 
denke ich, dort eine aktive Rolle spielen. Gerade wir 
Abgeordneten sollten auch Initiativen unterstützen, 
die Jugendliche selbst gegründet haben, etwa eine 
„Initiative Jugendarbeitslosigkeit", die sich in mei-
nem Wahlkreis gebildet hat. 

Ich glaube, wenn wir alle Ausbildungskapazitäten, 
die in den letzten sechs Jahren einmal genutzt wa-
ren, und alle Ausbildungskapazitäten, die zusätzlich 
vorhanden sind, nutzen und wenn diese Kapazitäten 
in diesem Jahr angeboten werden, können wir es 
schaffen, können wir diese große gemeinschaftliche 
Aufgabe im Interesse der Zukunft der Jugend und 
damit unseres Volkes bewältigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

In diesem Sinne bitte ich Sie, unserem Antrag zu-
zustimmen, der die Dinge, die hier wichtig sind, be-
schrieben hat, der die Probleme nennt, aber auch die 
Programme erwähnt, die notwendig sind, um die 
Ausbildungsnot der Jugend zu beseitigen. Ich denke, 
daß der Antrag der CDU/CSU nicht ausreicht. Vieles 
darin ist richtig — darüber muß geredet werden —, 
vieles trifft sich mit unserem Antrag, aber es reicht 
nicht aus. Ich glaube, wir haben einen soliden, ver-
nünftigen Antrag vorgelegt. Stimmen Sie ihm zu. — 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort der 
Frau Abgeordneten Benedix-Engler. 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich freue mich, Herr 
Thüsing, daß ich Ihnen unmittelbar antworten kann. 
Sie haben uns vorgeworfen, die Probleme auf die fal-
sche Ebene verschoben zu haben. Ich muß Ihnen lei-
der sagen: Genau umgekehrt wird ein Schuh daraus. 
Ihre Debattenbeiträge haben gezeigt, daß Sie nach 
wie vor mindestens auf einem falschen Hintergrund 
diskutieren und die Akzente falsch setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, wer 
wie unsere Wirtschaft über 70 Jahre, über mehrere 
Generationen hinweg, Berufsbildung verantwortet 

(Daweke [CDU/CSU]: Und die ganze Welt 
guckt zu!) 
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und diese Verantwortung über Konjunkturen und 
Krisen, über wirtschaftliche und politische Zusam-
menbrüche hinweg trägt, wer Ausbildung betreibt, 
die von der ganzen Welt als beispielhaft angesehen 
wird, der braucht nicht an die Verantwortung ge-
mahnt zu werden, den hat man nicht an die Verant-
wortung zu gemahnen, noch viel weniger steht dem-
jenigen, der das tut, das Recht auf Drohappelle zu. 
Es gibt einige — auch Sie, Herr Vogelsang, haben 
das getan —, die fast nichts unterlassen, diese Ver-
antwortungskompetenz der Wirtschaft auszuhöh-
len. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nennen Sie mir doch ein-
mal Aufgabenbereiche im unmittelbaren staatlichen 
Verantwortungsfeld, in denen schwierige Probleme 
auch nur annähernd so schnell bewältigt wurden, 
wie die Wirtschaft sie im Zusammenwirken mit den 
Ländern und ihren Berufsbildungseinrichtungen in 
der Berufsbildung bewältigt hat. 

Die Feststellung des Herrn Ministers Engholm — 
ich möchte hier einmal eine Pressemittelung vom 
9. Februar von Ihnen zitieren —, „auch bei der Quali-
tätsverbesserung in der Berufsbildung können wir 
nicht auf eine goldene Versorgungslage warten", 
entschuldigen Sie, kann ich nur als töricht bezeich-
nen; denn Sie wissen doch genauso wie ich, daß das 
nie die Haltung der Wirtschaft gewesen ist, daß sie 
der Verantwortung immer nachgekommen ist. Ich 
erinnere in dem Zusammenhang nur an die Bewälti-
gung des Geburtenüberhanges Mitte der 50er Jahre. 
Wir hatten damals ähnlich drängende Probleme. Die 
Zahlen waren auch bedrohlich, und es bewährte sich 
ein schnelles, unbürokratisches und kostenoptima-
les Verfahren, das übrigens, weil Sie vorhin gerade 
die Länder ansprachen, zur Zeit in Niedersachsen 
praktiziert wird. 

Niedersachsen zahlt den Betrieben in den Kam-
merbezirken, den Amtsgerichtsbezirken mit beson-
deren Schwierigkeiten bei der Ausbildungslage, pro 
zusätzlichen Ausbildungsplatz 100 DM, bei Problem-
fällen 150 DM. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Niedersachsen hat die Mittel dafür um 21,5 Millio-
nen DM erhöht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, hier wird nicht vernied-
licht, hier wird gehandelt. Daran sollten Sie sich ein 
Beispiel nehmen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen erfolgt die Abrechnung dieser Gelder in 
einem ganz vereinfachten Verfahren, nämlich über 
die zuständigen Kammern. 

Die Probleme, vor denen wir heute stehen, könn-
ten noch einmal verringert werden, wenn wir ge-
meinsam das Problem der Konzentration auf we-
nige Modeberufe angehen. Darüber wurde schon ge-
sprochen. Hier muß man noch viel mehr Phantasie 
entwickeln, denn wenn sich die Bewerber bei 446 an-
erkannten Ausbildungsberufen nach wie vor auf 10 
bis 20 konzentrieren, dann haben wir hier eben noch 
ein gewaltiges Handlungsmanko. 

Wenn ich mir so die Zeitungen der letzten Woche 
ansehe — ich habe hier die „WAZ", eine bedeutende 
Tageszeitung, die „Neue Ruhr-Zeitung" —: Hier wer-
den freie Lehrstellen annonciert, und zwar 650. Sie 
werden auch bildlich dargestellt: Kraftfahrzeugme-
chaniker, Gebäudereiniger, Kunststofformgeber, 
Schornsteinfeger, Brauer, Mälzer, Konditor, Flei-
scher usw.; 650 freie Lehrstellen. Raten Sie einmal, 
wie viele Bewerbungen eingegangen sind: drei. 950 
Lehrstellen werden angeboten. Eingang der Bewer-
bungen: unter zehn. 

Ich will darauf hinweisen, daß es eine ganze Reihe 
von Ausbildungsbereichen gibt, die heute nicht im 
Bewußtsein der Bevölkerung sind, die nicht attrak-
tiv genug sind, für die wir also viel mehr Aufklärung 
betreiben müssen, und daß wahrscheinlich wir alle 
miteinander hier die Bereitschaft zum Umdenken 
entwickeln müssen. Wir müssen aber auch eigenar-
tige Prestigemaßstäbe abbauen. Es wird z. B. von 
eingen Lehrern gesagt, man müsse die Ausbildungs-
berufe daraufhin abklopfen, ob sie den entsprechen-
den „emanzipatorischen Gehalt" haben. Meine Da-
men und Herren, die beste Emanzipation ist, glaube 
ich, die einer positiven Einstellung zum Beruf und 
der entsprechende berufliche Erfolg im nachhin-
ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Immer [Alten

-

kirchen] [SPD]: „Funktionieren ist alles"!) 

Sehen Sie, das ist die Realität. Sie erfordert von vie-
len von uns eine andere Einstellung. 

Von den Ausbildern wurde hier leider nur am 
Rande gesprochen. Herr Thüsing, ich möchte Ihnen 
gleich antworten. Statt von erfahrenen Ausbildern 
mit hervorragenden Ergebnissen in fortgeschritte-
nem Alter noch zusätzliche Prüfungen zu verlangen, 
sollte man ihnen an dieser Stelle — und das ist völlig 
zu kurz gekommen — einmal öffentlich Anerken-
nung zollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Schwierigkeiten für Ausbilder sind ja nicht ge-
ringer geworden, sondern auf Grund der immer he-
terogeneren Art der Auszubildenden vom Abiturien-
ten bis zum Ausländer, der der Sprache nicht mäch-
tig ist, und bis zum Sonderschüler ist die Bandbreite 
so, daß für den Ausbilder ganz besondere Probleme 
entstanden sind. 

Die Auszubildenden werden immer älter. Es ist 
nicht gleichgültig, wann ein junger Mensch in die be-
rufliche Verantwortung tritt. Bei einer für ihn per-
sönlich überlängten Schulzeit ist nämlich die Lern-
bereitschaft stark reduziert, ist die Anpassungsfä-
higkeit geringer geworden, sind die Erwartungen so 
hoch gesteckt, daß man die betreffenden jungen 
Leute meistens auf den Boden der Wirklichkeit zu-
rückholen muß. 

Noch ein Punkt: Weil Ordnung heute insgesamt 
nicht mehr als selbstverständlich empfunden wird, 
weil man die Ordnungen überall in Frage stellt, sind 
auch die Anforderungen an die erzieherische Kraft 
des Ausbilders, an seine beispielgebende Art, an 
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seine ganz personale Zuwendung zum Auszubilden-
den immer stärker geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Frau Abgeordnete, der Ab-
geordnete Thüsing wollte Ihnen gern eine Zwischen-
frage stellen. Sind Sie damit einverstanden? — Bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

Thüsing (SPD): Frau Kollegin, ist Ihnen entgangen, 
daß die von Ihnen erwähnten älteren und erfahre-
nen Ausbilder die Prüfung auf Grund der Ausbilder-
eignungsverordnung nicht abzulegen brauchten, 
daß ihnen die Fähigkeit oder das Recht, weiter aus-
zubilden, auf Grund ihrer langen Erfahrungen zuer-
kannt wurde, wie auch beispielsweise allen Hand-
werksmeistern? 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Das ist mir 
selbstverständlich nicht entgangen. Wir sind es ja 
auch gewesen, die immer wieder darauf gedrungen 
haben, hier flexibel zu verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber warum bestehen Sie bürokratisch auf dem letz-
ten Rest? Warum eigentlich? Helfen Sie damit den 
Ausbildern? Ich glaube nicht. 

(Zurufe von der SPD) 

Das Prestige eines Berufes, die Gleichwertigkeit 
eines Berufes hängt auch wesentlich davon ab, wel-
che Aufstiegschancen bestehen und welche Auf-
stiegschancen für die jungen Menschen deutlich ge-
macht werden. Auch hier setzen Sie immer wieder 
einen falschen Akzent. Sie erklären nämlich, daß be-
rufliche Bildung nur dadurch gleichwertig werde, 
daß vor der Berufsbildung möglichst alle eine mög-
lichst lange Schulausbildung haben. Herr Staatsse-
kretär Granzow spricht in einer Pressemeldung vom 
11. Februar 1982 davon, daß eine qualifizierte Ausbil-
dung heute auch eine längere Schulzeit als in der 
Vergangenheit notwendig mache. 

Nein, meine Damen und Herren, das Qualifika-
tionsergebnis ist weitgehend abhängig von der Mo-
tivation, und die Motivation bildet sich aus den Er-
folgserlebnissen im Beruf und nicht aus einer über

-längten Schulzeit. Es gibt nämlich nirgendwo bes-
sere Lernergebnisse als im berufspraktischen Be-
reich, die zudem sofort umgesetzt werden können. 

Von daher komme ich zu dem Bereich, der heute 
noch gar nicht oder nur am Rande erwähnt worden 
ist, der aber in der Beilage zum Berufsbildungsbe-
richt steht, nämlich dem Bereich der beruflichen 
Fort- und Weiterbildung. Auch hier sollte man der 
Wirtschaft einmal Dank sagen für das, was sie in al-
ler Stille und Selbstverständlichkeit mit ihren ver-
schiedensten Einrichtungen natürlich im betriebs-
wirtschaftlichen Interesse und natürlich auch im 
volkswirtschaftlichen Interesse, zugleich aber im In-
teresse der Berufstätigen geleistet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Etwas mehr Anerkennung würde nicht schaden. 

Es mangelt aber nicht nur an der Anerkennung. 
Man hat im Rahmen des Arbeitsförderungs-Konso-

lidierungsgesetzes sogar vergleichsweise schmale 
staatliche Förderungsmaßnahmen total eingestellt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Die gleichen Leute, 
die jetzt mit dem Finger auf uns zeigen!) 

— So ist es. — Ich meine die Umwandlung der bisher 
als Zuschüsse gewährten Fördermittel in Rückzah-
lungsdarlehen für die jungen Menschen, die sich an 
den verschiedenen Bundesfachschulen des Hand-
werks weiter qualifizieren wollen. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist das nämlich!) 

Dies ist exemplarisch für das Auseinanderklaffen 
von  Berufsbildungspostulatenund Ihrem tatsächli-
chen politischen Handeln, meine Damen und Her-
ren von der Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß ich dieses Beispiel einmal näher dar-
stellen. Was sind das für junge Menschen, die sich 
für ein- oder zweijährige Lehrgänge an den ver-
schiedenen überall im Bundesgebiet verstreuten 
Bundesfachschulen für die verschiedenen Hand-
werksarten entscheiden? Es sind die durch die Be-
rufsausbildung, durch das duale System Gegange-
nen, die sich inzwischen zum Facharbeiter emporge-
arbeitet haben und die nun den Techniker oder den 
Meister anstreben. Sie sind meist verheiratet, sie ha-
ben für eine Familie zu sorgen, und sie gehen mit ei-
nem einjährigen Ausscheiden aus dem Beruf ein er-
hebliches Risiko ein. Zu einem solchen Schritt ent-
schließt sich nur der, der ausgezeichnet motiviert ist, 
zumal diese Schulen sehr hohe Leistungsanforde-
rungen stellen. Mit diesem Schritt können die jun-
gen Arbeitnehmer eine Höherqualifizierung errei-
chen, ihre berufliche Mobilität verbessern, die Aus-
bildereignung erhalten, mit der Meisterprüfung 
auch die spätere Möglichkeit erlangen, eine eigene 
Existenz zu gründen, d. h. für einen breiten mittel-
ständischen Besatz zu sorgen, den wir ja in einer 
freien sozialen Marktwirtschaft dringend brauchen, 
und vor allen Dingen selbst Ausbildung betreiben. 

Meine Damen und Herren, jeder Verantwortliche 
muß doch wohl hier sagen: Hervorragend, hier wer-
den alle Ziele, die wir erreichen möchten, gleichsam 
optimal angeboten, das ist der klassische Fall für 
staatliche Fort- und Weiterbildungsförderung. Aber 
was tun Sie? Es mutet wirklich geradezu grotesk an: 
Zunächst wurde 1976 der Rotstift angesetzt. Die Un-
terhaltsgelder wurden von 90 auf 58 % gekürzt. Jetzt 
streichen Sie die Zuschüsse ganz und gewähren nur 
noch rückzahlbare Darlehen. Zu dem Risiko, das die-
ser junge Arbeitnehmer mit dem Entschluß, einen 
solchen Lehrgang zu besuchen, für sich und seine 
Familie eingeht, kommt nun noch die große finan-
zielle Belastung, die nach Auskünften bei minde-
stens 20 000 DM liegt. Dies ist das Gegenteil einer ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik. Hier wird eine arbeits-
marktpolitische Maßnahme, wie sie richtiger in un-
serer Zeit überhaupt nicht sein kann, nicht nur nicht 
anerkannt, sondern wahrscheinlich in kurzer Zeit 
vernichtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

25 000 sind durchschnittlich im Jahr in diese berufli

-

che Fortbildungsmaßnahme eingestiegen. Das ist 
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mit Abstand die größte Gruppe im Fortbildungsbe-
reich des Handwerks. Schon jetzt zeichnet sich ab, 
daß die Anmeldungen bis zur Hälfte zurückgehen. 
Wie gesagt, grotesk ist vielleicht noch ein milder 
Ausdruck. Wer so handelt, sollte, unter welchen Be-
dingungen auch immer, eigentlich die Forderung 
nach Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung nicht 
mehr in den Mund nehmen. 

Lassen Sie mich noch kurz einen Bereich anspre-
chen, der auch noch nicht erwähnt worden ist. Ich 
meine die berufliche Weiterbildung der Frauen. 
Wenn wir generell davon sprechen, daß die Erstaus-
bildung heute nicht mehr ausreicht, so gilt das in be-
sonderem Maße für die Frauen. Der Wiedereinstieg 
in den Beruf nach einer längeren Familienphase ge-
staltet sich immer schwieriger. Der Berufsbildungs-
bericht beklagt die geringen Weiterbildungsbeteili-
gungen von Frauen und die von Resignation be-
stimmte Weiterbildungsmotivation. Er kommt zu 
dem Schluß, daß die Weiterbildungsangebote selber 
in Inhalt, Methode und Organisation die Lebensum-
stände der Frauen mehr berücksichtigen müssen; 
dies kann ich nur unterstreichen. Die latente Bereit-
schaft der Frauen, meine Damen und Herren, ist 
nämlich größer, als sich dies an der bisherigen Betei-
ligung auch an Modellversuchen zeigt. Die Angebote 
müssen deshalb anders akzentuiert werden, den Be-
dürfnissen der Frauen entgegenkommen. Das heißt, 
daß die Angebote dezentral, also familiennah ge-
macht werden müssen, daß die Unterrichtszeiten f a-
milienfreundlich, d. h. in Kombination mit den Fami-
lienaufgaben angeboten werden müssen und daß die 
Kurse praxisnah und möglichst mit Hospitationen 
in entsprechenden Arbeitsstellen verbunden sein 
sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dadurch entstehen Kontakte, Vertrauen, Selbstbe-
wußtsein und auch spätere Einstellungschancen. 
Die Kurse dürfen auch nicht zu lang sein. Ein Zeitab-
schnitt, der für Frauen keine zu große Hürde dar-
stellt, sind sieben oder acht Wochen. Im übrigen kön-
nen ja solche Kurse nach einer Pause fortgesetzt 
werden. Wichtig ist auch, daß mit der Meldung für 
eine Teilnahme an solchen Weiterbildungsveran-
staltungen nicht sofort eine Entscheidung für den 
Wiedereintritt in den Beruf verbunden ist. Solche 
Weiterbildungsmaßnahmen, meine Damen und Her-
ren, sollten den Frauen auch Hilfe zur Bewältigung 
ihrer jetzigen Familiensituation gewähren. Das 
heißt, in den Lehrplänen müßten auch Erziehungs-
fragen, rationelles Haushalten usw. angesprochen 
werden. 

Ein Weiterbildungsangebot dieser Art wäre von 
vielen Trägern zu realisieren. Hier braucht man 
nämlich keine stärkere Motivationsphase, von der in 
dem Bericht die Rede ist. Hier ist kein Unterhalts-
geld erforderlich, das etwa über dem Satz der Sozial-
hilfe liegt, eine Forderung, die für längere Zeit so-
wieso unrealistisch sein dürfte. Und: Sie werden er-
staunt sein, wie groß die Bereitschaft der Wirtschaft 
auch hier wieder ist, Hospitationsplätze bereitzu-
stellen. Also, noch einmal: Auch hier müssen An

-

sätze korrigiert und eventuell liebgewordene Eman-
zipationsmodelle umgearbeitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich muß zum Schluß 
noch einmal feststellen, daß der Wirtschaft die Sor-
ge, die sie umtreibt, durch die Redebeiträge vor al-
lem von Herrn Weisskirchen, von Herrn Thüsing 
und anderen mehr in keiner Weise genommen wur-
de, die Sorge nämlich, daß sie nach der ihr von Ihnen 
zeitweilig zugedachten Rolle des Retters in der Aus-
bildungsnachfrage und der Bildungsreform insge-
samt nach 1985 wieder zu deren Opfer werden könn-
te, die Sorge, daß Sie die Betriebsausbildung dann 
zugunsten allgemeiner Bildungsgänge in einer noch 
stärkeren Verschulung erneut schwächen wollen. 

Ich meine, Sie haben heute die Chance vertan, ein 
für allemal glaubwürdig deutlich zu machen, daß Sie 
Ihre Gedankenspiele einer stärkeren staatlichen 
Einflußnahme endlich überwunden haben. Herr 
Vogelsang, ich wende mich an Sie mit Ihrem letzten 
Interview: Herr Vogelsang, mit mehr Staat in der 
Berufsbildung wird es nicht besser, so wie es nir-
gends besser wird, wo der Staat in die Selbstverwal-
tung hineinregiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Sauter [Epfen
-

dorf] [CDU/CSU]: Die lernen das nie!) 

Der Jugend ist damit ebensowenig geholfen und ge-
dient wie der Wirtschaft, die sich dank Ihrer Politik 
um ihre Wettbewerbsfähigkeit Sorgen macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Berufsbildungs-
bericht 1982 auf Drucksache 9/1424 zur federführen-
den Beratung an den Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft, den Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung, den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit und den Haushaltsausschuß zu überwei-
sen. Ist das Haus mit den vorgeschlagenen Überwei-
sungen einverstanden? — Ich stelle fest, daß sich 
kein Widerspruch erhebt. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Zu dem Berufsbildungsbericht 1982 liegen Ent-
schließungsanträge der Fraktion der CDU/CSU auf 
Drucksache 9/1444 und der Fraktionen der SPD und 
FDP auf Drucksache 9/1446 vor. Wird das Wort zur 
Begründung der Anträge gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. 

Ich rufe dann zuerst den Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 9/1444 
auf. Es ist beantragt worden, über Annahme oder 
Ablehnung dieser Anträge hier im Plenum abzu-
stimmen. Wer dem Entschließungsantrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Die  Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
gegen die Stimmen der Mitglieder der CDU/CSU-
Fraktion abgelehnt worden. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag der 
Fraktionen der SPD und FDP auf Drucksache 
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Vizepräsident Windelen 
9/1446. Wer diesem Entschließungsantrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim

-m

e? — Der Entschließungsantrag ist gegen die Stim

-

men der Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes über den Wehrbeauftrag-
ten des Bundestages 
— Drucksache 9/419 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung 

— Drucksache 9/1407 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Carstens (Emstek) 
Esters 
Gärtner 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

— Drucksache 9/1367 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Horn 
Weiskirch (Olpe) 

(Erste Beratung 37. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 

Ergänzung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages 
— Drucksachen 9/420, 9/1368 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Bötsch 
Dr. Kübler 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind für 
die Punkte 22 a) und 22 b) der Tagesordnung verbun-
dene Debatte und eine Redezeit von insgesamt einer 
Stunde vereinbart worden. Darf ich das Haus fragen, 
ob es mit dieser Regelung einverstanden ist? — Ich 
stelle dies hier fest. 

Wird das Wort als Berichterstatter gewünscht? — 
Dies  ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Weiskirch (Olpe). 

Weiskirch (Olpe) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Ge-
setz zur Änderung des Gesetzes über den Wehrbe-
auftragten des Deutschen Bundestages, das wir 
heute hier in zweiter und dritter Lesung zu beraten 
und zu verabschieden haben, ist zwar — ich sage das 
ausdrücklich — kein Jahrhundertwerk; es hat je-

doch eine über zehnjährige Geschichte hinter sich 
und ist durch vier Legislaturperioden hindurch erör-
tert, immer wieder beinahe verabschiedet und 
schließlich doch von Mal zu Mal weitergeschoben 
worden. Ehemalige Bundestagskollegen wie Josef 
Rommerskirchen, Werner Buchstaller und Leo Er-
nesti haben sich ihre Meriten um diese Novelle er-
worben. Und wenn der Kollege Horn von der SPD 
und ich als die letzten beiden Berichterstatter für 
dieses Gesetz heute hier einen Schlußstrich ziehen 
wollen und ziehen können, dann tun wir es im Ge-
fühl der Erleichterung und auch der Befriedigung; 
denn dieses Gesetz in seiner nunmehr vorgelegten 
Fassung ist das Resultat einer wirkungsvollen und 
beispielhaften gemeinschaftlichen Arbeit aller drei 
Fraktionen des deutschen Bundestages, und es wi-
derlegt die leider weit verbreitete Meinung, daß die 
Kluft zwischen den Parteien eine sachliche und eine 
sachdienliche Arbeit nicht mehr zuließe. Es gibt sie 
noch. 

Um was geht es in dieser Novelle, meine Damen 
und Herren? Lassen Sie mich die aus meiner Sicht 
wichtigsten drei Punkte nennen. 

Erstens. Der Wehrbeauftragte und sein Amt, also 
auch die bei ihm Beschäftigten, werden enger an den 
Deutschen Bundestag gebunden. Seine Amtsbefug-
nisse bleiben zwar unverändert, werden jedoch ver-
deutlicht und präzisiert. 

Zweitens. Das neue Gesetz stellt in der Konse-
quenz daraus dar, daß der Wehrbeauftragte bei sei-
nen Amtshandlungen als Hilfsorgan des Deutschen 
Bundestages bei der Ausübung der parlamentari-
schen Kontrolle handelt. 

Drittens. Die Vertretung des Wehrbeauftragten 
durch den Leitenden Beamten, der ja von den übri-
gen Beschäftigten im Amt deutlich abgehoben ist, 
wird neu geregelt. Der Wehrbeauftragte selbst — 
das gilt für die Amtsinhaber seit 1972 — hat diese 
Novelle immer mit gefördert und mit betrieben, und 
zwar aus der in der Praxis gewonnenen Erkenntnis 
heraus, daß der rechtliche und organisatorische 
Standort des Amtes im Bereich des Deutschen Bun-
destages verdeutlicht werden müsse. Die Novellie-
rung des Gesetzes ist eben deshalb von allen Frak-
tionen des Deutschen Bundestages angestrebt und 
befürwortet worden, weil der dem Wehrbeauftrag-
ten zugewiesene parlamentarische Kontrollauftrag 
so vollzogen werden sollte und vollzogen werden 
soll, wie er eigentlich schon immer gedacht war, 
nämlich frei von allen überflüssigen Reibungsverlu-
sten. Auf die Konsequenzen für die Geschäftsord-
nung wird mein Kollege Bötsch nachher noch zu 
sprechen kommen. Ich sollte aber bei dieser Gele-
genheit erwähnen, daß der Verteidigungsausschuß 
bei den Beratungen der Novelle sehr konstruktiv 
und einvernehmlich mit dem Rechtsausschuß und 
dem Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung zusammengearbeitet hat und den 
von den beiden Ausschüssen vorgetragenen Emp-
fehlungen weitgehend gefolgt ist. 

Dadurch, daß sich der Wehrbeauftragte gegen-
über dem Parlament — sozusagen via facti — ver-
selbständigt hatte, mußte eigentlich zwangsläufig 
die Frage aufkommen, ob sich auf diese Weise sein 



5546 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 92. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. März 1982 
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Auftrag eigentlich richtig erfüllen lasse. Die an der 
Novellierung Beteiligten haben nein gesagt. Die 
Fraktionen des Bundestages waren sich daher rasch 
einig, daß die verfassungsrechtlich begründete Zu-
ordnung des Wehrbeauftragten zum Parlament hin 
mit diesem Auftrag in unmittelbarem Zusammen-
hang stehe und daß darum auch das Verhältnis des 
Wehrbeauftragten zur Verwaltung des Bundestages 
klarer definiert und festgelegt werden müsse. 

Das ist nun in dem neuen Gesetz geschehen. Da-
mit wird eine wichtige Institution in unserem demo-
kratischen Staatswesen — wenn ich es einmal so sa-
lopp sagen darf — entschlackt. Sie wird neu geord-
net, handhabbarer und, so denken wir, effizienter ge-
macht. Das ist der Wehrbeauftragte ja wohl: eine 
wichtige Institution. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wer in den 50er Jahren die damals für unser Land 
noch neuartige und ungewohnte Einrichtung mit 
Skepsis betrachtet haben sollte, dürfte inzwischen 
seine Meinung geändert haben. Mit dem Wehrbeauf-
tragten ist zum Nutzen der Soldaten — ich sage das 
einmal so — ein großer Wurf gelungen, und zwar vor 
allem für die jungen Wehrdienstleistenden, die mit 
47 % praktisch die Hälfte aller Bundeswehrsoldaten 
stellen und besondere Fürsorge beanspruchen kön-
nen. Wer die jährlichen Berichte des Wehrbeauftrag-
ten gelesen hat, der weiß, wieviel er in den vergange-
nen Jahren an Mißständen in den Streitkräften auf-
gedeckt, an Fehlleistungen angeprangert, an direk-
ten Hilfen für junge Soldaten geleistet und vor allem 
an wichtigen Revisionen, Veränderungen und Kurs-
korrekturen bewirkt hat. 

Ich weise deshalb darauf hin, weil wir hier heute 
formal auch den Jahresbericht 1980 des Wehrbeauf-
tragten zu behandeln haben, der besonders ein-
drucksvolle Beispiele dafür liefert. Nachdem dieser 
Bericht 1980 aber bereits Gegenstand einer Plenar-
debatte gewesen ist und auch im Verteidigungsaus-
schuß des Deutschen Bundestages hinlänglich erör-
tert worden ist, brauche ich hier heute lediglich zu 
empfehlen, ihn — und zwar mit dem gebührenden 
Dank an den Herrn Wehrbeauftragten — offiziell 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich möchte aber einige allgemeine Bemerkungen 
hinzufügen. Der Wehrbeauftragte ist also in erster 
Linie der Anwalt der Soldaten, wenn sie sich in ihrer 
menschlichen Würde verletzt oder wenn sie sich un-
gerecht behandelt fühlen. Er hat darüber zu wachen, 
daß in unseren Streitkräften die Prinzipien der In-
neren Führung geachtet werden. Von ihm erwarten 
die Soldaten unbeeinflußten Rat und — wenn es dar-
auf ankommt — Fairneß und Stehvermögen. Zu sei-
nen Obliegenheiten gehört aber auch die Sorge um 
ein gutes und ungestörtes Verhältnis zwischen den 
Streitkräften und ihrer gesellschaftlichen Umwelt. 
Und da wird niemand mehr so ohne weiteres sagen 
wollen, daß in dieser Hinsicht bei uns noch alles in 
Ordnung, noch alles im Lot wäre. Zwar hat es in den 
letzten Monaten — gottlob sage ich — keine spekta-
kulären oder gar gewalttätigen Aktionen gegen Ge-
löbnisfeiern mehr gegeben. Aber die Diskussion aus 
der Gründerzeit der Bundeswehr in den 50er Jahren, 
ob und wie sich die Streitkräfte in die Gesellschaft 

einordnen ließen, ist plötzlich wieder aufgeflammt. 
Der jetzt amtierende Wehrbeauftragte — und nun 
muß ich doch noch einmal auf den Jahresbericht 
1980 zu sprechen kommen — hat in seinem Bericht 
auf diesen beunruhigenden Sachverhalt hingewie-
sen. Er meinte wörtlich: 

Der in den Streitkräften nie ganz verschwun-
dene Zweifel, ob die Gesellschaft sie tatsächlich 
angenommen habe, hat neue Nahrung erhal-
ten. 

Es ist sicherlich vor allem die Aufgabe der demo-
kratischen Parteien, darüber hinaus aber auch aller 
gesellschaftlichen Kräfte im Lande, die Bundeswehr 
davor zu bewahren, in eine nichtgewollte und ge-
fährliche Isolierung zu geraten. Manche Friedens-
diskussionen begünstigen, bewußt oder unbewußt, 
eine solche Entwicklung, indem sie die friedenssi-
chernde Funktion unserer Streitkräfte und ihrer 
Soldaten ignorieren oder verzerren. Aber wenn es 
auch in den Medien wie in der Öffentlichkeit — Gott 
sei Dank — einen zunehmenden Trend gegen eine 
solche Fehlzeichnung der Bundeswehr und ihrer 
Aufgabe gibt, so ist es doch beruhigend, zu wissen, 
daß eine Institution sozusagen von Amts wegen Wa-
che hält und notfalls Alarm schlägt: eben der Wehr-
beauftragte des Deutschen Bundestages. 

Ich möchte für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
noch einmal nachdrücklich betonen, daß sie dem 
Amt des Wehrbeauftragten einen hohen Rang ein-
räumt und daß sie das interfraktionelle Einverneh-
men über die Novellierung des Wehrbeauftragten

-

Gesetzes begrüßt. Ich will bei dieser Gelegenheit 
dem derzeitigen Inhaber des Amtes, Herrn Karl Wil-
helm Berkhan, und seinen Mitarbeitern, auch im 
Namen meiner Kollegen für seine Arbeit danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich wünsche, daß er und alle, die ihm einmal folgen 
werden, mit der hier zur Verabschiedung anstehen-
den Novelle zum Wehrbeauftragtengesetz zum 
Nutzen unserer Soldaten optimal arbeiten können 
und optimal arbeiten werden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Horn das Wort. 

Horn (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Man kann hierzu salopp sagen: 
Was lange währt, wird endlich gut. Denn nach zwölf-
jähriger Arbeit — zwei Jahren Vorarbeit und zehn 
Jahren Arbeit im Verteidigungsausschuß —, einge-
leitet durch die sogenannte Rommerskirchen-Kom-
mission, können wir die Arbeit an dem Gesetz heute 
wohl abschließen. Beteiligt waren vier Ausschüsse: 
der Verteidigungsausschuß, der Geschäftsordnungs-
ausschuß, der Haushaltsausschuß und der Rechts-
ausschuß. Ich möchte ganz herzlich allen Kollegin-
nen und Kollegen für die gemeinsame Erarbeitung 
und die einstimmige Verabschiedung in den Aus-
schüssen — und wohl auch heute im Parlament — 
danken. Ich betrachte das als ein Zeichen dafür, daß 
hier, wie der Kollege Weiskirch ausgeführt hat, sach-
gerecht gearbeitet wird. Streit um die Erarbeitung 
und Durchsetzung von Positionen ist notwendig, 
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aber — dieses Gesetz hat es gezeigt — nicht Selbst-
zweck. 

Ich darf einige Reminiszenzen anfügen. Denn 
mein Dank und sicher auch der Dank aller Kollegen, 
die daran gearbeitet haben, gilt auch den Kollegen, 
die sich in früheren Jahren um das Gesetz bemüht 
haben. Ich denke an den ausgeschiedenen Kollegen 
Rommerskirchen, an den Kollegen Buchstaller und 
den Kollegen Ernesti. In diesem Zusammenhang ist 
daran zu erinnern, daß das Amt des Wehrbeauftrag-
ten seine Entstehung ganz wesentlich auch der 
Initiative von Abgeordneten meiner Fraktion ver-
dankt: Ernst Paul, Adolf Arndt und Fritz Erler schu-
fen zusammen mit Richard Jaeger und anderen Kol-
legen eine Institution nach dem Vorbild einer so be-
währten Demokratie wie Schweden, eine Institution, 
die, wie Fritz Erler es einmal formulierte, Auge und 
Ohr des Parlaments in den Streitkräften sein soll-
te. 

Das Amt des Wehrbeauftragten wurde nach har-
tem parlamentarischem Ringen von den im Bundes-
tag vertretenen Parteien einmütig beschlossen. Die 
beteiligten Ausschüsse und hier besonders der Ver-
teidigungsausschuß haben diese würdige Tradition 
fortgesetzt, indem sie nach mehreren parlamentari-
schen Anläufen und über zehnjähriger Dauer die 
Beratung des Gesetzentwurfs zum Wehrbeauftrag-
tengesetz nunmehr abgeschlossen haben. 

Die wichtigsten Neuerungen hat der Herr Kollege 
Weiskirch hier dankenswerterweise schon darge-
stellt. Sie bestehen in folgendem. Erstens. Die ver-
fassungsrechtliche Stellung des Wehrbeauftragten 
ist eindeutiger definiert worden, wie schon aus § 1 
hervorgeht. Zweitens. Das neue Gesetz bindet den 
Wehrbeauftragten und das Amt des Wehrbeauftrag-
ten näher an den Deutschen Bundestag. Drittens. 
Die Stellung des Leitenden Beamten wird in dem 
Gesetzentwurf herausgehoben; die Beschreibung 
seiner Tätigkeit steht im Vordergrund. 

Der Wehrbeauftragte stellt eine bedeutsame 
Klammer des Deutschen Bundestages zu unseren 
Soldaten dar. Ihm ist es aufgetragen, darüber zu wa-
chen, daß die Menschenwürde des Staatsbürgers in 
Uniform gewahrt wird, daß die Grundsätze der Inne-
ren Führung beachtet werden und daß das Verhält-
nis zwischen Bundeswehr und Gesellschaft geord-
net ist. 

Die Bundeswehr besteht nunmehr seit 25 Jahren. 
Wenn wir uns erinnern, welche Befürchtungen mit 
Ihrer Aufstellung verbunden waren, und uns nun 
fragen, was aus den Sorgen geworden ist, dann kön-
nen wir gerade für den Bereich, für den der Wehrbe-
auftragte für und im Auftrag des Parlaments ganz 
wesentlich verantwortlich ist, eine positive Bilanz 
ziehen. 

Erhebliche Zweifel haben doch einmal darüber be-
standen, ob die parlamentarische Kontrolle der Bun-
deswehr funktionieren würde. Diese Zweifel sind 
längst ausgeräumt. Das Gegenteil kann nur behaup-
ten, wer von der Sache nichts versteht. Aus der 
Furcht vor einem Staat im Staate ist die Realität 
„Streitkräfte in der Demokratie" geworden. Die 
Sorge vieler war es, die Aufstellung von Streitkräf

-

ten könnte den Frieden in Europa gefährden. Die 
Tatsache ist, daß die Bundeswehr einen gewichtigen 
Beitrag zur Aufrechterhaltung des militärischen 
Gleichgewichts und damit des Friedens leistet. 
Streitkräfte sind heute das Fundament unserer Ent-
spannungspolitik. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Viele unserer Bürger haben vor der Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht gewarnt. Das war aus 
damaliger Sicht verständlich. Aber die Entschei-
dung hat sich als richtig erwiesen. Der Dienst junger 
Männer ist zum selbstverständlichen und unver-
zichtbaren Bestandteil unserer Verteidigungsan-
strengungen und der geistigen Verfassung unserer 
Bundeswehr geworden. 

Gestern sagte Professor Klaus von Schubert von 
der Bundeswehrhochschule in München: 

Die allgemeine Wehrpflicht ist die einzige so-
wohl mit dem demokratischen Staat als auch 
mit der Industriegesellschaft und ihrem techni-
schen Standard vereinbare Wehrform. Die 
Frage nach Krieg oder Frieden ist so fundamen-
tal für uns geworden, daß wir sie nicht bei einem 
spezialisierten Dienstleistungsunternehmen 
deponieren und beruhigt in der Tagesordnung 
fortfahren können. Die Wehrpflicht muß uns 
täglich an unsere politische Verantwortung er-
innern. 

Ich darf diesen Passus mit einem Auszug aus dem 
Weißbuch von 1970 schließen, wo der damalige Ver-
teidigungsminister Helmut Schmidt sagte: 

Jede Ansammlung von Macht, politischer 
Macht, wirtschaftlicher und bewaffneter Macht, 
erzeugt in einer Demokratie Spannungen, Miß-
trauen und Wachsamkeit. Die Bundeswehr ist 
eine der umfangreichsten und stärksten Orga-
nisationen in der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie macht nicht nur einen großen Teil der staat-
lichen Exekutive aus, sondern ist zugleich einer 
der größten Dienstleistungsbetriebe in unserem 
Lande und überdies das stärkste Instrument 
staatlicher Macht. Dieses Instrument bedarf 
deshalb der wachsamen Kontrolle. 

Diese Aussage gilt unverändert. 

Die häufigen Besuche des Wehrbeauftragten in 
der Truppe, vor Ort, garantieren dafür, daß die Nöte 
und Sorgen der Soldaten unmittelbar wahrgenom-
men und nicht nur vom Schreibtisch aus erledigt 
werden. Etwa die Hälfte unserer Soldaten sind 
Wehrpflichtige. Der Wehrbeauftragte ist ihr bester 
Anwalt. 

Das Amt des Wehrbeauftragten hat sich bewährt. 
Deshalb stellt die Novellierung des Gesetzes, die 
sich nunmehr an langjähriger Erfahrung orientie-
ren konnte, einen echten Fortschritt dar. Die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion stimmt dem Ge-
setz zu. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Popp. 



5548 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 92. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. März 1982 

Popp (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Bei der Vorbereitung auf diese 
Debatte ist mir dasselbe Sprichwort in den Sinn ge-
kommen, das der Kollege Horn gerade zitiert hat. 

(Weiskirch [Olpe] [CDU/CSU]: Das ist der 
Koalitionsgeist!) 

— Ich glaube, dieser Geist geht in diesem Fall noch 
über die Koalition hinaus. 

(Weiskirch [Olpe] [CDU/CSU]: Viel mehr ist 
aber nicht übriggeblieben!) 

Ich glaube, es ist wirklich ein gutes Gesetz gewor-
den. 

Die Beratungen im Verteidigungsausschuß und 
auch im mitberatenden Haushaltsausschuß waren 
bei diesem Gesetz durchweg einvernehmlich. Wenn 
es auch einmal Meinungsunterschiede gegeben hat, 
so konnten schließlich doch gemeinsame Auffassun-
gen gefunden werden. 

(Weiskirch [Olpe] [CDU/CSU]: Das war 
wichtig!) 

Nun ist es nicht unbedingt Sinn und Zweck eines de-
mokratischen Parlaments, immer und überall ein-
mütige Auffassungen und einstimmige Beschlüsse 
zu erreichen. In vielen Fällen kann es dies nicht ge-
ben und soll es dies auch nicht geben. Dort, wo Ge-
meinsamkeiten um jeden Preis angestrebt werden, 
kommt es zur Verkleisterung und zur Verwischung 
unterschiedlicher politischer Auffassungen, und das 
kann nicht gut sein. Denn das es in einem freien Par-
lament unterschiedliche Meinungen und Auffassun-
gen gibt und diese auch zum Ausdruck gebracht wer-
den können, zeichnet ja gerade ein demokratisches 
Parlament gegenüber einem Pseudoparlament à la 
Volkskammer aus. Der Bürger hat einen Anspruch 
darauf, zu erfahren, worin sich die Parteiauffassun-
gen unterscheiden. Es ist deshalb kein Parteienge-
zänk, wenn in einem Parlament unterschiedliche 
Positionen mit Nachdruck, Engagement und Leiden-
schaft vertreten werden. 

Es ist aber ebensowenig ein Schaden, wenn auch 
einmal ein politisches Gesetz die ungeteilte Zustim-
mung des Hohen Hauses erhält. Das uns vorlie-
gende Gesetz über den Wehrbeauftragten ist ein sol-
ches Gesetz. Es ist keineswegs nur eine Formalität 
oder eine Geschäftsordnungsfrage, was hier gere-
gelt werden soll, sondern mit diesem Gesetz wird der 
politische Stellenwert des Wehrbeauftragten bekräf-
tigt. Der Wehrbeauftragte ist der Beauftragte des 
Deutschen Bundestags. Es kann seine Position nur 
stärken, wenn er der Vertrauensmann aller Fraktio-
nen ist. 

Es ist deshalb zu begrüßen, daß dieses Gesetz 
nicht nur einvernehmlich beraten wurde, sondern 
auch im Verteidigungsausschuß einstimmig verab-
schiedet und als gemeinsamer Gesetzentwurf aller 
drei Fraktionen vorgelegt wurde. 

So kann ich dem, was meine Vorredner hier ge-
sagt haben, eigentlich nur uneingeschränkt zustim-
men. Ich will die Debatte nicht unnötig verlängern. 
Wenn ich trotzdem ein paar Anmerkungen mache 
und einige Aspekte herausgreife, so deshalb, weil 
mir dieses Gesetz wichtig ist und nicht der Eindruck 

entstehen darf, als messe die FDP diesem Gesetz 
keine Bedeutung bei. 

Die Institution „Wehrbeauftragter" war ja ur-
sprünglich — das ist bereits angeklungen - mehr 
oder weniger ein Kompromiß, der nicht überall un-
geteilte Zustimmung fand. Heute wird diese Institu-
tion „Wehrbeauftragter" von allen Parteien nicht 
nur als Kompromiß hingenommen, sondern als nütz-
liche Kontrollinstanz begrüßt. Und was besonders 
wichtig ist: Der Wehrbeauftragte genießt auch bei 
den Soldaten aller Dienstgrade und Dienststellun-
gen Zustimmung und Vertrauen. Aus dem „institu-
tionalisierten Mißtrauen", wie er einmal genannt 
wurde, ist ein „institutionalisiertes Vertrauen" ge-
worden. 

Die Soldaten wissen, daß es eine Instanz gibt, an 
die sie sich wenden können, wenn sie sich beschwert 
fühlen, ohne den Dienstweg einhalten oder gar 
gleich gerichtliche Schritte unternehmen zu müs-
sen. Allein die Möglichkeit zu haben, eine solche In-
stanz einzuschalten, gibt ein Gefühl des Nichtausge-
liefertseins und der Sicherheit. Das ist viel wert in 
einer Armee, in der einige staatsbürgerliche Rechte 
notgedrungen eingeschränkt sind und die — zu 
Recht oder zu Unrecht — von ihren Vorgängerar-
meen her manchmal vorbelastet erscheint und viel-
fach beargwöhnt wird. 

Der Wehrbeauftragte ist der Ombudsmann der 
Streitkräfte. Er ist gleichsam das Sicherheitsventil 
unserer demokratischen Armee. Subjektivem Un-
mut und subjektivem Unrechtsempfinden kann Luft 
gemacht werden, objektive Ungerechtigkeiten kön-
nen beseitigt werden. 

Die Besuche des Wehrbeauftragten bei der Trup-
pe, seine Gespräche mit den Soldaten und die Einga-
ben an den Wehrbeauftragten geben ihm nicht nur 
die Möglichkeit, im Einzelfall tätig zu werden, son-
dern sie geben ihm häufig auch wertvolle Hinweise 
auf Fehlentwicklungen oder Mißstände allgemeiner 
Art schon in den Ansätzen und ermöglichen oft ra-
sche und rechtzeitige Abhilfe durch die Vorgesetz-
ten. Der Wehrbeauftragte wurde deshalb auch als 
„Frühwarnsystem" bezeichnet. Viele Kommandeure 
haben mir bestätigt, daß sie deshalb in der Tätigkeit 
des Wehrbeauftragten eine willkommene Unterstüt-
zung bei der Erfüllung ihrer Aufgaben sehen. 

Der jährliche Bericht des Wehrbeauftragten gibt 
den Abgeordneten des Bundestages, gibt der breiten 
Öffentlichkeit wertvolle Hinweise. Dabei liegt es in 
der Natur der Sache, daß der Wehrbeauftragte den 
Finger auf die Wunden legt, auf Mißstände hinweist, 
die es in ähnlicher Form und in ähnlichem Umfang 
auch in anderen Bereichen unserer Gesellschaft 
gibt, zumal in Gesellschaftsbereichen, in denen 
Menschen eng zusammenleben. Damit will ich die 
Mißstände keineswegs verniedlichen; ich möchte da-
mit lediglich zum Ausdruck bringen, daß durch das 
Aufzeigen solcher Mängel gelegentlich der Eindruck 
entsteht, als herrschten in der Bundeswehr die Miß-
stände vor. Dieser Eindruck ist mit Sicherheit falsch 
und ist auch von dem Wehrbeauftragten mit seinen 
Berichten nicht beabsichtigt. 
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Ich halte diese Feststellung für wichtig, weil es ge-

rade bei der Vorlage des Jahresberichts 1980 nicht 
selten vorkam, daß sich Mitbürger — das waren kei-
neswegs böswillige — mit Empörung über den inne-
ren Zustand der Bundeswehr erregten. Böswillige 
taten es natürlich auch; für die sind solche Berichte 
immer ein gefundenes Fressen. Aber damit muß 
man leben. 

Ich wage die Behauptung: Wenn es in anderen Be-
reichen — ich möchte gar keine Beispiele nennen — 
auch so etwas wie einen Wehrbeauftragten gäbe, 
gäbe es ähnliche Feststellungen. Gleichwohl müssen 
wir die vom Wehrbeauftragten aufgedeckten Pro-
bleme und Mißstände ernst nehmen. 

Es ist richtig, daß der Wehrbeauftragte in seinen 
Jahresberichten Schwerpunkte setzt, die Jahr für 
Jahr verschieden sind. Natürlich interessiert uns, ob 
die im vorjährigen Jahresbericht angesprochenen 
Probleme inzwischen an Bedeutung verloren haben 
oder weiterbestehen. 

Wir können heute feststellen, daß der Wehrbeauf-
tragte eine geglückte Institution unseres demokrati-
schen Staatswesens ist. Ich möchte bei dieser Gele-
genheit nicht meine Überzeugung verhehlen, daß 
das Wirken des derzeitigen Amtsinhabers nicht un-
wesentlich dazu beigetragen hat. Dafür ihm und sei-
nem Amt unseren Dank! 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Aber auch seine beiden unmittelbaren Vorgänger 
haben positiv dazu beigetragen, daß sich das Amt 
des Wehrbeauftragten konsolidiert hat und das An-
sehen gewinnen konnte, das es heute genießt. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird der verfas-
sungsrechtliche Standort des Wehrbeauftragten 
verdeutlicht. Das ist schon angesprochen worden. 
Seine Funktion als Hilfsorgan des Deutschen Bun-
destages bei der Wahrnehmung aller seiner Aufga-
ben wird klar herausgestellt. Die Amtsbefugnisse 
des Wehrbeauftragten werden im Interesse einer in-
tensiven parlamentarischen Kontrolle verstärkt. 
Sein Anhörungsrecht wird aufgewertet. Die Vertre-
tung des Wehrbeauftragten wird durch die Stärkung 
der Stellung des leitenden Beamten, durch Fortfall 
einer wenig sinnvollen bisherigen Regelung neu ge-
faßt. Die Dienststelle des Wehrbeauftragten wird or-
ganisatorisch verstärkt in den Bundestag eingebun-
den. 

Ich hoffe und wünsche, daß damit die Arbeit des 
Wehrbeauftragten zum Nutzen unserer Soldaten un-
terstützt und erleichtert wird. Die FDP-Fraktion 
stimmt deshalb der Gesetzesvorlage zu. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Herrn Ab-
geordneten Dr. Bötsch das Wort. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ergänzend zu 
den Ausführungen, die Herr Kollege Weiskirch für 
unsere Fraktion aus der Sicht des Verteidigungsaus-
schusses und insbesondere grundsätzlich zur Funk-
tion des Wehrbeauftragten gemacht hat, darf ich ei-
nige Anmerkungen aus verfassungsrechtlicher und 

verfassungspolitischer Sicht anfügen; denn der Ge-
schäftsordnungsausschuß hat sich vornehmlich un-
ter diesen Gesichtspunkten mit dem Gesetzentwurf 
befaßt und ihn ausführlich gutachtlich beraten, auch 
soweit keine Änderungen der Geschäftsordnung 
vorgesehen waren oder sind. 

Ich möchte einige Schwerpunkte dieser Beratung 
erläutern, die vielleicht dem einen oder anderen 
uninteressant oder langweilig vorkommen, was aber 
natürlich nichts über deren Wichtigkeit aussagen 
kann. 

Die Regelung des Zeugnisverweigungsrechts des 
Wehrbeauftragten wurde unseres Erachtens sachge-
mäß jetzt so normiert, daß er den Abgeordneten und 
den Journalisten nicht völlig gleichgestellt wird. 
Dies ergibt sich schon aus der Notwendigkeit und 
der Möglichkeit, eine Aussagegenehmigung zu er-
halten, die nach der jetzigen Gesetzesformulierung 
nur unter ganz engen Voraussetzungen versagt wer-
den darf. Das heißt, die letzte Entscheidung liegt 
dann in vielen Fällen beim Wehrbeauftragten, der 
nach seinem Gewissen entscheiden muß, ob er von 
der Aussagegenehmigung Gebrauch machen will. 
Diese Entscheidung ist wohl notwendig, weil nur er 
beurteilen kann, ob das Vertrauensverhältnis zwi-
schen ihm und dem Soldaten, der Anliegen an ihn 
herangebracht hat, gegeben ist. 

Ein weiteres wichtiges Problem, das sehr ausführ-
lich beraten wurde, ist das Verhältnis des Wehrbe-
auftragten zum Parlament insgesamt. In der Be-
gründung des ursprünglichen Entwurfs, wie er zu-
nächst in erster Lesung hier behandelt wurde, stand, 
daß klargestellt werden sollte, daß der Wehrbeauf-
tragte die Wahrnehmung aller seiner Aufgaben als 
Hilfsorgan des Bundestags bei der Ausübung parla-
mentarischer Kontrolle durchführe. Diese Zielset-
zung schien uns im ursprünglichen Entwurf in sei-
nen Formulierungen nicht gewährleistet, so daß in 
der Änderung dieses Entwurfs notwendigerweise 
die Worte „des Bundestages" zusätzlich zum Vertei-
digungsausschuß wieder eingefügt wurde. Dies er-
gibt sich unseres Erachtens zwingend aus Art. 45 b 
des Grundgesetzes, der festlegt, daß „ein Wehrbeauf-
tragter des Bundestages" berufen wird. Da es aber 
bisher nicht etwa zu Konfliktfällen zwischen dem 
Weisungsrecht des Verteidigungsausschusses und 
dem Plenum des Bundestages gekommen ist, war 
auch nicht ersichtlich, warum das Gesetz insoweit 
geändert werden sollte. 

Sehr ausführlich beschäftigte sich der Geschäfts-
ordnungsausschuß mit der Frage der Stellung der 
Bediensteten beim Wehrbeauftragten. Hierbei muß 
angemerkt werden, daß für die Beamten des Deut-
schen Bundestages § 176 des Bundesbeamtengeset-
zes in Verbindung mit § 7 Abs. 4 der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages gilt. Wir sind nach 
ausführlicher Diskussion der Überlegung gefolgt, 
auch die Beschäftigten beim Wehrbeauftragten in 
diese Regelung einzubeziehen. Die Gefahr, daß an-
dernfalls für die Beamten des Bundestages, zu de-
nen auch die beim Wehrbeauftragten gehören, zwei-
erlei Recht entstehe, kann nicht von der Hand ge-
wiesen werden. 
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Um aber der besonderen Stellung des Wehrbeauf-

tragten Rechnung zu tragen, wurde festgelegt, daß 
bei Maßnahmen gegenüber Bediensteten das Be-
nehmen mit dem Wehrbeauftragten herzustellen ist, 
wobei uns dieses Benehmen für das Verhältnis des 
Leitenden Beamten, des direkten Stellvertreters im 
Amt, zum Wehrbeauftragten nicht ausreichend er-
schien, weshalb wir expressis verbis festgelegt ha-
ben, daß für „die Bestellung, Ernennung, Umsetzung, 
Versetzung und Zurruhesetzung des Leitenden Be-
amten . das Einvernehmen mit dem Wehrbeauf-
tragten erforderlich" ist. 

Das ursprünglich im Entwurf vorgesehene Vor-
schlagsrecht des Wehrbeauftragten gegenüber dem 
Präsidenten des Bundestages — wie es dort hieß — 
schien uns mißverständlich zu sein, da man hier bei 
dem Leitenden Beamten möglicherweise sogar an 
die Institution des politischen Beamten denken 
könnte, insbesondere deshalb, weil die Frage, ob 
man das so handhaben sollte, ja in früheren Zeiten 
schon einmal diskutiert wurde. 

Im Zusammenhang mit der Änderung der Ge-
schäftsordnung schlägt Ihnen der Ausschuß auch 
eine Änderung an ganz anderer Stelle vor, die durch 
die heutige Tagesordnung damit etwas unglücklich 
verknüpft wurde, nämlich die Gleichstellung der Be-
handlung von Beschlüssen zu Entschließungen des 
Europäischen Parlaments mit der Behandlung von 
EG-Vorlagen. Danach werden nur diejenigen Be-
schlußempfehlungen des federführenden Ausschus-
ses im Plenum behandelt, mit denen dem Bundestag 
ein über die Kenntnisnahme hinausgehender Be-
schluß empfohlen wird. — Ich will mich auf diese Be-
merkung beschränken und bitte Sie wegen der fort-
geschrittenen Zeit darum, Einzelheiten der einschlä-
gigen Drucksache 9/1368 zu entnehmen. — Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wie schon meine Vorred-
ner ausgeführt haben, befinden wir uns hier in der 
politisch erfreulichen Situation, daß alle Fraktionen 
einstimmig eine wichtige Gesetzesänderung vor-
nehmen. Ich hebe dies besonders deshalb hervor, 
weil ich glaube, daß damit unterstrichen wird, daß 
die Arbeit des Wehrbeauftragten nach einer entspre-
chenden Bewährungszeit von allen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages getragen wird. 

Das ist, glaube ich, im Interesse der Soldaten un-
serer Bundeswehr gut so. Die Soldaten können ein 
hohes Maß an Vertrauen in die Arbeit des Wehrbe-
auftragten setzen, und damit trägt der Wehrbeauf-
tragte — so verstehe ich auch sein Amt — wesent-
lich mit zur Stabilisierung der inneren demokrati-
schen Gepflogenheiten der Bundeswehr und zum 
Klima, in dem die Soldaten ihren Dienst tun, bei. 

Wir brauchen nicht zu verschweigen, daß daran 
natürlich auch die vom Bundestag gewählte Person 
des Wehrbeauftragten einen großen Anteil hat. Ich 
möchte namens meiner Fraktion Ihnen, Herr Wehr- 

beauftragter Berkhan, und Ihren Mitarbeitern herz-
lich dafür danken, daß Sie es allen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages leicht gemacht haben, die 
auf Grund der praktischen Erfahrungen notwendig 
gewordenen Gesetzesänderungen vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte mich darauf beschränken, auf diejeni-
gen Änderungen einzugehen, die vom Geschäftsord-
nungsausschuß federführend behandelt worden 
sind. Im noch geltenden Gesetz über den Wehrbeauf-
tragten gibt es den § 16 Abs. 2 Satz 3, der durch die 
jetzige Novellierung abgelöst werden soll. Dort 
steht: 

Die Beamten werden auf seinen 

— des Wehrbeauftragten — 

Vorschlag vom Präsidenten des Bundestages er-
nannt und entlassen. 

Bei der Änderung der Geschäftsordnung — wir 
müssen diese Änderung der Geschäftsordnung vor-
nehmen — geht es darum, einen guten Teil dieser al-
ten Vorschrift in die Geschäftsordnung zu überneh-
men, nämlich die praktische und rechtliche Einfluß-
möglichkeit des Wehrbeauftragten auf die Auswahl 
derjenigen seiner Mitarbeiter, die ihm besonders 
wichtig sind. Da dies aus dem Wehrbeauftragtenge-
setz herausgenommen werden mußte, ist dies jetzt 
in § 7 der Geschäftsordnung eingebracht worden. 
Dabei war wichtig, dies so zu regeln, daß einerseits 
die Rechte des Präsidenten des Deutschen Bundes-
tages als Dienstvorgesetzter gewahrt und anderer-
seits dem Fach- und Arbeitsinteresse des Wehrbe-
auftragten Rechnung getragen werden kann. 

Meine Damen und Herren, im Grundsatz gilt für 
die Beamten des Wehrbeauftragten damit die glei-
che Regelung wie für die Beamten des Deutschen 
Bundestages. Ich ergänze hier, daß dies bedeutet, 
daß die Mitarbeiter des Wehrbeauftragten personal-
vertretungsmäßig vom Personalrat des Deutschen 
Bundestages vertreten werden. Dazu kommen, wie 
auch Herr Kollege Dr. Bötsch ausgeführt hat, die ab-
gestuften Beteiligungsrechte des Wehrbeauftragten, 
auf die ich hier im einzelnen nicht mehr eingehen 
möchte. Mir scheint, daß durch diese Neuregelung 
die Stellung des Wehrbeauftragten im Personalent-
scheidungsbereich weiter gestärkt worden ist. 

Die mit dieser Regelung behobenen Schwierigkei-
ten geben den Wandel nicht nur im Selbstverständ-
nis des Wehrbeauftragten als einer parlamentari-
schen Institution, sondern eben auch in verstärktem 
Maße einen Wandel in der Art und Weise wieder, wie 
der Wehrbeauftragte seine ihm zugewiesene Auf-
gabe wahrnimmt. Ursprünglich war man doch inso-
fern von anderen Voraussetzungen ausgegangen, 
daß der Wehrbeauftragte mit einem relativ kleinen 
Stab durch die Lande reist und vor Ort prüft, welche 
Beschwernisse der Soldaten es gibt. 

Es hat sich im Laufe der Zeit erwiesen, daß der zu-
nehmende Andrang, der Zulauf von Akten mit einer 
Fülle äußerst schwieriger Fälle durch eine etwas 
seßhaftere Institution bearbeitet werden muß. Na-
türlich wird es auch in Zukunft Inspektionsreisen 
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des Wehrbeauftragen vor Ort von derselben Wichtig-
keit geben müssen. 

Lassen Sie mich — hier wende ich mich besonders 
an den Wehrbeauftragten — kurz etwas zur Frage 
der haushaltsrechtlichen Einbindung sagen. Es 
würde der Stellung des Wehrbeauftragten nicht ge-
recht werden, wenn wir ein Einzelplanrecht be-
schließen würden, sondern wir werden mit-der jetzi-
gen Regelung eines Kapitels innerhalb des Bundes-
tags-Einzelplanes der Stellung des Wehrbeauftrag-
ten als parlamentarischer Institution gerechter. 

Eine Gesamtbewertung der Änderung bedeutet — 
dies  ist auch vom Gesetzgeber so beabsichtigt — 
eine Stärkung der Stellung des Wehrbeauftragten 
als parlamentarischer Institution, um die prakti-
schen Arbeits- und Wirkungsmöglichkeiten des 
Wehrbeauftragten zu erhöhen. Meine Fraktion 
spricht sich daher für die Annahme der Änderungen 
aus. 

Wir haben jetzt noch einen völlig anderen Punkt 
zu behandeln. Das ist die Frage der Behandlung von 
Unterrichtungen im Deutschen Bundestag und in 
den federführenden Ausschüssen. Lassen Sie mich 
im Hinblick darauf, daß die Frage der Zusammenar-
beit zwischen dem Europäischen Parlament und sei-
nen Organen und dem Deutschen Bundestag und 
seinen Organen von Wichtigkeit ist, einige Anmer-
kungen dazu machen. 

Es geht hierbei nicht um die Frage des Drucks und 
der Verteilung von Entschließungen des Europäi-
schen Parlaments als Bundestagsdrucksachen an 
den Bundestag — dies erfolgt nach wie vor —, son-
dern es geht um die Frage der Berichtspflicht des fe-
derführenden Bundestagsausschusses bei den ge-
druckten und verteilten Entschließungen des Euro-
päischen Parlaments. 

Die jetzige Geschäftsordnung sieht keine aus-
drückliche Berichtspflicht des federführenden Aus-
schusses vor. Im Interesse der Arbeitsfähigkeit des 
Deutschen Bundestages ist allerdings eine automa-
tische Berichtspflicht auch nicht zweckmäßig. Eine 
Beschlußempfehlung und ein Bericht an den Bun-
destag sind bei Unterrichtungen grundsätzlich nur 
dann sinnvoll, wenn der federführende Ausschuß 
dem Bundestag einen über die Kenntnisnahme hin-
ausgehenden Beschluß empfehlen will. Diese auf 
den ersten Blick als Detailfrage erscheinende klar-
stellende Neuregelung gehört, wie gesagt, zu dem 
großen Gesamtkomplex der vielen Fragen der wir-
kungsvollen Zusammenarbeit zwischen dem Euro-
päischen Parlament und dem nationalen Parlament, 
also unserem Bundestag. Wir stehen hier eher noch 
am Anfang der Diskussion. Die Zusammenarbeit 
zwischen den Organen des Europäischen Parlamen-
tes und des Deutschen Bundestages muß in der Tat 
sowohl im informativen wie auch im Bereich der ge-
genseitigen Abstimmung stark intensiviert wer-
den. 

Der am Mittwoch dieser Woche erfolgte Besuch 
des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
beim Haushaltsausschuß und beim Wirtschafts- und 
Währungsausschuß des Europäischen Parlaments 
hat dies besonders deutlich gemacht. Es war im übri-

gen offensichtlich der erste offizielle Besuch eines 
Bundestagsausschusses bei Ausschüssen des Euro-
päischen Parlaments. Diese Art von offiziellen Be-
gegnungen zwischen Ausschüssen trägt sicher auch 
dazu bei, klarer zu erkennen, wann eine Berichter-
stattung des federführenden Ausschusses an den 
Bundestag erfolgen sollte. 

In diesem Sinne betrachtet meine Fraktion die Er-
gänzung des § 80 der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages als einen Beitrag zur weiter 
dringend notwendigen Normalisierung der Zusam-
menarbeit zwischen dem Europäischen Parlament 
und dem Bundestag. Im Namen meiner Fraktion 
bitte ich um Zustimmung auch zu diesem Ände-
rungsantrag. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über den Tagesordnungspunkt 22 a: Ge-
setzentwurf zur Änderung des Gesetzes über den 
Wehrbeauftragten des Bundestages — Drucksache 
9/1367. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 bis 18 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Die aufgerufenen Vorschriften sind damit 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 19 auf. Hierzu liegt Ihnen auf 
Drucksache 9/1441 ein Änderungsantrag der Abge-
ordneten Weiskirch (Olpe), Neumann (Stelle) und 
Möllemann vor. Wer dem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Eine 
Enthaltung, sonst einstimmig angenommen. 

Wer Art. 1 Nr. 19 in der Ausschußfassung mit der 
soeben beschlossenen Änderung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufene 
Vorschrift ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 20, Art. 1 a und 2 sowie Einlei-
tung und Überschrift in der Ausschußfassung auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll sich jetzt die dritte Bera-
tung unmittelbar anschließen. Da in der zweiten Be-
ratung eine Änderung angenommen worden ist, 
müssen wir gemäß § 84 unserer Geschäftsordnung 
mit mindestens der Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder des Bundestages beschlie-
ßen, daß die dritte Beratung jetzt schon erfolgen 
kann. Ich frage deswegen, ob das Haus damit einver-
standen ist. — Ich stelle ausdrücklich die Frage, ob 
Gegenstimmen oder Enthaltungen vorliegen. — Das 



5552 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 92. Sitzung. Bonn, Freitag, den 12. März 1982 

Vizepräsident Windelen 
ist nicht der Fall. Dann ist das mit der erforderlichen 
Mehrheit so beschlossen. 

Wir treten damit in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ta-
gesordnungspunkt 22 b: Ergänzung der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses auf Drucksache 
9/1368 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
den Wehrbeauftragten 

Jahresbericht 1980 

— Drucksachen 9/240, 9/1399 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Weiskirch (Olpe) 
Horn 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Ausspra-
che gewünscht? — Auch das ist nicht der Fall. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Wer der Be-
schlußempfehlung des Verteidigungsausschusses 
auf Drucksache 9/1399 zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
ist damit einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. Ich berufe die näch-
ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt-
woch, den 24. März 1982, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.56 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 12. 3. 
Dr. van Aerssen " 12. 3. 
Dr. Ahrens *** 12. 3. 
Bahner 12. 3. 
Bindig 12. 3. 
Böhm (Melsungen) *** 12. 3. 
Brandt * 12. 3. 
Brunner 12. 3. 
Büchner (Speyer) *** 12. 3. 
Conrad (Riegelsberg) 12. 3. 
Dr. Dübber 12. 3. 
Dr. Enders ** 12. 3. 
Engelsberger 12. 3. 
Engholm 12. 3. 
Dr. Faltlhauser 12. 3. 
Feinendegen 12. 3. 
Dr. Feldmann 12. 3. 
Francke (Hamburg) **** 12. 3. 
Franke 12. 3. 
Frau Fromm 12. 3. 
Dr. Geßner ** 12. 3. 
Dr. Häfele 12. 3. 
Handlos 12. 3. 
Frau Dr. Hellwig 12. 3. 
Dr. Hubrig 12. 3. 
Jung (Kandel) ** 12. 3. 
Kiep 12. 3. 
Kittelmann *** 12. 3. 
Kroll-Schlüter 12. 3. 
Dr.-Ing. Laermann 12. 3. 
Lenzer ** 12. 3. 
Liedtke 12. 3. 
Frau Luuk 12. 3. 
Meinike (Oberhausen) 12. 3. 
Michels 12. 3. 
Dr. Müller *** 12. 3. 
Müller (Bayreuth) 12. 3. 
Neuhaus 12. 3. 
Frau Noth 12. 3. 
Offergeld 12. 3. 
Frau Pack ** 12. 3. 
Rainer 12. 3. 
Reddemann ** 12. 3. 
Reuschenbach 12. 3. 
Röhner 12. 3. 
Rohde 12. 3. 

*für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla-
ments 

**für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 
*** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 
**** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-
sammlung 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Frau Roitzsch 12. 3. 
Schmidt (Würgendorf) *** 12. 3. 
Schmitt (Wiesbaden) 12. 3. 
Schröer (Mülheim) 12. 3. 
Schröder (Wilhelminenhof) 12. 3. 
Dr. So1ms 12. 3. 
Dr. Vohrer *** 12. 3. 
Dr. Warnke 12. 3. 
Dr. Wieczorek 12. 3. 
Dr.  Wittmann*** 12. 3. 
Dr. von Wrangel 12. 3. 
Dr. Zimmermann 12. 3. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Vogt (Düren) (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1425 Frage 92): 

Trifft es zu, daß nach dem vereinbarten Beschäftigungs-
programm der Bundesregierung, das Bundeskanzler Schmidt 
am 3. Februar 1982 der Presse vorgestellt hat, auch der Aus-
bau des Kernkraftwerks Biblis und der Ausbau der Startbahn 
West des Frankfurter Flughafens mit einer zehnprozentigen 
Investitionszulage gefördert werden? 

Der Ausbau des Kernkraftwerks Biblis und der 
Ausbau der Startbahn West des Frankfurter Flugha-
fens werden bekanntlich jeweils durch eine Kapital-
gesellschaft durchgeführt. Nach dem vom Kabinett 
am 1. März 1982 beschlossenen Entwurf eines Be-
schäftigungsförderungsgesetzes sollen Kapitalge-
sellschaften grundsätzlich zur Inanspruchnahme 
der neuen Investitionszulage berechtigt sein. Vor-
aussetzung ist jedoch, daß die Gesellschaften im 
Jahre 1982 begünstigte Wirtschaftsgüter bestellen 
oder mit deren Herstellung beginnen. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei Baumaßnahmen, zu deren 
Durchführung eine Baugenehmigung erforderlich 
ist, der Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Baugeneh-
migung gestellt wird. Eine weitere Voraussetzung 
für die Gewährung der Investitionszulage ist, daß 
die beweglichen Wirtschaftsgüter bis zum 31.12. 
1983 geliefert bzw. fertiggestellt und die unbewegli-
chen Wirtschaftsgüter bis zum 31. 12. 1984 fertigge-
stellt werden. Soweit innerhalb dieses befristeten 
Zeitraums Investitionen vorgenommen werden, 
kann die 10 %ige Investitionszulage nur für die 
„Mehrinvestitionen" gewährt werden, die gegenüber 
Investitionen in den Jahren 1979 bis 1981 vorgenom-
men worden sind. 

Nur unter diesen Voraussetzungen könnte in den 
von Ihnen genannten Fällen eine Investitionszulage 
in Betracht kommen. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1425 Fragen 93 und 94): 

Wann wird die Bundesregierung den Entwurf des Bundes-
haushalts 1983 und die neue mittelfristige Finanzplanung be-
schließen? 

Wird sie dies so rechtzeitig und diesmal abschließend vor 
der Sommerpause 1982 tun, daß sie gemäß dem Gesetz den 
Entwurf des Bundeshaushalts 1983 spätestens in der ersten 
Sitzungswoche im September 1982 beim Bundestag einbrin-
gen kann? 

Es ist beabsichtigt, den Entwurf des Haushaltsge-
setzes 1983 zusammen mit dem Finanzplan bis 1986 
so rechtzeitig zu beschließen, daß er in der ersten 
Sitzungswoche des Bundestages im September 1982 
eingebracht wird. 

Auch der Haushalt 1982 ist termingerecht vorge-
legt worden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. von Wartenberg (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1425 Frage 95): 

Mit welchen vorübergehenden Steuermindereinnahmen 
rechnet die Bundesregierung für den Fall, daß sie die Wert-
grenze für sofort abschreibungsfähige Wirtschaftsgüter von 
z. Z. 800 DM auf 1 500 DM erhöht, und für wie hoch schätzt sie 
langfristig die durch diese Maßnahme bewirkten Steuer-
mehreinnahmen auf Grund einer eventuellen Steigerung der 
Investitionsnachfrage? 

Die mit einer Anhebung der Wertgrenze von z. Zt. 
800 DM auf 1500 DM verbundenen Steuerminder-
einnahmen lassen sich mangels statistischer Unter-
lagen nur ungenau schätzen. Sie liegen in einer Grö-
ßenordnung zwischen 2 und 3 Milliarden DM. 

Aussagen darüber, ob von einer Anhebung der 
Wertgrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter eine 
Verstärkung der Investitionstätigkeit und damit 
eine kunjunkturelle Belebung mit der Folge höherer 
Steuereinnahmen ausgehen könnte, lassen sich 
nicht quantifizieren. Die Bundesregierung geht da-
von aus, daß eine solche Maßnahme nicht geeignet 
wäre, neben oder anstelle der von ihr vorgeschlage-
nen befristeten Investitionszulage das Wirtschafts-
geschehen spürbar anzuregen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. George (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1425 Fragen 96 und 97): 

. Ist es richtig, daß der Beitragszuschuß zur Rentnerkran-
kenversicherung, der ab 1. Januar 1983 von den Rentenversi-
cherungsträgern an die Rentner gezahlt werden soll, steuer-
lich als „wiederkehrende Bezüge" voll steuerpflichtig ist? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der Rent-
ner, die durch den Beitragszuschuß zur Rentnerkrankenversi-
cherung, der kein Bestandteil der Rente ist, steuerpflichtig 
werden und in Zukunft eine Steuererklärung abgeben müs-
sen, und wie hoch beziffert die Bundesregierung das hier-
durch erzielte Steuermehraufkommen? 

Zu Frage 96: 

Es ist zwar richtig, daß der bezeichnete monatli-
che Beitragszuschuß zur Rentnerkrankenversiche-
rung wiederkehrende Bezüge darstellt, die — nach 
Abzug von Werbungskosten — als sonstige Ein-
künfte im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 1 des Einkom-
mensteuergesetzes steuerpflichtig sind. In der Regel 
wird sich hierdurch jedoch eine Einkommensteuer-
belastung der Rentner nicht ergeben. 

In der Mehrzahl der Fälle wird auch nach dem Be-
zug des Beitragszuschusses eine Steuerpflicht der 
Rentner nicht eintreten, weil ihr zu versteuerndes 
Einkommen die Besteuerungsfreigrenze nicht über-
steigt. In Fällen, in denen Rentner schon bisher steu-
erbelastet sind, weil sie oder ihr nicht dauernd ge-
trennt lebender Ehegatte neben der Rente noch an-
dere Einkünfte beziehen, wird sich die Belastung re-
gelmäßig nicht erhöhen, weil die Beiträge zur Kran-
kenversicherung im Rahmen der Höchstbeträge als 
Sonderausgaben abgezogen werden können (§ 10 
Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Einkommensteuergesetz). Ledig-
lich in den — bei Rentnern selteneren — Fällen, in 
denen die Sonderausgaben-Höchstbeträge bereits 
durch andere Vorsorgeaufwendungen ausgeschöpft 
werden, ist mit einer steuerlichen Auswirkung zu 
rechnen. 

Zu Frage 97: 

Die Zahl der Rentner, die durch den Beitragszu-
schuß zur Rentnerkrankenversicherung steuer-
pflichtig werden und in Zukunft eine Steuererklä-
rung abgeben müssen, läßt sich nicht abschätzen. 
Man wird jedoch davon ausgehen können, daß diese 
Zahl nicht sehr erheblich sein wird. Da die Zahl der 
Fälle nicht abzuschätzen ist, läßt sich auch das hier-
durch erzielbare Steuermehraufkommen nicht be-
ziffern. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Fragen 
des Abgeordneten Schmidt (München) (SPD) 
(Drucksache 9/1425 Fragen 98 und 99): 

Ist es zutreffend, daß Finanzämter in der Bundesrepublik 
Deutschland Vermieter dazu anhalten, von den Mietern aus 
steuerlichen Gründen mindestens die ortsübliche Vergleichs-
miete zu verlangen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese vom 
Staat ausgehende Preistreiberei unsinnig ist, und ist sie be-
reit, die Finanzämter zu einer Änderung ihrer diesbezügli-
chen Praxis zu veranlassen? 

Es tritt nicht zu, daß die Finanzämter in der Bun-
desrepublik Vermieter dazu anhalten, von den Mie-
tern aus steuerlichen Gründen mindestens die orts-
übliche Vergleichsmiete zu verlangen. Vermutlich 
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liegt Ihrer Anfrage folgender Sachverhalt zugrun-
de: 

Nach § 21 Abs. 2 Einkommensteuergesetz hat der 
Eigentümer den Nutzungswert seiner Wohnung im 
eigenen Haus im Falle der Selbstnutzung zu ver-
steuern. Als Selbstnutzung gilt nach der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs auch die unentgeltli-
che oder teilweise unentgeltliche Überlassung der 
Wohnung an einen Dritten. Bei einer Vermietung zu 
einem Mietpreis, der unter der ortsüblichen Miete 
liegt, müßte demnach der Unterschiedsbetrag zwi-
schen der tatsächlich erzielten Miete und der ortsüb-
lichen Miete von dem Vermieter versteuert werden. 
Die Finanzämter sind jedoch nach Abschnitt 123 
Abs. 4 der Einkommensteuer-Richtlinien angewie-
sen, den Unterschiedsbetrag zur ortsüblichen Miete 
nur dann anzusetzen, wenn die tatsächlich gezahlte 
Miete zu der ortsüblichen Miete in einem krassen 
Mißverhältnis steht. Setzt das Finanzamt in derarti-
gen Fällen die ortsübliche Miete an, so ist nicht aus-
zuschließen, daß der Vermieter dem Mieter die hö-
here Miete künftig in Rechnung stellt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auf 
die Besteuerung des Nutzungswerts der eigenge-
nutzten Wohnung nicht verzichtet werden kann. 
Dies bedingt, daß dieser Nutzungswert auch dann 
erfaßt werden muß, wenn der Eigentümer die Woh-
nung ganz oder teilweise unentgeltlich einem Drit-
ten überläßt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1425 Frage 104): 

Wie hoch ist der Prozentsatz der Neuverschuldung der öf-
fentlichen Hand in der Bundesrepublik Deutschland und in 
den USA, bezogen auf die Gesamtsumme aller Ausgaben der 
öffentlichen Hand und auf das jeweilige Bruttosozialprodukt 
im laufenden und im bevorstehenden Haushaltsjahr? 

Die Neuverschuldung der öffentlichen Hand (Ge-
bietskörperschaften einschließlich Sozialversiche-
rung) in der Bundesrepublik Deutschland beträgt im 
Jahre 1982 bezogen auf die Ausgaben der öffentli-
chen Hand 7 v. H. und in Beziehung zum Brutto-
sozialprodukt 3 1/2  v. H. 

Für 1983 kann nur von den geltenden Finanzplä-
nen des Bundes und der Länder und Schätzungen 
für den Bereich der Gemeinden unter Zugrundele-
gung der dabei geltenden mittelfristigen gesamt-
wirtschaftlichen Eckwerte ausgegangen werden. 
Danach beträgt die Neuverschuldung der öffentli-
chen Hand im Jahre 1983 bezogen auf die Ausgaben 
knapp 6 v. H. und auf das Bruttosozialprodukt knapp 
3 v. H.  

Für die USA liegen nur Werte vor, die sich auf den 
Bundeshaushalt einschließlich Sozialversicherung 
beziehen. Für nachgeordnete Gebietskörperschaf-
ten gibt es noch keine Angaben für die Jahre 1982 
bzw. 1983; sie können auch nicht geschätzt werden, 
da selbst das Jahr 1981 noch nicht vollständig im Ist 
vorliegt. Unter diesen Einschränkungen und den ge-
genüber internationalen Vergleichen gebotenen me-
thodischen Vorbehalten beträgt die Neuverschul-
dung des Bundes der USA bezogen auf die Ausgaben 
1982 17,5 v. H. und auf das Bruttosozialprodukt 
3,9 v. H. Für 1983 beträgt die Neuverschuldung 
16,1 v. H. der Ausgaben und 3,5 v. H. des Bruttosozial-
produkts. 

Ich kann Ihnen auch noch die Vergleichsdaten des 
Bundes in der Bundesrepublik Deutschland mittei-
len: 

Die Nettokreditaufnahme des Bundes beträgt 
1982 bezogen auf die Ausgaben rund 11 v. H. und auf 
das Bruttosozialprodukt 1,6 v. H. Für das Jahr 1983 
beläuft sich die Nettokreditaufnahme gemäß gelten-
dem Finanzplan und damit unter den bereits ge-
nannten Einschränkungen bezogen auf die Ausga-
ben auf gut 10 v. H. und auf das Bruttosozialprodukt 
auf 1,5 v. H. 
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